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Gemeinnützige Landgesellschaften
Partner für integrierte Landentwicklung

Ländliche Entwicklung und die sie begleitenden Förderprogramme sind 
nur dann nachhaltig und effizient, wenn sie qualifiziert umgesetzt 
werden. 
 Bund, Ländern, Kommunen und privaten Akteuren stehen mit den 
gemeinnützigen Siedlungs- bzw. Landgesellschaften kompetente Ein-
richtungen zur Seite, die als Wirtschaftsunternehmen, mit öffentlicher 
Beteiligung und unter öffentlicher Aufsicht förder- und ordnungspoli-
tische Aufgaben der ländlichen Entwicklung aktiv begleiten. 
 Im Kontext eines sektorübergreifenden integrierten Förder- und 
Entwicklungsansatzes, fortschreitender Funktionalreformen in der Ver-
waltung, zunehmender Bedeutung Öffentlich-Privater Partnerschaften 
in der Finanzierung, Umsetzung und Realisierung von Entwicklungs-
vorhaben sowie der Moderation von Entwicklungsprozessen sind die 
Landgesellschaften kompetente Dienstleister und Partner für eine nach-
haltige, integrierte Entwicklung.
 In Deutschland gibt es neun gemeinnützige Siedlungs- bzw. Land-
gesellschaften, die in zehn Bundesländern und zwei Stadtstaaten als 
Entwicklungsgesellschaften für die ländlichen Räume und die Verbes-
serung der Agrarstruktur tätig sind.

Die Siedlungs- bzw. Landgesellschaften 
 haben ihre Rechtsgrundlage im Reichssiedlungsgesetz (RSG).
 sind Kapitalgesellschaften mit unmittelbarer bzw. mittelbarer 
 mehrheitlicher Beteiligung der jeweiligen Bundesländer und sons-  
 tiger Körperschaften des öffentlichen Rechts.
  sind Organe der Landespolitik zur Entwicklung ländlicher Räume, 
 sie unterstehen i. d. R. der Fachaufsicht des für Landwirtschaft 
 zuständigen Ressorts. In den Aufsichtsgremien sind weitere Lan- 
 desministerien vertreten.
  arbeiten als gemeinnützige Unternehmen in der Planung, Finan- 
 zierung und Umsetzung strukturverbessernder Maßnahmen im 
 ländlichen Raum, die z. T. von der öffentlichen Hand gefördert 
 werden.
 sind von den Ländern als allgemeine Sanierungs- und Entwick- 
 lungsträger nach dem Baugesetzbuch anerkannt.
 sind über ihren Bundesverband (BLG) deutschlandweit vernetzt  
 und eingebunden in den europäischen Verbund der Landentwick- 
 lungseinrichtungen (AEIAR).

Die Unternehmensziele – Verbesserung der Agrarstruktur, Stärkung 
der Wirtschaftskraft sowie Verbesserung der Lebens-, Arbeits- sowie 
Umweltverhältnisse in ländlichen Räumen – sind in den Satzungen 
der Landgesellschaften verankert und bestimmend für das breite Auf-
gaben- und Tätigkeitsprofil der Unternehmen. 

Aufgaben der Siedlungs- bzw. Landgesellschaften
Umsetzung von Strukturförderprogrammen der EU (ELER, EFRE), 
des Bundes und der Länder (GAK, GRW; Städtebauförderung): 
 Betreuung einzelbetrieblicher Investitionsmaßnahmen, 
 Planung, Standort- und Genehmigungsmanagement für Investi- 
 tionsvorhaben,
 Durchführung von Maßnahmen der Flurneuordnung, 
 Dienstleistungen im Rahmen des Vertragsnaturschutzes, 
  Orts- und Regionalentwicklung; Erstellen und Umsetzen von Pla- 
 nungen zur Land- und Gemeindeentwicklung inkl. integrierter re- 
 gionaler Entwicklungskonzepte und integrierter Stadtentwicklung,
  Regionalmanagement, Begleitung von LEADER-Aktionsgruppen. 

Vorausschauendes und integriertes 
Flächenmanagement
Zentrales Element der Entwicklungsaktivitäten der Landgesellschaf-
ten ist das umfassende Flächenmanagement, das in seiner Breite die 
Besonderheit der Unternehmen ausmacht. Zum Flächenmanagement 
der Landgesellschaften gehören:
  Landerwerb und Bodenbevorratung für Agrar- und Infrastruktur, 
 ökologische und andere öffentliche Zwecke,
 Ausübung des siedlungsrechtlichen Vorkaufsrechts in Verbindung 
 mit dem Grundstückverkehrsgesetz,
 Betreuung und Durchführung überbetrieblicher Maßnahmen, wie 
   Beschleunigte Zusammenlegung, 
   Freiwilliger Landtausch, 
   Bodenordnung und Zusammenführung von Gebäude- und Boden- 
  eigentum,
 Verwaltung und Verwertung landeseigener Flächen und landwirt- 
 schaftlicher Immobilien,
  Hofbörsen,
  Flächenagenturen für Ökopunkte.

Agrarstrukturelle Belange spielen beim Flächenmanagement der Land- 
gesellschaften eine besondere Rolle. Als vor allem im öffentlichen 
Interesse tätige Unternehmen ist die Arbeit der Landgesellschaften 
darauf ausgerichtet, die divergierenden Interessen verschiedener 
Gruppen auszugleichen und Konflikte zu mindern. 

Instrumenten-Mix für innovative Lösungen
Ein Alleinstellungsmerkmal der Landgesellschaften ist der Instru-
menten-Mix, den sie einsetzen können – ganz im Sinne einer inte-
grierten und nachhaltigen Entwicklung. Dazu gehören die förder-
politischen Instrumente und auch die Einbindung in den Vollzug 
der ordnungsrechtlichen Instrumente sowie eigenes wirtschaftliches 
Engagement. 
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Editorial
Sehr geehrte Leserinnen, sehr geehrte Leser,

      die Weiterentwicklung und Stär-
kung der Politik für die ländlichen 
Räume stand in den zurückliegenden 
Jahren so ausgeprägt wie nie zuvor im 
Fokus der Politik von Bund und den für 
die Umsetzung zuständigen Ländern. 
Auf Bundesebene galt dies in der ab-
gelaufenen Legislaturperiode erfreuli-
cherweise sogar über Fraktionsgrenzen 
und teilweise auch über Ressortgren-
zen hinweg. Stichworte: Einsetzung 

eines Arbeitsstabes der Bundesregierung auf Staatssekretärsebene zur 
Koordinierung der Politikbereiche für ländliche Räume; Änderung des 
Gesetzes zur »Verbesserung der Agrarstruktur und des Küstenschut-
zes« (GAK) im Hinblick auf eine Ausweitung der Fördermöglichkeiten 
für Kleinstunternehmen bei der Grundversorgung, der Einrichtung 
lokaler Basisdienstleistungen, der Umnutzung dörflicher Bausubstanz 
sowie für Investitionen im nichtproduktiven Naturschutz; Auflage des 
Bundesprogramms Ländliche Entwicklung (BULE) mit einer Reihe the-
matischer Modellmaßnahmen der ländlichen Entwicklung; Einrichtung 
eines Kompetenzzentrums »Ländliche Entwicklung« sowie einer Fach-
abteilung im Bundesministerium für Ernährung und Landwirtschaft. 
Dazu kommt eine zweimalige Mittelaufstockung für die erweiterte 
GAK-Förderung und von BULE durch den Bundestag. Daneben gibt 
es Förderprogramme anderer Ressorts zur regionalen Wirtschaftsför-
derung, Städtebauförderung für »Kleine Städte und Gemeinden …«, 
die Förderung des Breitbandausbaus u. a. m., nicht zu vergessen die 
begleitende Ressortforschung durch das Thünen-Institut (TI) als auch 
des Bundesinstitutes für Bau-, Stadt- und Raumforschung (BBSR) 
sowie entwicklungsfördernde Auswirkungen der Energiewende. Trotz 
Scheiterns der aufgrund der Mehrheitsverhältnisse möglichen Ände-
rung des Grundgesetzes zur Ausdehnung der Fördertatbestände der 
GAK an Ressortinteressen sind dies insgesamt deutlich erkennbare 
Fortschritte mit Ausbaupotenzial in der neuen Legislaturperiode.
 Die Aussagen zur Stärkung der Politik für die ländlichen Räume 
in den Wahlprogrammen der Parteien nähren die Erwartung, dass 
sowohl der neu gewählte Bundestag als auch die künftige Bundes-
regierung die Anstrengungen für gleichwertige Lebensbedingungen 
fortsetzt. Notwendiger denn je ist eine ressortübergreifende Politik 
für ländliche Räume, gerade auch im Hinblick auf das anstehende ge-
samtdeutsche Fördersystem für strukturschwache Räume nach 2020.
Auch auf europäischer Ebene ist die Weiterentwicklung der Ländlichen 
Entwicklungspolitik auf der Agenda. Die »Cork-2-Erklärung – für ein 
besseres Leben im ländlichen Raum«, beschreibt Methoden, Pfade 
und Maßnahmenbündel für die Ländliche Entwicklungsförderung 

im Rahmen der künftigen Gemeinsamen Agrarpolitik (GAP) nach 
2020. Die Erklärung, Beiträge und akzentuierte Statements wich-
tiger  Akteursgruppen dazu finden Sie in diesem Heft. Der weitere 
Diskussionsprozess wird vor dem Hintergrund der mittelfristigen 
 Finanzplanung der EU nach dem Brexit den tatsächlichen politischen 
Stellenwert der Förderung der ländlichen Entwicklung zeigen. 
 Die Zukunftsthemen ländlicher Räume entsprechen den Zu-
kunftsthemen unserer Gesellschaft, stellt der Präsident des Thünen- 
Institutes, Prof. Dr. Isermeyer, im Leitartikel dieses Heftes fest. In 
weiteren Beiträgen werden die Folgen des demografischen Wandels, 
Fragen der Zuwanderung und Integration, die Sicherung und Weiter-  
entwicklung der Daseinsvorsorge, der Fachkräftemangel und die Digi-
talisierung als die wesentlichen Herausforderungen identifiziert. Um 
diese positiv zu gestalten, bedarf es Anpassungsstrategien. Verände-
rungen bergen gerade auch Chancen für ländliche Räume. Ländliche 
Entwicklungspolitik soll als Angebot Veränderungen nachhaltig flan-
kieren, die Rahmenbedingungen für die vorhandenen Standortfak-
toren verbessern und Entwicklungspotenziale zur Entfaltung bringen.
Für die Zukunftsfähigkeit ländlicher Regionen sind vitale Dörfer, ihrer 
Funktion gerecht werdende Gemeinden und Städte mit einer effi-
zienten Infrastruktur der notwendige räumliche Rahmen für Leben 
und Arbeiten. Zur Gestaltung gibt es partizipatorische Ansätze und 
Umsetzungsinstrumente, die sich in der interdisziplinären Arbeit der 
Fachabteilungen der Landgesellschaften widerspiegeln. Innovative 
Ansätze zeigen vielfältige und nachhaltige Ergebnisse ländlicher 
Entwicklung, wie die vorgestellten Best-Practice-Beispiele der Land-
gesellschaften in diesem Heft belegen.
 Die sich beschleunigt fortsetzende Digitalisierung wird Leben und 
Arbeiten weiter verändern. Beste Breitbandversorgung, ein leistungs-
fähiges Netz für ländliche Räume ist unabdingbare Voraussetzung 
für die Nutzung und Weiterentwicklung digitaler Anwendungen. Ein 
Reisebericht über die Digitalisierung in den USA beschreibt, bei un-
terschiedlicher Netzausstattung werden Räume abgehängt, Entwick-
lungsmöglichkeiten nicht ausgeschöpft. 
 Wir bedanken uns bei den Autorinnen und Autoren dieses Heftes 
ganz herzlich für die Artikel bzw. Statements und wünschen Ihnen 
eine interessante, anregende Lektüre.

Ihr

Volker Bruns
Vorsitzender des Vorstandes des BLG, Geschäftsführer  
der Landgesellschaft Mecklenburg-Vorpommern mbH
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Fragestellungen

      Wie gelingt es bei dieser enormen Komplexität, einen struk-
turierten Zugang zum Thema zu gewinnen, um die wichtigen Zu-
kunftsthemen ländlicher Räume zu identifizieren? Drei verschiedene 
Zugänge bieten sich an:
  Rückschauende Trendanalyse: Wie laufen die wichtigsten Entwick-

lungstrends? In welchen Regionen und bei welchen Sachverhalten 
werden Probleme erkennbar? Wo konnte der Trend zum Positiven 
gewendet werden, und was kann man von diesen Regionen  lernen? 

  Einschätzungen zu neuen Einflussfaktoren: Welche Entwicklungen 
(technologisch, wirtschaftlich, demografisch, …) haben Game 
changer-Potenzial? Wie werden sie verschiedene Regionen betref-
fen? Wie können sich verschiedene ländliche Regionen anpassen?

  Auswertung bisheriger Politikerfahrungen: Wie hat sich die Poli-
tik für ländliche Räume entwickelt? Welche Erfahrungen wurden 
gemacht? Welche Verbesserungsvorschläge gibt es? Wie ist ihre 
Wirkung ein zuschätzen?

Im Folgenden werden alle drei Zugänge verfolgt, wobei das beim 
derzeitigen Stand der Forschung teilweise nur rudimentär möglich ist. 
Entsprechend vorsichtig sind die Schlussfolgerungen zu interpretieren.

Rückschauende Trendanalyse 

Der vom Thünen-Institut erarbeitete, erstmals 2016 veröffentlichte 
Landatlas bietet einen umfassenden Überblick über Entwicklungen, die 
für die ländlichen Räume Deutschlands von Belang sind und für die es 
zum gegenwärtigen Zeitpunkt eine statistische Datengrundlage gibt. 
Einige wichtige Ergebnisse fasst die folgende Aufl istung zusammen:
  Bevölkerungsabnahme und Überalterung sind in vielen Regionen 

Ostdeutschlands, aber auch z. B. in Teilen Hessens, Niedersachsens 
oder Schleswig-Holsteins eine gravierende Herausforderung. In 
vielen Landkreisen schrumpft die Bevölkerung um ca. 2 Prozent 
p. a., bei deutlich negativem Wanderungssaldo, und jeder vierte 
Einwohner ist hier älter als 65 Jahre.

  Die mittleren steuerpflichtigen Bruttoeinkünfte  (Medianwerte) 
liegen in vielen wohlhabenden ländlichen Regionen West- und 
Süddeutschlands bei deutlich über 40.000 Euro, in den meisten 
ostdeutschen Regionen nur ungefähr halb so hoch.

  Die kommunale Steuerkraft beträgt im Speckgürtel der  Großstädte 
sowie in den prosperierenden Regionen Süddeutschlands rund 
800 Euro je Einwohner, in vielen ländlichen Räumen Ostdeutsch-
lands, des Nordseeküstenraums oder des Saarlands ist sie nur halb 
so hoch. Die Höhe der kommunalen Schulden variiert hingegen 
oft kleinräumig; Landkreise mit einer mittleren Verschuldung von 
3.000 Euro pro Einwohner befinden sich oft in unmittelbarer Nach-
barschaft zu fast schuldenfreien Landkreisen.

  Baulandpreise erreichen in manchen ländlichen Räumen 200 Euro 
je Quadratmeter, und sie liegen damit zehnmal so hoch wie in 
einigen stark schrumpfenden Räumen.

  Der Anteil der Beschäftigten ohne Berufsabschluss beträgt in den 
wirtschaftlich prosperierenden Regionen West- und Süddeutsch-
lands oft 15 Prozent, während er in Ostdeutschland überwiegend 
in einer Größenordnung von 5 Prozent liegt.

  Die Schulabbrecherquote übersteigt insbesondere in vielen ost-
deutschen Landkreisen 10 Prozent, in vielen anderen Landkreisen 
ist sie weniger als halb so hoch.

  Die Betreuungsquote für Krippenkinder liegt in vielen Regionen 
Ostdeutschlands über 50 Prozent, in vielen Regionen Westdeutsch-
lands unter 20 Prozent.

Zukunftsthemen ländlicher Räume

Autor: Prof. Dr. Folkhard Isermeyer   

      Ein Großteil unseres Landes sind ländliche Räume. Nach der im Landatlas vor­

genommenen Abgrenzung (www.landatlas.de) sind 91 Prozent der Fläche und 57 Pro­

zent der Bevölkerung Deutschlands den ländlichen Räumen zuzurechnen. Diese Räume 

sind außerordentlich vielgestaltig, d. h. sie umfassen schrumpfende und wachsende, 

prospe rierende und stagnierende, gut und weniger gut versorgte Regionen. Angesichts 

der großen Bedeutung ländlicher Räume ist davon auszugehen, dass die allermeisten 

Zukunfts themen unserer Gesellschaft auch die ländlichen Räume Deutschlands betreffen, 

wegen der Heterogenität der ländlichen Räume jedoch in höchst unterschiedlicher Weise. 
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  Die Zahl der Hausärzte je 1 000 Einwohner schwankt zumeist 
zwischen 0,5 und 0,75. Viele schrumpfende Regionen weisen 
eine relativ günstige Quote auf. Bezüglich der Entfernung zum 
nächstgelegenen Haus-, Fach- oder Zahnarzt gibt es aber große 
Unterschiede zwischen verschiedenen ländlichen Orten.

Mit dieser ausschnitthaften Zusammenstellung sind bereits wichtige 
Zukunftsthemen benannt. Zugleich ist deutlich geworden, dass die 
Themen zumeist nicht die ländlichen Räume betreffen, sondern ver-
schiedenartige ländliche Räume in höchst unterschiedlichem Maße.
 Damit das Potenzial einer regional differenzierten Trendanalyse 
künftig immer besser zum Nutzen der ländlichen Entwicklungspolitik 
genutzt werden kann, sollte der Landatlas vor allem in zwei Rich-
tungen erweitert werden – auch das ist ein wichtiges Zukunftsthema:
  Längere Zeitreihen: Im ersten Anlauf stand der Querschnittsver-

gleich im Vordergrund, und für die meisten Indikatoren wurden nur 
ein bis drei Jahre erfasst. Aus Langzeit-Fallstudien (z. B. der seit 
den 50er Jahren durchgeführten Dörferstudie) ist bekannt, dass 
sich regionale Entwicklungen bisweilen ganz anders vollziehen 
als dies bei einer Fortschreibung von kurz- und mittelfristigen 
Trends zu erwarten gewesen wäre. Aus diesem Grund, aber auch 
um regionale Ausreißer verlässlich erkennen und analysieren zu 
können, ist eine Verstetigung des Landatlas von großer Bedeutung.

  Regelmäßige Bevölkerungsbefragungen: Im Hinblick auf eine pro-
blemgerechte Politikgestaltung ist es wichtig, neben den  harten 
Daten der Offizialstatistik auch systematisch Informationen 

darüber zu gewinnen, wie die Bewohner ländlicher Räume ihre 
Lebensverhältnisse wahrnehmen und bewerten. Hierfür gilt es, 
die im Rahmen des Monitorings ländlicher Räume 2016 erstmals 
durchgeführten Befragungen fortzuführen. Diese sollten im Zeit-
ablauf wechselnde thematische Schwerpunkte haben, um neuen 
Fragestellungen Rechnung tragen zu können, aber auch einen 
konstanten Kern von Fragen, der den Aufbau von Zeitreihen und 
damit die Analyse längerfristiger Entwicklungen erlaubt.

Einschätzungen zu neuen Einflussfaktoren

In Diskussionen über die Zukunftsperspektiven ländlicher Räume wird 
vor allem zwei Einflussfaktoren das Potenzial zugesprochen, als game 
changer die bisherigen Trends grundlegend verändern zu können: 
Zuwanderung und Digitalisierung.

Zuwanderung
Bis vor Kurzem galt es als sehr wahrscheinlich, dass (a) die Einwoh-
nerzahl Deutschlands aufgrund der geringen Geburtenrate in den 
nächsten Jahrzehnten stark schrumpfen wird und dass (b) diese Ent-
wicklung viele ländliche Räume besonders hart treffen wird, weil dort 
die Abwanderung junger Erwachsener hinzukommt. 
 Die starken Zuwanderungen seit Beginn des Jahrzehnts haben 
zumindest die gesamtnationale Schrumpfungsthese einstweilen wider-
legt. Angesichts der großen Attraktivität, die dem Standort Deutsch-
land in internationalen Meinungsumfragen zugesprochen wird, ist 
nicht auszuschließen, dass sich das nationale Bevölkerungswachstum 
noch einige Zeit fortsetzen wird. Großen Einfluss hierauf wird die 
konkrete Ausgestaltung der Einwanderungspolitik haben.
 Wie stark sich der nunmehr positive nationale Zuwanderungs-
saldo auf die Bevölkerungsentwicklung jener Landstriche auswirken 
wird, die aktuell eine rückläufige Einwohnerzahl aufweisen, lässt 
sich derzeit noch nicht abschätzen. Eine große Gruppe unter den 
Zugewanderten sind Geflüchtete. Insofern kann der befristeten Wohn-
sitzauflage für anerkannte Flüchtlinge eine wichtige Rolle zukommen. 
Die Auflage wurde mit dem Integrationsgesetz im Sommer 2016 ein-
geführt. Sie begrenzt den Wohnsitz Geflüchteter im Grundsatz für drei 
Jahre auf das zugewiesene Bundesland und eröffnet die Möglichkeit 
kleinräumigerer Wohnsitzzuweisungen, die mittlerweile von fünf Bun-
desländern genutzt wird. Im Hintergrund steht dabei die Hypothese, 
dass die Integration in den Arbeitsmarkt und die Gesellschaft besser 
gelingt, wenn die Geflüchteten von Beginn an möglichst breit in der 
Fläche verteilt werden.
 Erste Analysen deuten darauf hin, dass sich die Bedingungen 
für den Integrationserfolg innerhalb ländlicher Regionen kleinräu-
mig unterscheiden. Kleine Kommunen in größerer Entfernung zur 
 nächsten Klein- oder Mittelstadt sind nur begrenzt geeignet, weil 
sie die erforderlichen Angebote (Sprachkurse etc.) nicht aus eigener 
Kraft bereitstellen können und weil sich die räumlichen Entfernungen 
ohne Kfz nur schwer überbrücken lassen. In Klein- und vor allem in 
Mittelstädten sind die Voraussetzungen oft besser; der nachhaltige 
Integrationserfolg in diesen Kommunen hängt dann aber wesentlich 

Der vom Thünen-Institut erarbeitete Landatlas wurde 2016  
erstmals veröffentlicht. Er  bietet einen umfassenden Überblick über 
Entwicklungen ländlicher Räume. Auch dessen Erweiterung ist 
ein Zukunftsthema.
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7Zukunftsthemen ländlicher Räume

davon ab, (a) ob die Aufnahmegesellschaft und die dortigen Mei-
nungsführer eine positive Grundhaltung zur Integration einnehmen 
und (b) wie gut es gelingt, das Arbeitsplatzangebot auf einem hohen 
Niveau zu halten.   

Digitalisierung
Die Digitalisierung hat das Potenzial, Raumüberwindungskosten zu 
reduzieren und damit dem wichtigsten Standortnachteil ländlicher 
Räume entgegenzuwirken. Zwei visionäre »Zielbilder« veranschau-
lichen dies skizzenartig:
  Telekommunikation / Internet: Je besser es gelingt, z. B. behörd-

liche Vorgänge, Bildungsveranstaltungen, Verkaufsgespräche, 
Teamsitzungen oder ärztliche Diagnosen per Datenaustausch  
oder in virtuellen Räumen (virtuelle Büros, Praxen, Kanzleien, Hör-
säle …) in angenehmer Weise zu erledigen, desto mehr erübrigt 
sich der physische Transport von Menschen in die Stadt.

  Autonome Mobilität: In den Fällen, in denen Landbewohner auch 
künftig persönlich transportiert werden wollen (zum Arzt, zum 
Kegel abend usw.), schwindet der Nachteil ländlicher Distanzen 
spürbar, wenn man vom autonomen Taxi abgeholt und anschlie-
ßend wieder nach Hause gebracht wird. Hierbei geht es nicht nur 
um finanzielle Aspekte (Kosten des Taxifahrers; Parkgebühren), 
sondern auch um andere Aspekte wie z. B. Verkehrssicherheit, 
 Mobilität im Alter oder die Möglichkeit, während der Fahrt Zeitung 
lesen zu können. 

Bis solche Visionen umfassend verwirklicht sind, wird es noch eine 
ganze Weile dauern, und auf dem Weg dorthin wird es viele neue 
Erkenntnisse und Kurskorrekturen geben. Die grobe Richtung ist aber 
klar vorgezeichnet, und an zahlreichen Teillösungen wird heute schon 
gearbeitet. Daher bleibt die flächendeckende Verbreitung des schnel-
len Internets eine wichtige politische Aufgabe, um allen ländlichen 
Räumen die Teilhabe am Digitalisierungsfortschritt zu ermöglichen. 
Welche Geschäftsmodelle sich dann auf dieser Infrastruktur-Basis 
entwickeln, wird überwiegend Sache der Privatwirtschaft bleiben. Der 
Staat kann aber auch hier unterstützend tätig werden, indem er regio-
nale Entwicklungen analysieren lässt und überregionale Plattformen 
schafft, in denen sich Akteure aus den ländlichen Räumen über ihre 
Erfahrungen, Ideen und vielleicht auch über Kooperationsmodelle 
austauschen können.
 Je besser es gelingt, ländliche Regionen durch digitale  Vernetzung 
in die überregionale Wirtschaft einzubinden, desto stärker verän-
dert sich die Perspektive auf die demografische Entwicklung in den 
schrumpfenden Regionen. Es kommt dann weniger darauf an, der 
Abwanderung entgegenzuwirken, indem in klassischer Weise Arbeits-
plätze angesiedelt und Menschen in der Region gehalten werden, 
sondern stärker darauf, die Region als Wohnstandort attraktiv zu 
machen und Menschen aus anderen Regionen zum Zuzug zu bewegen – 
gern auch zunächst ins Wochenend- oder Ferienhaus. Lebensqualität, 
Schönheit der Landschaft, Kulturangebot, aber auch Veränderungen 
von Zeitgeist, Mode und Image gewinnen in dieser Perspektive stark 
an Bedeutung. In diesem Sinne versucht z. B. die »Initiative Neue 
Ländlichkeit« Akzente zu setzen.

Auswertung bisheriger Politikerfahrungen

Es steht außer Frage, dass Verkehrs-, Arbeitsmarkt-, Raumordnungs-, 
Energie-, Gesundheits-, Schulpolitik und viele weitere Politikbereiche 
die Wirtschafts- und Lebensverhältnisse in ländlichen Räumen be-
einflussen. Der einzige Politikbereich, der die finanzielle Förderung 
ländlicher Räume explizit adressiert, ist allerdings bis dato die zweite 
Säule der Gemeinsamen Agrarpolitik. Hieran entzünden sich seit Lan-
gem die einschlägigen Fachdebatten, wobei von Seiten der Wissen-
schaft vor allem folgende Kritikpunkte thematisiert werden:
  Geringer Stellenwert im Rahmen der Gemeinsamen Agrarpo litik: 

Als Teilbereich der zweiten Säule, die zudem finanziell viel schwä-
cher ausgestattet ist als die erste Säule, fristet die ländliche Ent-
wicklungspolitik nach Auffassung vieler Beobachter ein Schat-
tendasein. Bisweilen wird als Lösungsvorschlag vorgetragen, das 
Themenfeld in ein anderes Ressort zu verlagern. Dem ist jedoch 
entgegenzuhalten, dass für eine grundlegende Besserung nicht 
entscheidend ist, welches Ressort die Hauptverantwortung trägt, 
sondern wie die finanzielle Ausstattung bemessen ist, welche Ziele 
bzw.  Instrumente formuliert werden und wie die verschiedenen 
Ressorts bzw. Politikebenen zusammenarbeiten.   

  Mangelnde räumliche Fokussierung: Wie eingangs dargestellt, gibt 
es zwischen verschiedenen ländlichen Räumen große Unterschiede 
hinsichtlich der Problemlagen und hinsichtlich der finanziellen 
Möglichkeiten zur Selbsthilfe. Vor diesem Hintergrund stellt sich 
die  Frage, ob die ländliche Entwicklungspolitik nicht stärker auf 
Problem regionen fokussiert werden sollte. Für die praktische Poli-
tik wäre dies gewiss kein leichter Weg: Zum einen würden manche 
Regio nen aus der Förderkulisse fallen, zum anderen könnten die 
großen Finanz ströme tangiert werden (Mittelumverteilung zwi-
schen Ländern). Hier ist politische Kunst gefragt, um problemge-
rechte und zugleich konsensfähige Gesamtpakte zu schnüren.

Zuwanderung und Digitalisierung sind Einflussfaktoren mit dem 
 Potenzial, bisherige Trends und Zukunftsperspektiven ländlicher 
 Räume verändern zu können.
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  Hoher Administrationsaufwand und mangelnde Innovationskraft: 
Die Europäische Union hat versucht, im Laufe der Zeit die stra-
tegische Kraft der ländlichen Entwicklungspolitik zu verbessern 
und zugleich Missbrauchsmöglichkeiten zu verringern sowie mehr 
Rechtssicherheit herzustellen. Dieser Versuch hat jedoch nach Mei-
nung vieler Betroffener in eine bürokratische Sackgasse geführt. 
Der strategische Überbau wurde zwar erweitert, doch haben die 
zusätzlichen Dokumente (z. B. Fondsübergreifende Partnerschafts-
vereinbarung) in der Regel einen legitimierenden Charakter und 
erfüllen nicht die Anforderungen, die man gemeinhin an eine 
Strategie stellt. Die Entwicklungsprogramme müssen oft unter ho-
hem Zeitdruck erstellt und umgesetzt werden, und nicht zuletzt 
führen die Anlastungsrisiken dazu, dass Länder keine riskanten 
Innovationen wagen, sondern bewährten Fördermaßnahmen den 
Vorzug geben, bei denen das Geld sicher abfließt. Diese Nachteile 
der aktuellen Förderpolitik hat auch das Sächsische Staatsminis-
terium für Umwelt und Landwirtschaft 2016 mit seinem Papier 
ELER-RESET zum Ausdruck gebracht. Die dort entwickelten, sub-
stanziellen Vereinfachungsvorschläge haben viel Anklang gefunden.

Aus wissenschaftlicher Sicht wäre zu erwägen, hier noch einen Schritt 
weiter zu gehen und die Grundsatzfrage zu adressieren, weshalb länd-
liche Entwicklungspolitik überhaupt auf der Ebene der Europäischen 
Union angesiedelt sein soll. Würde man die EU am Reißbrett neu 
entwickeln, so würde man für die Handels-, Verteidigungs- oder Kli-
maschutzpolitik die EU-Ebene vorsehen, Politik für ländliche Räume 
jedoch bei konsequenter Anwendung des Subsidiaritätsprinzip eher 
auf Ebene der Mitgliedstaaten und in Deutschland auf Ebene der Bun-
desländer verorten.  Man könnte nun einwenden, die Verantwortung 
liege doch auch jetzt schon dort, schließlich seien die Länder für 
die Programmierung ihrer ländlichen Entwicklungspolitik zuständig. 

Dieser Einwand geht aber am Kern des Problems vorbei. Würden näm-
lich die Länder die ländliche Entwicklungspolitik – anders als jetzt – 
völlig frei zu gestalten haben, so würde erstens deutlicher, wer die 
politische Verantwortung trägt (keine Verweise z. B. auf einengende 
Vorgaben von oben), und zweitens entstünde eine heterogenere Poli-
tiklandschaft als derzeit, mit mehr Vielfalt, Innovation, Wettbewerb 
und Lernen von anderen Regionen.
 Dass eine derart weitreichende Grundsatzdebatte die praktische 
EU-Politik erreicht, ist allerdings in absehbarer Zeit nicht zu erwarten. 
Angesichts der großen europapolitischen Krisen (von der Finanzkrise 
über die Flüchtlingskrise bis zum Brexit) werden es die Regierungs-
chefs wohl kaum für opportun halten, bei der Gemeinsamen Agrar-
politik nun eine weitere Großbaustelle zu eröffnen. Daher besteht 
die aktuelle Herausforderung für die praktische Politik eher darin, auf 
eine deutliche Verschlankung der EU-Vorgaben und mehr Freiräume zu 
dringen (inhaltlich und zeitlich), damit bei Bund und Ländern bessere 
Bedingungen für die Entwicklung echter Strategien entstehen.
 Die zweite politische Großbaustelle liegt auf der Ebene des Bundes. 
Auch hier sind in den nächsten Jahren wichtige Entscheidungen zur 
inhaltlichen Ausrichtung bzw. organisatorischen Ausgestaltung der 
finanziellen Förderung zu treffen (Gemeinschaftsaufgabe; Städte-
bauförderung; Bundesprogramme). Noch wichtiger wird aber wohl die 
Frage sein, wie künftig die ressortübergreifende Zusammenarbeit zu 
Fragen der ländlichen Räume organisiert wird. 
 Einerseits muss die Zuständigkeit für die Fachpolitiken weiterhin 
in den Fachressorts verbleiben (Verkehr, Gesundheit usw.); anderer-
seits sollte es aber ein Ministerium geben, welches die spezifischen 
Anliegen der ländlichen Räume in ihrer Gesamtheit versteht und 
 darauf achtet, dass die einzelnen Fachpolitiken (a) auf die Bedin-
gungen ländlicher Räume abgestimmt sind und (b) so ineinandergrei-
fen, dass sich die ländlichen Räume gut entwickeln können. Ein inter-
ministerieller Ausschuss vermag diese Aufgabe nur sehr eingeschränkt 
zu erfüllen. Wenn sie nun aber einem Ministerium überantwortet 
wird, so wird dieses nicht umhin kommen, im Zuständigkeitsbereich 
befreundeter Ressorts zumindest partiell sprechfähig zu werden. Nach 
aller Erfahrung ist auch das nicht ohne Risiken. Im Interesse der 
ländlichen Räume ist deshalb zu hoffen, dass die Kabinettsmitglieder 
hier ein gutes Teamspiel entwickeln, damit dieser Teamgeist auf alle 
Arbeitsebenen ausstrahlen und dort Früchte tragen kann.

Prof. Dr. Folkhard Isermeyer
Präsident des Thünen-Institutes, 
Braunschweig

Für die Zukunft der ländlichen Räume ist wichtig, wie künftig 
die ressortübergreifende Zusammenarbeit zu Fragen der ländlichen 
Räume organisiert wird. 
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9Ländliche Räume zukunftsfähig gestalten

Raumrelevante Aspekte ländlicher Entwicklung

Ländliche Räume im Zentrum  
der politischen Diskussion

      Wer sich mit den raumrelevanten Aspekten ländlicher Entwick-
lung beschäftigt, kommt nicht umhin, zunächst eine Lesart des-
sen anzubieten, was unter ländlichen Räumen verstanden werden 
soll. Die Abgrenzungen zu dieser Raumkategorie sind vielfältig und 
werden auch immer wieder seitens der Politik nachgefragt, um auf 
dieser Basis politische Entscheidungen evidenzbasiert vorzubereiten 
oder zu begründen. Hintergrund ist meist eine unterstellte sozio-
ökonomische Stadt-Land-Dichotomie und damit die Frage nach dem 
Stand und der Entwicklung gleichwertiger regionaler Lebensverhält-
nisse. Grundsätzlich gilt: Eine allgemeingültige Abgrenzung ländlicher 
Räume existiert nicht. Je nach Problemstellung, Erkenntnisinteresse 
und räumlichem Gebietsraster – Gemeinde- oder Kreis- oder Regions-
ebene – werden unterschiedliche räumliche Abgrenzungen vorge-
nommen. Zentrales Merkmal all dieser Abgrenzungen ist jedoch stets 
die Einwohnerdichte. Damit ist ein zentraler raumrelevanter Aspekt 
ländlicher Struktur benannt. Das ist nichts Neues. Für die Politik ist 
es nun relevant, ob mit diesem raumrelevanten Aspekt raumdiffe-
renzierende Entwicklungen einhergehen, und wenn dem so ist, ob 
der Leitsatz des Bundesverfassungsgerichts (Urteil vom 24. Oktober 
2002 – 2 BvF 1/01) verletzt ist: »Das Erfordernis der ›Herstellung 
gleichwertiger Lebensverhältnisse‹ ist nicht schon dann erfüllt, wenn 
es nur um das Inkraftsetzen bundeseinheitlicher Regelungen geht. 
Das bundesstaatliche Rechtsgut gleichwertiger Lebensverhältnisse ist 
vielmehr erst dann bedroht und der Bund erst dann zum Eingreifen 
ermächtigt, wenn sich die Lebensverhältnisse in den Ländern der 

Bundesrepublik in erheblicher, das bundesstaatliche Sozialgefüge 
beeinträchtigender Weise auseinander entwickelt haben oder sich 
eine derartige Entwicklung konkret abzeichnet.« In diesem Kontext 
kann es nur begrüßt werden, dass im Wahlprogramm 2017 der CDU-
CSU festgehalten wird: 
 »Wir werden nach der Bundestagswahl eine Kommission Gleichwer-
tigkeit der Lebensverhältnisse einsetzen. Vertreter von Bund, Ländern 
und Kommunen sollen zusammenarbeiten. Dabei werden wir darauf 
achten, dass insbesondere auch die benachteiligten Regionen, Städte 
und Gemeinden angemessen vertreten sind.
 Bis Mitte 2019 soll die Kommission Vorschläge vorlegen, wie das 
grundgesetzliche Ziel der Gleichwertigkeit besser und schneller er-
reicht werden kann und welche Änderungen dafür erforderlich sind.« 
 Wo stehen wir? Regionale Grundlage der nachfolgenden Ausfüh-
rungen ist die Gemeindeebene. Um eine föderale Vergleichbarkeit her-
zustellen zu können, wird die Ebene der Verbandsgemeinde zugrunde 
gelegt. Das heißt in jenen Bundesländern mit einer sehr kleinteiligen 
Gemeindestruktur (z. B. Rheinland-Pfalz) wird diese auf die Verbands-
gemeindeebene hochaggregiert, damit sozioökonomische Werte im 
Vergleich zu jenen Bundesländern mit einer umfassenden kommunalen 
Gebietsreform (z. B. Nordrhein-Westfalen) weniger verzerrt werden. 
Um ländliche Räume in ihrer Differenziertheit untersuchen zu können, 
wird auf Basis der Einwohnerdichte ein einfaches Muster gewählt: un-
ter 150 Einwohner je km2 soll der Gebietseinheit das Prädikat ländlich 
zugewiesen werden. Innerhalb dieser Raumkategorie wird wiederum 
nach »extrem dünnbesiedelt (= unter 50 Einwohner je km2), stark 
dünnbesiedelt (= 50 bis unter 75 Einwohner je km2), dünnbesiedelt 
(= 75 bis unter 100 Einwohner je km2) und weniger dünnbesiedelt  

Autor: Dr. Markus Eltges

      Auch wenn die Entwicklung ländlicher Räume differenziert erfolgt, die Entwick­

lungsunterschiede stark von der Nähe zu den städtischen Räumen beeinflusst  

werden und insbesondere peripher gelegene Regionen Anlass zur Sorge geben, muss 

 immer wieder betont werden, dass kluge und vorausschauende Menschen sich mit 

 Tatkraft und vereinten Kräften gegen manch negative Dynamik stemmen. Wenn von 

raumrelevanten Aspekten ländlicher Entwicklung gesprochen wird, so ist die Eigen­

initiative dieser  Menschen zuvorderst zu nennen. Gleichwohl ist die Bundes­ wie 

Landespolitik stets gefordert, das ihre dazu beizutragen, diese Ideen zu unterstützen 

und Rahmenbedingungen für ein gutes Auskommen und damit ein gutes Leben in der 

Heimat zu schaffen. Der Digitalisierung kommt hierbei eine besondere Rolle zu.  
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(= 100 bis unter 150 Einwohner je qkm) unterschieden. Über 150 Ein- 
wohner je km2 soll das Land-Stadt-Kontinuum beginnen. Diese Dif-
ferenzierung teilt die Anzahl der über 4 400 Gemeinden in nahezu 
zwei gleich große Teile, wobei der Median der Einwohnerdichte über 
diese 4 400 Gemeinden mit 145 recht nahe bei der Ländlichkeitsgrenze 
150 liegt. 
 Mit Blick auf die Einwohnerwerte sieht es anders aus. 20 Prozent 
der Einwohner in Deutschland leben in einer Gebietskategorie mit 
einer Einwohnerdichte unterhalb von 150. Dies entspricht immerhin 
einer Bevölkerungszahl von über 17 Millionen Menschen. Im Vergleich 
zum Jahre 2000 sind dies aber schon rund 900 000 weniger Menschen. 

Zentrale raumrelevante Aspekte  
ländlicher Entwicklung

Damit ist der Fokus auf den demografischen Wandel gelenkt. Augen-
scheinlich besteht zwischen der gewählten Klassifizierung und der 
Einwohnerentwicklung ein signifikanter Zusammenhang, jedoch in 

der West-Ost-Differenzierung in unterschiedlicher Intensität. Wird 
die jüngere Vergangenheit zwischen den Jahren 2010 und 2015 
 betrachtet, so bleibt dieses Strukturbild weitgehend stabil. Nur in 
Kategorie über 150 Einwohner je km2 sind im Westen starke Zuwächse 
zu beobachten, und im Osten kommt der Einwohnerverlust nahezu 
zum Erliegen. Im Westen dreht sich die negative Entwicklung in der 
Klasse 75 bis unter 100 Einwohner je km2 ins Positive. Hieran dürften 
aber auch die in 2014 und 2015 stattgefundenen Zuweisungen von 
Flüchtlingen nach dem Königsteiner Schlüssel beigetragen haben. 
 Dauerhafte Bevölkerungsverluste erfordern Anpassungserforder-
nisse, insbesondere im Bereich der sozialen und technischen Infra-
struktur. Stichwort Remanenzkosten. Denn diese Infrastrukturen 
können aufgrund ihrer Unteilbarkeiten nicht unmittelbar an die 
neue Bevölkerungsgröße angepasst werden. Erst wenn kritische 
Grenzen unterschritten werden, sind Anpassungen der sozialen wie 
technischen Infrastruktur betriebswirtschaftlich sinnvoll. Hier sind 
Untersuchungen notwendig, die diese Remanenzkosten feststellen, 
quantifizieren sowie technische oder organisatorische Lösungen auf-
zeigen, wie die Kosten pro Kopf so reduziert werden können, dass 
weder für die ansässige Bevölkerung noch für die ansässige Wirtschaft 
ein dauerhafter Standortnachteil entsteht. Denn eben diese erhöhten 
Kosten können über die Zeit zu weiteren Abwanderungen von Men-
schen und Betrieben beitragen. 
 Insbesondere mit Blick auf die wirtschaftliche Entwicklung und 
Arbeitsmarktpotenzial rückt zunehmend auch das sogenannte Bevöl-
kerungspotenzial in den Mittelpunkt räumlicher Entwicklungsunter-
suchungen. Dieses Bevölkerungspotenzial steht als Maß für die Mög-
lichkeit der Intensität räumlicher Interaktion. Je weniger Bevölkerung 
in der Umgebung einer Gemeinde erreichbar ist und desto länger die 
zu überbrückenden physischen Distanzen sind, desto geringer ist das 
Kontakt- und damit Marktpotenzial. Wie zu erwarten, korrespondiert 
auch hier eine geringe Bevölkerungsdichte mit geringeren räumlichen 
Interaktions- und damit auch potenziellen Marktabsatzmöglichkeiten. 
Besonders bei Gemeinden mit unter 50 Einwohnern je km2 ist der 
Ost-West-Unterschied deutlich. Auch wenn nur 380 Gemeinden in 
diese Siedlungsklasse fallen, leben hier bundesweit dennoch rund 
2,7 Millionen Menschen.
 Das Bevölkerungspotenzial ist abhängig von der Siedlungsstruktur 
selbst und von der physischen Erreichbarkeit und damit den Raum-
überwindungskosten. Gerade die Erreichbarkeit von Infrastrukturen 
der Daseinsvorsorge spielt für die Lebensqualität in den Regionen 
eine zentrale Rolle. Diese Infrastrukturen sind in den zentralen Orten 
gebündelt, u. a. um deren langfristige ökonomische Tragfähigkeit 
sicherzustellen. Für den Lebensalltag spielen die Mittel- und Ober-
zentren eine wichtige Rolle. Denn hier sind die Ärzte, Krankenhäuser, 
Güterangebote des gehobenen Bedarfs sowie weiterführende Schul-
angebote konzentriert. Auch wenn auf den ersten Blick die Pkw-
Fahrzeiten zum nächsten Ober- oder Mittelzentrum in Minuten im 
regionalen Vergleich erträglich erscheinen, denn zwischen 16 und  
5 Minuten liegt kein großer gefühlter Unterschied, müssen gleich-
wohl die Spannweiten in der jeweilige Klasse beachtet werden. So 
müssen immerhin in rund jedem zweiten Fall in Gemeinden mit unter 
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17Einwohnerzahl im 1 km2-Raster nach Zensus 2011

 bis unter 50

 50 bis unter 75

 75 bis unter 100

 100 bis unter 150

 150 und mehr

Datenbasis: Statistische Ämter des 
Bundes und der Länder, Zensus 2011; 
Geometrische Grundlage: 1 x 1 km-Raster, 
Kreise (generalisiert), 31. 12. 2015 
© GeoBasis-DE/BKG; 
Bearbeitung: M. Burgdorf
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Ausgewählte raumrelevante Aspekte ländlicher Entwicklung

Relative Einwohnerentwicklung 2000 und 2015 
in Prozent (Median) 
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50 Einwohner je km2 mehr als 17 Minuten aufgebracht werden, um 
in das nächste Ober- oder Mittelzentrum mit dem Pkw zu gelangten. 
Werden die Fahrzeiten mit dem ÖPNV betrachtet, so erhöhen sich die-
se Zeiten beträchtlich, zumal Wartezeiten mit berücksichtigt werden 
müssen. Schließlich müssen die dezentralen Strukturen innerhalb 
eines Gemeindegebiets beachtet werden. Konkret geht es hier um den 
Hauptort und die Ortsteile. In nicht wenigen Gemeinden  müssen die 
lokalen Akteure in mehr als 50 Ortsteilen eine gemeinsame Entwick-
lung abstimmen. Die physischen Raumüberwindungskosten stellen 
somit ein weiteres zentrales Element raumrelevanter Aspekte länd-
licher Entwicklungen dar. 
 Sind Einwohnerdichten, das Bevölkerungspotenzial sowie die 
Erreichbarkeit für die Politik nur schwer und nur auf lange Sicht 
zu beeinflussende Größen, hat mit der Digitalisierung eine Variable 
Einzug in die politische Diskussion und Förderpolitik gefunden, der 
ein strategisches Element bei der Entwicklung ländlicher Räume zuge-
sprochen wird. Einige sprechen gar vom Tod der Distanz. Träfe dies 
zu, würden sich erhebliche Dekonzentrationsmöglichkeiten von Tech-
nik-affinen Arbeitsplätzen in Deutschland zugunsten der ländlichen 
Räume ergeben. Denn wenn eine Ubiquität in der Ausbauqualität 
von Breitband auf höchstem Niveau, bald die 5G-Technik, vorhanden 
wäre, könnte die Ansiedlung dieser Technik affine  Arbeitsplätze auch 
in ländlichen Räumen verstärkt ermöglichen. Des Weiteren könnten 
Betriebe und Unternehmen Produkte und Dienstleistungen ohne Über-
tragungsunterschiede zu den Metropolen über das Netz anbieten. Dies 
könnte zu Wachstumsschüben in diesen Regionen führen. Dass in der 
Digitalisierung eine Chance zur Entwicklung der ländlichen Räume 
gesehen wird, ist nachvollziehbar. Allein der Weg, einen vergleich-
baren Ausbauzustand in der Fläche zu erreichen, ist lang. Wird zum 
Beispiel der Anteil Haushalte Dezember 2016 mit verfügbarem Breit-
bandanschluss mind. 50 MBit/s in Prozent betrachtet, so verfügen in 
Westdeutschland weniger als 40 Prozent aller Haushalte in ländlichen 
Räumen über dieses Ausstattungsniveau. In Ostdeutschland ist die-
se Quote noch deutlich darunter. Hierbei muss zudem in Rechnung 
gestellt werden, dass 50 MBit/s für moderne technologische Anwen-
dungen nicht das Maß aller Dinge darstellt. Ferner muss daran gear-
beitet werden, dass die Unternehmenslenker einer Dekonzentration 
von Arbeitsplätzen ihres Unternehmens oder Betriebes offen gegen-
überstehen und sich diese Dekonzentrationen betriebswirtschaftlich 
rechnen. Hier wären Modellvorhaben vorteilhaft, die den Blick aus 
den ländlichen Regionen in die Zentren und wieder zurück lenken, 
um regionale Inselbetrachtungen zu überwinden. In diesem Kontext 
darf der Aufruf zu Modell- und Demonstrationsvorhaben Land.Digi-
tal: Chancen der Digitalisierung für ländliche Räume im Rahmen des 
Bundesprogramms Ländliche Entwicklung nicht unerwähnt bleiben.

Engagement und gute Ideen vor Ort bleiben 
Triebfedern einer mitbestimmten Entwicklung

Trotz dieser deskriptiven Beschreibungen darf eins nicht überse-
hen werden: die Überzeugungskraft und Kreativität der Menschen 
in diesen Regionen, mit eben diesen Bedingungen umzugehen und 
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im Zweifel das Beste daraus zu machen. Die enorme Vielzahl von 
Leadergruppen, ein funktionierendes Vereinsleben oder schlicht die 
Lust auf ein Leben auf dem Lande haben immer wieder konstruktive 
Ideen und Projekte hervorgebracht, wie auf die aktuellen und zukünf-
tigen Herausforderungen geantwortet werden kann. Als Belege seien 
hier die Wettbewerbsbeiträge zu den Aufrufen von »Menschen und 
Erfolge« des Bundesministeriums für Umwelt, Naturschutz, Bau und 
Reaktorsicherheit oder stellvertretend für die Gestaltungskraft der 
lokalen Ebene die Gemeinden der Verwaltungsgemeinschaft Hofheim 
angesprochen. Durch eine zwischen den Gemeinden abgestimmte 
Strategie, Rückbesinnung auf die zentralen Ortslagen durch eine 
vorausschauende Immobilienpolitik, durch finanzielle Unterstützung 
einschließlich Beratung von Architekten bauwilliger Familien, Rück-
nahme von Bauflächen, Ausbau von Breitband ist es diesen Gemein-
den im Norden Bayerns gelungen, einen positiven Entwicklungspfad 
einzuschlagen.

Baukultur als Standortfaktor nutzen

Gerade die Rückbesinnung auf die zentralen Ortslagen durch eine 
vorausschauende Immobilienpolitik gilt es grundsätzlich als Leit-
bild der Gemeindeentwicklung festzuschreiben. Dies verhindert den 
Donateffekt und schafft gleichzeitig lebendige zentrale Ortslagen. 
In diesem Kontext gilt es, die regionalen Besonderheiten heraus-
zuarbeiten und auch offen für den Rat von Gestaltungsbeiräten zur 
Profilierung von zukunftsfähigen Ortsbildern zu sein. Insbesondere 
durch das Engagement der Architektenkammern gibt es in einigen 
Bundesländern das Angebot, auf Bedarf, für eine bestimmte Aufgabe 
oder eine begrenzte Zeit einen Gestaltungsbeirat zu bilden. Diese 
neue Form der regionalen und temporären Gestaltungsbeiräte er-
scheint insbesondere für die ländlichen Räume und kleinere Kommu-
nen als Mittel geeignet, die Planungen ihrer Stadträume, Ortszentren, 
Ortsteile und Gebäude zu qualifizieren. Auch das Bundesprogramm 
Ländliche Entwicklung sollte einen solchen Förderstrang im Sinne 
von Heimat bewahren eingehend prüfen.
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Die Cork Konferenz 2016 und die Cork-2.0-Erklärung 
»Für ein besseres Leben im ländlichen Raum«

Cork-Konferenz 2016 – Bestandsaufnahme

      Begrüßt wurden die insgesamt 320 Teilnehmer vom für die 
Agrar- und Ländliche Entwicklungspolitik zuständigen Kommissar, 
Phil Hogan, dem Präsidenten des Agrarausschusses des Europäischen 
Parlaments, Czesław Adam Siekierski, und, als Vertreterin der EU- 
Präsidentschaft, der slowakischen Ministerin für Landwirtschaft und 
Ländliche Entwicklung, Gabriela Matená. Die Diskussionen erfolgten 
in kleinen Arbeitsgruppen, die auf Einbeziehung aller Beteiligten 
angelegt waren und deren Ergebnisse von Berichterstattern für die 
Synthese der Konferenz festgehalten wurden. Die Arbeitsgruppen 
widmeten sich sowohl der Bestandsaufnahme der Herausforderungen 
und Chancen für die Landwirtschaft und die Ländlichen Räume als 
auch den möglichen Ansätzen zur Weiterentwicklung der EU-Agrar- 
und Ländlichen Entwicklungspolitik. 
 Leitmotiv der Bestandsaufnahme war die Würdigung der ökono-
mischen, ökologischen und sozialen Funktionen des ländlichen Raums 
und seiner Akteure, verbunden mit einem klaren Bekenntnis, dass 
diese Funktionen für die Zukunft des ländlichen Raums von zentraler 
Bedeutung sind und deshalb erhalten und weiterentwickelt werden 
müssen. In diesem Zusammenhang wurde gleich zu Beginn unter-
strichen, dass diese Funktionen systematisch von allen Politiken, die 
auf ländliche Räume sowie die Landwirtschaft wirken, in Rechnung 
gestellt werden müssen. 
 Infolgedessen bedürfe es eines besonderen Mechanismus, durch 
welchen die jeweiligen Auswirkungen auf den ländlichen Raum ge-
prüft werden, um sicherzustellen, dass sich diese in den Politiken 
und Strategien der Union widerspiegeln. 

Weiterentwicklung der EU-Agrar- und  
Ländlichen Entwicklungspolitik 

Im Hinblick auf die Fortentwicklung der Politik für die Landwirtschaft 
und die ländlichen Räume entwickelten die Konferenzteilnehmer  klare 
Handlungsanweisungen. Die Cork-Erklärung 2.0 unterstreicht die Not-
wendigkeit eines erneuerten Engagements für die Lebens fähigkeit und 
Dynamik des ländlichen Raums, die Stärkung der ländlichen Wert-
schöpfungsketten, die Sicherung und Gestaltung von  Beschäftigung 
und sozialer Integration, den Erhalt der kulturellen und landschaft-
lichen Vielfalt und die nachhaltige und klimaverträgliche Ressour-
cenbewirtschaftung. Als Voraussetzung für wirtschaftlichen Erfolg 
und Lebensqualität im ländlichen Raum verweist die Erklärung auf 
Innovationen, die sinnvolle Nutzung neuer, nachhaltiger Technolo-
gien sowie eine zukunftsfähige Infrastruktur, insbesondere im Bereich 
der IT-Konnektivität. 
 Auch im Hinblick auf die institutionellen Voraussetzungen der Poli-
tikumsetzung sehen die Teilnehmer der Konferenz Handlungsbedarf. 
Die Cork-Erklärung unterstreicht die Notwendigkeit partizipatorischer 
Ansätze: Es wird darauf verwiesen, dass erfolgreiche Lösungen inten-
sive Kooperation von Wissenschaft, Praxis, Verwaltung und Zivilge-
sellschaft erfordern. Die Komplexität der gegenwärtigen Politik, die 
hohe Regelungs- und Kontrolldichte und der damit einhergehende 
Vertrauensverslust finden besondere Erwähnung. Diesbezüglich be-
tont die Erklärung die Notwendigkeit einer Stärkung der lokalen und 
regionalen Ebene sowie die Herstellung von Vertrauen und Verhält-
nismäßigkeit in den Regelwerken und Kontrollmechanismen. Als zent-
rale politische Botschaft fordert die Erklärung eine Architektur

Autor: Dr. Martin Scheele

      Auf Einladung der Europäischen Kommission trafen sich zwanzig Jahr nach  

der bahnbrechenden 1996er Cork­Konferenz zur Ländlichen Entwicklung am 5. und  

6. September 2016 erneut Akteure aus Politik, Verwaltung, landwirtschaftlichen 

Verbänden, lokalen Initiativen, ländlicher Wirtschaft, Umweltorganisationen und 

Wissenschaft in Cork, um über die Zukunft des ländlichen Raums und der Agrar­ und 

ländlichen Entwicklungspolitik zu diskutieren. Die Ergebnisse wurden schließlich 

einer neuen Erklärung von Cork mit dem Titel »Für ein besseres Leben im ländlichen 

Raum« zusammengeführt. 
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der Gemeinsamen Agrar- und Ländlichen Entwicklungspolitik, die auf 
einem gemeinsamen strategischen und programmorientierten Rahmen 
basiert, und durch welche sichergestellt wird, dass sämtliche Maß-
nahmen auf klar definierte wirtschaftliche, soziale und ökologische 
Ziele ausgerichtet sind. Dabei sollen die Bedürfnisse und Erwartungen 
der jeweiligen Region die Programminhalte bestimmen, und das Part-
nerschaftsprinzip soll umfassende Berücksichtigung finden. Mit Blick 
auf eine maximale Effektivität vorhandener Mittel wird auf die durch 
Finanzinstrumente erzielbare Hebelwirkung verwiesen. Auch wird un-
terstrichen, dass die Agrar- und ländliche Entwicklungspolitik mit 
dem übergreifenden Kontext nationaler und regionaler Strategien 
abgestimmt und im Einklang mit den Maßnahmen anderer Politik-
bereiche umgesetzt werden muss.
 Als notwendiges Komplement einer Politik, deren Erfolgsparameter 
ergebnisorientiert und weniger prozessorientiert sein sollen, verweist 
die Erklärung darauf, dass Bürger und Steuerzahler über die Leistun-
gen und die Errungenschaften der Politik informiert werden wollen 
und informiert werden müssen. Entsprechend betont die Erklärung 
die Notwendigkeit eines glaubwürdigen Leistungsnachweises auf 
Grundlage eines effektiven Systems für das Politik-Monitoring und 
die Evaluierung.

Landwirtschaft und ländliche Räume 
im gesellschaftlichen Kontext

In den Schlussfolgerungen der Cork-Erklärung fordern die Teilnehmer 
die politischen Entscheidungsträger der Europäischen Union auf, die 
Öffentlichkeit für das Potenzial ländlicher Gebiete und Ressourcen zur 
Bewältigung einer Vielfalt wirtschaftlicher, sozialer und ökologischer 
Herausforderungen und zur Nutzung der entsprechenden Chancen zum 
Wohl aller Europäer zu sensibilisieren. Unterstützende Investitionen 
in die Identität ländlicher Gemeinschaften und das Wachstumspoten-
zial im ländlichen Raum sollen helfen, aus den ländlichen Gebieten 
attraktive Orte zum Leben und Arbeiten in jedem Lebensalter zu 
machen. Die zukünftige Agrar- und ländliche Entwicklungspolitik 
soll ergebnisorientiert, einfach und flexibel sein, auf Partnerschaft 
basieren und sowohl den übergreifenden Zielen der Union als auch 
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den konkreten Bedürfnissen und Erwartungen der Menschen vor Ort 
gerecht werden. 
 Die Cork-Erklärung ordnet sich bewusst in einen erweiterten 
gesellschafts-, umwelt- und klimapolitischen Kontext ein: In den 
einleitenden Erwägungen wird auf die Schlüsselrolle ländlicher Räu-
me und Gemeinschaften bei der Umsetzung der Ziele der Vereinten 
Nationen für nachhaltige Entwicklung sowie der Schlussfolgerungen 
der 21. Jahreskonferenz der Vertragsparteien (COP 21) der Klima-
rahmenkonvention der Vereinten Nationen (UNFCCC) verwiesen. 
 Eingedenk der spezifischen Aufgabenstellungen der EU-Agrar- und 
ländlichen Entwicklungspolitik für die Land- und Forstwirtschaft und 
die nachhaltige Produktion von Nahrungsmitteln, Biomasse und Bio-
energie, einerseits, sowie der über diese Aspekte hinausgehenden 
Raumfunktionen, insbesondere im Hinblick auf die Umwelt- und Land-
schaftswerte, andererseits, sucht die Erklärung eine Balance zwischen 
der sektoralen Perspektive und den ökologischen und sozialen Dimen-
sionen gesellschaftlichen Erwartungen.

Würdigung und Ausblick

Im Abschlussplenum übergab Sitzungspräsident Heino von Meyer 
die Cork-Erklärung »Für ein besseres Leben im ländlichen Raum« 
an Kommissar Phil Hogan. Die Übergabe erfolgte im Beisein von 
Franz Fischler, der als Agrarkommissar für die Durchführung der Cork- 
Konferenz des Jahres 1996 verantwortlich zeichnete. Franz Fischler 
würdigte die Cork-Konferenz 2016 und ihre Ergebnisse als Ausdruck 
eines gelebten partizipatorischen Ansatzes und einer notwendigen 
Weiterentwicklung der gesellschaftlichen und politischen Diskussion.
 Kommissar Hogan dankte den Konferenzteilnehmern in seiner 
Abschlussrede für die reiche Diskussion und die Erarbeitung einer 
ebenso umfassenden wie zukunftsorientierten Erklärung. Er betonte 
die Aussagekraft der Erklärung in Bezug auf die Bedürfnisse und 
Erwartungen ländlicher und landwirtschaftlicher Gemeinschaften 
und der vielversprechenden Empfehlungen zur Mobilisierung länd-
licher Potenziale. Er würdigte die Erklärung als wichtigen Beitrag und 
Orientierung für die Diskussionen über die Zukunft der Agrar- und 
ländlichen Entwicklungspolitik und versprach, ihr die größtmögliche 
Beachtung zu geben.

Übergabe der Cork-2.0-Erklärung 2016 durch den Tagungspräsidenten 
Heino von Meyer (re.) an den EU-Kommissar Phil Hogan (ganz links: 
der ehemalige EU-Kommissar Franz Fischler)

Fo
to

: 
pr

iv
at

Fo
to

: 
Eu

ro
pä

is
ch

e 
Ko

m
m

is
si

on



15Ländliche Räume zukunftsfähig gestalten

Erwägungen
Anknüpfend an die Erklärung von Cork »Ein dyna-
mischer ländlicher Raum«, die 1996 von den Teil-
nehmern der europäischen Konferenz über ländliche 
Entwicklung in Cork, Irland, ausgearbeitet wurde;
 Unter Berücksichtigung der Schlüsselrolle länd-
licher Räume und Gemeinschaften bei der Umset-
zung der Ziele der Vereinten Nationen für nachhal-
tige Entwicklung sowie der Schlussfolgerungen der 
21. Jahreskonferenz der Vertragsparteien (COP 21) 
der Klimarahmenkonvention der Vereinten Nationen 
(UNFCCC);
 Eingedenk der wirtschaftlichen, ökologischen und 
sozialen Diversität des ländlichen Europas, das die 
Heimat von mehr als der Hälfte der Bevölkerung der 
EU ist und über drei Viertel ihres Gebiets umfasst, so-
wie der Bedeutung, die dem ländlichen Raum für die 
Erhaltung der vielfältigen Natur- und Kulturlandschaft 
Europas und seines Natur- und Kulturerbes zukommt;
 In der Gewissheit, dass städtische Zentren und 
ländliche Räume unterschiedliche, aber sich ergän-
zende Stärken aufweisen, und dass bessere Wech-
selbeziehungen und Partnerschaften zwischen ihnen 
wichtige Voraussetzungen für die wirtschaftliche Le-
bensfähigkeit, Umweltleistungen und den sozialen 
Zusammenhalt der Union insgesamt sind;
 Überzeugt vom Wert der ländlichen Ressourcen, 
die nachhaltige Lösungen für gegenwärtige und künf-
tige gesellschaftliche Herausforderungen, die alle 
 Europäer betreffen, ermöglichen wie z. B. die Gewähr-
leistung einer sicheren und nachhaltigen Versorgung 
mit hochwertigen Nahrungsmitteln, Entwicklung von 
Kreislaufwirtschaften, Ausbau der Biowirtschaft, Ver-
besserung der Ressourceneffizienz, Bekämpfung des 
Klimawandels und Verringerung der Abhängigkeit von 
fossilen Brennstoffen;
 In der Erwartung, dass Wirtschaft und Unterneh-
men im ländlichen Raum zunehmend angewiesen sein 
werden auf Digitalisierung und wissensbasiert arbei-
tende Akteure, die die Chancen des digitalen Wandels 
nutzen und die Produktion im ländlichen Raum auf 
nachhaltige Weise stärken;
 In der Überzeugung, dass Wirtschaftswachstum 
und Nachhaltigkeit einander nicht ausschließen und 
gefördert werden können durch Innovationen in 
Bezug auf Technologien, Verfahren, Prozesse sowie 
soziale und organisatorische Fragen, zu denen länd-
liche Unternehmer sowie Land- und Forstwirte Zugang 
haben müssen und die forschungsbasiert sind oder 
aber auf interaktiven, Bottom-up-Konzepten beruhen;
 Besorgt über die Landflucht und die Abwanderung 
junger Menschen und in der Erwägung, dass länd-
liche Räume und Gemeinschaften (ländlicher Raum, 
landwirtschaftliche Betriebe, Dörfer und Kleinstädte) 
attraktive Orte zum Leben und Arbeiten bleiben müs-
sen, indem der Zugang zu Dienstleistungen und Chan-
cen für ländliche Bewohner verbessert und das Unter-
nehmertum in traditionellen ländlichen Bereichen wie 
auch in neuen Wirtschaftsbranchen gefördert wird;
 Überzeugt, dass die Land- und Forstwirtschaft für 
die Wirtschaft der Union weiterhin große Bedeutung 

haben, dass ihre Wertschöpfungsketten Motoren des 
ländlichen Wirtschaftswachstums sind und im länd-
lichen Raum Arbeitsplätze und Existenzgrundlage 
für zahlreiche Europäer bereitstellen, und zwar mit 
Arbeitsplätzen, die nicht ohne Weiteres anderenorts 
entstehen können;
 Eingedenk der Rolle der Land- und Forstwirtschaft 
für die Landschaftsgestaltung und der Bedeutung 
von Land- und Forstwirten als Landschaftspfleger 
und wichtigste Bereitsteller von umweltbezogenen 
öffentlichen Gütern und Dienstleistungen im Zusam-
menhang mit Biodiversität, Böden, Gewässern und 
Klimaschutz;
 In Anbetracht der Notwendigkeit eines verstärkt 
raumbezogenen Schwerpunkts im Rahmen der Ge-
meinsamen Agrarpolitik, der komplementär zu ande-
ren EU-Politiken operiert und darauf ausgerichtet ist, 
bedarfsgerechte Resultate zugunsten der Bewohner 
des ländlichen Raums und die Gesellschaft insgesamt 
zu erzielen;
 Entschlossen, lokale Initiativen und den Ausbau 
von Kapazitäten im ländlichen Raum stärker in die 
allgemeine Politikgestaltung der EU einzubeziehen, 
insbesondere durch eigenständige Konzepte für die 
lokale Entwicklung wie LEADER und Maßnahmen der 
örtlichen Bevölkerung zur lokalen Entwicklung;
 Entschlossen, die Beteiligung von Akteuren und 
Interessenträgern im Bereich der ländlichen Entwick-
lung im Einklang mit dem Europäischen Verhaltensko-
dex für Partnerschaften im Rahmen der Europäischen 
Struktur- und Investitionsfonds sicherzustellen;
 Unter Berücksichtigung der Stellungnahme des 
Ausschusses der Regionen zur Innovation und Mo-
dernisierung der ländlichen Wirtschaft, der Stel-
lungnahme des Europäischen Wirtschafts- und 
Sozialausschusses zum Thema der Ländlichen Ent-
wicklungsprogramme sowie der wichtigen Überle-
gungen anderer ländlicher Interessengruppen zu den 
Perspektiven für die ländliche und landwirtschaftliche 
Entwicklung;
 Überzeugt, dass eine ergebnisorientierte Gemein-
same Agrar- und ländliche Entwicklungspolitik mit 
einem verstärkt strategischen Ansatz ein Schlüssel-
instrument zur Verwirklichung der EU-Prioritäten ist;
 Entschlossen, die Anwendung des Subsidiaritäts-
prinzips sowie die Vereinfachung und Transparenz der 
Politikgestaltung zu gewährleisten;
 erklären wir, die Teilnehmer der Europäischen Kon-
ferenz über ländliche Entwicklung (Cork 2.0), dass 
eine innovative, integrierte und integrative  Politik 
für den ländlichen Raum und die Landwirtschaft 
in der Europäischen Union auf den folgenden zehn 
 Leitlinien beruhen soll:

Punkt 1: 
Förderung des Wohlstands im ländlichen Raum
Das im ländlichen Raum vorhandene Potenzial für 
innovative, integrative und nachhaltige Lösungen 
gegenwärtiger und künftiger gesellschaftlicher 
Heraus forderungen in Bezug auf den Wohlstand, Er-
nährungssicherheit, Klimawandel, Bewirtschaftung 

der Ressourcen, soziale Inklusion und Integration 
von Migranten soll größere Anerkennung finden. Ein 
Mechanismus, durch welchen die jeweiligen Auswir-
kungen auf den ländlichen Raum geprüft würden, soll 
sicherstellen, dass sich dies in den Politiken und Stra-
tegien der Union widerspiegelt. Agrar- und ländliche 
Entwicklungspolitiken sollen, auf der Identität und 
Dynamik ländlicher Gebiete aufbauend, integrierte 
Strategien und Sektor übergreifende Konzepte um-
setzen. Sie sollen die Diversifizierung fördern und 
Unternehmertum, Investitionen, Innovationen und 
Beschäftigung voranbringen. Außerdem soll diese 
Politik die ländliche Identität aufwerten und Nach-
haltigkeit, soziale Inklusion, lokale Entwicklung so-
wie die Resilienz landwirtschaftlicher Betriebe und 
ländlicher Gemeinschaften fördern.

Punkt 2: 
Stärkung ländlicher Wertschöpfungsketten
Die Maßnahmen der Union sollen den Schwerpunkt 
auf integrierte Konzepte für die Entwicklung und 
Stärkung von ländlichen Wertschöpfungsketten und 
lokalen produktiven Netzwerken legen. Sie sollen die 
neu entstehenden Erwerbschancen für die Land- und 
Forstwirtschaft und ländliche Unternehmen hin-
sichtlich einer »grünen«, ohne fossile Brennstoffe 
auskommenden Kreislaufwirtschaft berücksichtigen. 
Dem zunehmenden Verbraucherbewusstsein in Be-
zug auf Produktqualität und Produktionsverfahren 
sowie der Nachfrage nach gesunden Lebensmitteln 
muss ebenfalls entsprochen werden. Die Maßnahmen 
müssen neue Ansätze für horizontale und vertikale 
Integration fördern und dabei faire und transparente 
Vertragsbeziehungen innerhalb der Versorgungskette 
sowie rechtliche Möglichkeiten für die Organisation 
gemeinsamer Maßnahmen der Landwirte gewährleis-
ten. Den Landwirten sollen wirksame Instrumente für 
das Risikomanagement an die Hand gegeben werden.

Punkt 3: 
Investitionen in die Lebensfähigkeit und Dynamik 
des ländlichen Raums
Bei der Förderung von Investitionen im ländlichen 
Raum soll die Union den Schwerpunkt auf die Schaf-
fung von Mehrwert für die Gesellschaft legen. Investi-
tionen in die Unternehmensentwicklung, öffentliche 
und private Dienstleistungen, Basisinfrastrukturen 
und den Aufbau von Kapazitäten sollen zu den ge-
meinsamen Zielen der EU – insbesondere in Bezug 
auf Arbeitsplätze sowie grünes und integratives 
Wachstum – beitragen. Besonderes Augenmerk gilt 
selbsttragenden Initiativen, die eine wettbewerbsfä-
hige, diversifizierte Landwirtschaft und Wirtschaft im 
ländlichen Raum befördern. Besonders ist darauf zu 
achten, dass die digitale Versorgungslücke überwun-
den und das durch Konnektivität und Digitalisierung 
der ländlichen Gebiete gebotene Potenzial erschlos-
sen wird. Die Maßnahmen sollen die Lebensqualität 
in ländlichen Gebieten verbessern, den Erwartungen 
junger Menschen in diesen Gebieten in Bezug auf 
vielfältige und lukrative Arbeitsplätze gerecht werden 

CORK-2.0-Erklärung 2016 
Für ein besseres Leben im ländlichen Raum

Zusammengekommen in Cork, Irland, 
am 5. und 6. September 2016
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und den Generationenwechsel erleichtern. Es sollen 
Anstrengungen unternommen werden, um durch 
Bereitstellung innovativer Finanzinstrumente mehr 
Finanzierungsmittel zu mobilisieren und diese  breiter 
einzusetzen. Die durch die Union bereitgestellte 
Förderung soll die Verbindungen zwischen Stadt 
und Land stärken und die nachhaltige Entwicklung 
ländlicher und städtischer Gebiete miteinander in 
Einklang bringen.

Punkt 4: 
Erhaltung der ländlichen Umwelt
Der Landbewirtschaftung kommt an der  Schnittstelle 
Mensch/Umwelt eine Schlüsselrolle zu. Die Politik 
muss Anreize für die Erbringung umweltbezogener 
öffentlicher Güter bieten, einschließlich der Erhal-
tung des europäischen Natur- und Kulturerbes. Zu 
diesen Gütern zählen die reiche Vielfalt von Lebens-
räumen für Pflanzen und Tiere sowie erhaltenswerte 
Kulturlandschaften, die in hohem Maße von Land- 
und Forstwirtschaftssystemen abhängen. Maßnahmen 
zur Vergütung der Bereitstellung umweltbezogener 
öffentlicher Güter und Dienstleistungen sollen den 
unterschiedlichen örtlichen Gegebenheiten Rechnung 
tragen. Aus der Qualität der ländlichen Umwelt er-
geben sich Vorteile für die Entwicklung der lokalen 
Wirtschaft, den Ökotourismus, gesunde Lebensqua-
lität, Lebensmittelidentität und Markenentwicklung 
sowie den Freizeitwert des ländlichen Raums.

Punkt 5: 
Bewirtschaftung der natürlichen Ressourcen
Dem erhöhten Druck auf die natürlichen Ressourcen 
aufgrund der wachsenden Nachfrage nach Nahrungs- 
und Futtermitteln, Faser- und Biomaterialien muss 
mit koordinierten, sektorübergreifenden Strategien 
begegnet werden. Diese sollen die nachhaltige Be-
wirtschaftung natürlicher Ressourcen wie Wasser, 
Böden und biologische Vielfalt, und damit der Pro-
duktionsgrundlagen der Land- und Forstwirtschaft, 
gewährleisten. Es gilt, den Verlust an genetischer 
Vielfalt umzukehren und die Erhaltung und nach-
haltige Nutzung von tier- und pflanzengenetischen 
Ressourcen durch geeignete Maßnahmen öffentlicher 
und privater Akteure sicherzustellen. Es müssen inno-
vative, wissenschaftlich fundierte Lösungen erarbei-
tet und verbreitet werden, damit mehr mit weniger 
produziert und sichergestellt wird, dass die natür-
lichen Ressourcen auch künftigen Generationen zur 
Verfügung stehen. Es sollen wirksame Formen von 
Wissensaustausch und Beratung entwickelt und die 
Annahme gut konzipierter Landbewirtschaftungspro-
gramme gefördert werden.

Punkt 6: 
Förderung klimabezogener Maßnahmen
Angesichts der dringenden Notwendigkeit, in länd-
lichen und städtischen Gebieten dem Klimawandel 
entgegenzutreten, muss die Förderung auf die Durch-
führung wirksamer Klimaschutz- und Anpassungsstra-
tegien ausgerichtet werden. In ländlichen Gebieten 
bestehen erhebliche Möglichkeiten für die Bindung 
und Speicherung von Kohlendioxid. Die Maßnahmen 
müssen über kohlenstoffbasierte Lösungen hinaus-
gehen und sollen ein effizientes Nährstoff- und Tier-
haltungsmanagement fördern. Land- und Forstwirte 
sollen Anreize für die Erbringung klimabezogener 
Dienstleistungen und Anpassungsmaßnahmen erhal-

ten. Durch geeignete Investitionsprogramme soll das 
in ländlichen Gebieten vorhandene Potenzial für die 
Erzeugung von nachhaltiger und erneuerbarer Ener-
gie sowie von Biomaterialien erschlossen werden. 
Der Schwerpunkt soll auf der Weiterentwicklung der 
Kreislaufwirtschaft und der Kaskadennutzung von 
Biomaterialien liegen. 

Punkt 7: 
Förderung von Wissen und Innovation
Ländliche Gemeinschaften müssen an der wissens-
basierten Wirtschaft teilhaben, um die Fortschritte in 
Forschung und Entwicklung in vollem Umfang nutzen 
zu können. Zur Erzielung wirtschaftlicher, sozialer und 
ökologischer Resultate müssen land- und forstwirt-
schaftliche sowie andere ländliche Unternehmen jeder 
Art und Größe Zugang haben zu geeigneter Techno-
logie, modernster Konnektivität und neuen Manage-
mentinstrumenten. Für die Vermittlung erforderlicher 
Qualifikationen ist eine politische Schwerpunktset-
zung in Bezug auf soziale Innovation, Lernen, die 
allgemeine und berufliche Bildung sowie Beratung 
unabdingbar. Dies soll durch einen verstärkten Aus-
tausch unter Berufskollegen sowie die Vernetzung 
und Zusammenarbeit zwischen Landwirten und Un-
ternehmern im ländlichen Raum flankiert werden. 
Zielbeiträge und Handlungsbedarf im ländlichen Raum 
sollen sich in der Forschungsagenda der Euro päischen 
Union deutlich widerspiegeln. Industrie, Forscher, 
Praktiker, Wissensanbieter, Zivilgesellschaft und Ver-
waltungen müssen enger zusammenarbeiten, um die 
durch den wissenschaftlichen und technologischen 
Fortschritt gebotenen Chancen gemeinsam besser 
nutzen zu können.

Punkt 8: 
Verbesserte Steuermechanismen 
im ländlichen Raum
Die Verwaltungskapazität und Effizienz von regionalen 
und kommunalen Behörden und lokalen Gruppen müs-
sen bei Bedarf durch Bereitstellung von technischer 
Unterstützung, Fortbildung, Zusammenarbeit und 
Vernetzung gestärkt werden. Anknüpfend an den Er-
folg von LEADER und der Europäischen Innovations-
partnerschaft für die Landwirtschaft sollen lokal 
initiierte, von der Basis ausgehende Konzepte zur 
Mobilisierung ländlicher Potenziale propagiert wer-
den. Die Architektur der Gemeinsamen Agrarpolitik 
(GAP) muss auf einem gemeinsamen strategischen 
und programmorientierten Rahmen basieren, durch 
welchen sichergestellt wird, dass sämtliche Maßnah-
men auf klar definierte wirtschaftliche, soziale und 
ökologische Ziele ausgerichtet sind. Dabei müssen die 
Bedürfnisse und Erwartungen der jeweiligen  Region 
sowie das Partnerschaftsprinzip berücksichtigt wer-
den. Reichweite, Anwendungsbreite und Hebelwir-
kung des öffentlichen Mitteleinsatzes müssen durch 
die verstärkte Entwicklung und Verwendung von 
 Finanzinstrumenten verbessert werden. Die Agrar- 
und ländliche Entwicklungspolitik muss mit dem 
übergreifenden Kontext nationaler und regionaler 
Strategien interagieren und komplementär und im 
Einklang mit den Maßnahmen anderer Politikbereiche 
umgesetzt werden.

Punkt 9: 
Effektivere und vereinfachte Umsetzung
Flexibilität und eine bessere Fokussierung bei der 

Politikgestaltung und -umsetzung sind notwendig, 
dürfen aber keine unnötige Komplexität zur Folge 
haben. Initiativen zur Wiedergewinnung und Stärkung 
des Vertrauens von Interessenträgern stellen eine Pri-
orität dar. Der Regulierungsrahmen der Gemeinsamen 
Agrarpolitik muss weiter gestrafft und die Durchfüh-
rung weiter vereinfacht werden. Darüber hinaus müs-
sen intelligente Verwaltungsinstrumente und -verfah-
ren entwickelt werden, um den Verwaltungsaufwand 
für die Begünstigten sowie die nationalen und regio-
nalen Behörden zu verringern. Anforderungen und 
Sanktionen müssen verhältnismäßig sein. Der Ein-
führung elektronischer Verfahren für die Verwaltung 
von Förderprogrammen und der breiten Anwendung 
von Optionen zur vereinfachten Kostenkalkulationen 
muss Vorrang eingeräumt werden. Subsidiarität und 
Verhältnismäßigkeit im Rahmen der geteilten Mittel-
verwaltung sowie die betreffenden Kontrollsysteme 
müssen verstärkt werden.

Punkt 10: 
Leistungsfähigkeit und Rechenschaftspflicht 
der Politik
Politiken müssen rechenschaftspflichtig und zweck-
dienlich sein. Die Förderung der Landwirtschaft und 
der ländlichen Gebiete durch die öffentliche Hand 
muss einem glaubwürdigen Begleitungs- und Bewer-
tungssystem unterliegen. Dabei sollen die Nutzen der 
Maßnahmen, die Kosteneffizienz und die Umsetzung 
im Hinblick auf die gesetzten Ziele bewertet werden. 
Die Rolle der Interessenträger bei der Bewertung der 
Leistungen soll durch interaktive Lern- und Bewer-
tungsverfahren gestärkt werden. Bürger und Steuer-
zahler erwarten, dass sie über die Leistungen und die 
Errungenschaften der Politik informiert werden. Diese 
Erwartungen müssen erfüllt werden.

Schlussfolgerung
Wir, die Teilnehmer der Europäischen Konferenz über 
ländliche Entwicklung (Cork 2.0), fordern die politi-
schen Entscheidungsträger der Europäischen Union 
auf,
•	 die	Öffentlichkeit	für	das	Potenzial	ländlicher	Ge-
biete und Ressourcen zur Bewältigung einer Vielfalt 
wirtschaftlicher, sozialer und ökologischer Heraus-
forderungen und zur Nutzung der entsprechenden 
Chancen zum Wohl aller Europäer zu sensibilisieren;
•	 in	die	Identität	ländlicher	Gemeinschaften	und	
das Wachstumspotenzial im ländlichen Raum zu in-
vestieren und aus den ländlichen Gebieten  attraktive 
Orte zum Leben und Arbeiten in jedem Lebensalter 
zu machen;
•	 an	diese	Dynamik	anzuknüpfen	und	einen	ergeb-
nisorientierten, einfachen und flexiblen Ansatz für 
die Agrar- und ländliche Entwicklungspolitik zu erar-
beiten, der auf Partnerschaft basiert und den Zielen 
der Union sowie den konkreten Bedürfnissen und 
Erwartungen gerecht wird;
•	 andere	bereichsübergreifende	und	sektorspezi-
fische Politiken systematisch aus der Perspektive des 
ländlichen Raums zu beleuchten und dabei poten-
zielle und tatsächliche Folgen für Beschäftigung und 
Wachstum im ländlichen Raum, Entwicklungsperspek-
tiven, Sozialwohl und Umweltqualität des ländlichen 
Raums und seiner Gemeinschaften zu berücksichtigen;
•	 dieses	Zehnpunkteprogramm	zu	unterstützen	und	
das darin gezeichnete Zukunftsbild und  seine Leit-
linien in die künftige Politikgestaltung zu integrieren.
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Die Cork-2.0-Erklärung       20 Jahre 
nach der ersten Konferenz im irischen Cork, 
bei der die Grundlagen für die ländliche Ent-
wicklungspolitik der EU gelegt wurden, hat 
im September 2016 die zweite Europäische 
Konferenz für Ländliche Entwicklung der De-
batte um die Zukunft von Landwirtschaft und 
ländlichen Räumen in Europa wichtige neue 
Impulse gegeben. Die Cork-2.0-Erklärung 
2016 »Für ein besseres Leben im ländlichen 
Raum« wurde in einem intensiven Dialog-
prozess erarbeitet, an dem Stakeholder aus 
Politik, Verwaltung, Wissenschaft, Verbänden 
und zivilgesellschaftlichen Organisationen 
aller EU-Länder beteiligt waren. Sie bietet 
eine zentrale Orientierungsmarke und Mess-
latte für die anstehende zukunftsorientierte 
Neugestaltung der europäischen Politik für 
Landwirtschaft und ländliche Regionen. 
 Mit Ihrem 10-Punkte-Katalog deckt sie 
alle drei Dimensionen nachhaltiger Entwick-
lung ab: 
 (1) Wirtschaftliche Wertschöpfung und 
Wohlstand; 
 (2) soziale Daseinsvorsorge und gesell-
schaftliche Teilhabe; sowie 
 (3) ökologische Integrität durch Erhalt 
der Biodiversität, Umwelt- und Klimaschutz. 
Die Deklaration erschöpft sich jedoch nicht 
im Beschreiben allgemeiner Zielvisionen. 
Sie widmet sich auch der Frage, mit wel-
chen  Institutionen und Instrumenten eine 
effektive Umsetzung erreicht und handfeste 
Ergebnisse erzielt werden können.

Politische Initiativen und Beschlüsse sind 
nun gefragt       Entscheidend ist nun, 
die in der Cork-2.0-Erklärung angelegten 
Impulse in konkrete politische Initiativen 
und Beschlüsse zu überführen. Dazu muss of-

STATEMENT      Heino von Meyer

Impulse für eine neue europäische Politik ländlicher Entwicklung

      Die Gemeinsame Agrarpolitik (GAP) der Europäischen Union (EU) bedarf neuer Impulse. Angesichts veränderter 

globaler und europäischer Herausforderungen kann ihre politische Legitimation nur gesichert werden, wenn sie 

konkrete Beiträge zur Stärkung und nachhaltigen Fortentwicklung Europas und seiner ländlichen Regionen leistet. 

Cork 2.0 hat dazu Vorschläge gemacht, die es nun in konkrete Reformschritte umzusetzen gilt.
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fensiv mit der Cork-2.0-Botschaft eines sek-
torübergreifenden, ganzheitlichen Ansatzes 
umgegangen werden. Anderenfalls droht der 
Rückfall ins Klein-Klein des agrarpolitischen 
Alltags. Ein Rückzug auf eine rein agrarsek-
torale, ständische Perspektive wird aber am 
Ende nicht einmal der Mehrzahl der Land-
wirte dienen. Noch weniger würde dies den 
Menschen im ländlichen Raum, aber auch in 
den Städten, helfen, die sich für eine lebens-
werte Zukunft des ländlichen Europas enga-
gieren, mit wirtschaftlichen Entwicklungs-
perspektiven, intakter Natur und Umwelt, 
einer reichen Vielfalt kultureller Identitäten 
und effektiver politischer Partizipation.

Elemente eines neuen Politikansatzes 
      Klar ist, dass eine GAP, die vor allem 
auf pauschale flächengebundene Direktzah-
lungen ohne klar definierten Leistungsbezug 
setzt, ihre Legitimation verloren hat. Hinzu 
kommt, dass sich die EU bei den ansonsten 

positiven Fördermaßnahmen für Umwelt, Na-
tur und ländliche Entwicklung mehr und mehr 
in bürokratische Feinsteuerung versteigt.
 Künftig muss daher Ergebnisorientierung 
obenan stehen: Outcome-Evaluierung statt 
Input-Regulierung. Alle politischen Maß-
nahmen und finanziellen Mittel müssen auf 
konkrete Ergebnisse ausgerichtet werden. Sie 
müssen sich kohärent in den Gesamtkontext 
europäischer Politik einfügen und zu einer 
nachhaltigen Entwicklung mit Wachstum, 
Beschäftigung und Innovation, Konvergenz, 
Kohäsion und Klimaschutz beitragen. Umge-
kehrt muss aber auch die Raumwirksamkeit 
aller anderen Politiken systematisch über-
prüft und sichergestellt werden, dass sie 
positive Beiträge auch zur ländlichen Ent-
wicklung leisten. Die Cork-Erklärung fordert 
ein solches Rural Proofing beispielsweise für 
den Ausbau von Infrastrukturen im Verkehr 
und der Digitalisierung.

Internationale Grüne Woche Berlin 2017: 
Diskussionsrunde zur Cork-2.0-Erklärung 
mit Heino von Meyer, EU-Kommissar Phil 
Hogan, Bundesminister Christian Schmidt

Heino von Meyer  
Leiter des OECD Berlin Centre 
und Vorsitzender der Europäischen 
Konferenz für Ländliche Entwick-
lung Cork 2.0
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Sobald Klarheit über die Zielorientierung und 
Einvernehmen über die Methoden der Ergeb-
nisevaluierung hergestellt sind, kann und 
muss die GAP drastisch vereinfacht und von 
bürokratischer Feinsteuerung auf EU-Ebene 
befreit werden. Im Sinne der Subsidiarität 
müssen der regionalen und lokalen Ebene 
wieder mehr Verantwortung und Gestaltungs-
spielräume überlassen werden.

Deutschland ist in politischer Verantwor-
tung       Die GAP steht auf dem Prüfstand. 
Aber es geht hier nicht allein um eine agrar-
politische Debatte. Vor dem Hintergrund von 
Brexit und neuen europäischen Aufgaben in 
Bereichen wie Sicherheit, Migration und Kli-
maschutz muss die EU-Politik und der EU-
Finanzrahmen insgesamt neu justiert werden. 
Deutschland kommt dabei große politische 

Agrar- und ländliche Entwicklungspolitiken sollen die Diversifizierung fördern, Unternehmer-
tum, Investitionen, Innovationen und Beschäftigung voranbringen.
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STATEMENT    Dr. Peter Pascher  

Cork-2.0-Erklärung will Akzente setzen    

      Weniger Bahnbrechendes als Akzente für die künftige ländliche Förderpolitik waren das Ergebnis der 2. Konferenz 

von Cork. Inwieweit diese Akzente in der Förderperiode nach 2020 Berücksichtigung finden, bleibt offen. 

Cork 1996 und 2016       Die 1. Euro-
päische Konferenz zur ländlichen Entwick-
lung im irischen Cork im Jahre 1996 war 
für die EU-Politik der Förderung ländlicher 
Räume bahnbrechend. Die Konferenz legte 
den Grundstein für die Zweite Säule der EU-
Agrarpolitik als Politik für den ländlichen 
Raum und war Grundlage zur Schaffung des 
Europäischen Landwirtschaftsfonds für die 
Entwicklung des ländlichen Raums (ELER). 
20 Jahre nach dieser richtungsweisenden 
europäischen Konferenz zur ländlichen 

Entwicklungspolitik hatte die Europäische 
Kommission mit ihrem aus Irland stammen-
den EU-Agrarkommissar Phil Hogan wieder 
nach Cork eingeladen. Zu dieser Konferenz 
am 5. und 6. September 2016 waren rund 
300 Vertreter aus Landwirtschaft, übriger 
Wirtschaft, Verwaltung, Forschung, Politik 
und Nichtregierungsorganisationen geladen, 
um über die gegenwärtigen und zukünftigen 
Herausforderungen für Landwirtschaft und 
ländliche Gegenden zu diskutieren und mög-
liche politische Konsequenzen zu ziehen. Am 

Ende fasste die Kommission die Ergebnisse 
der Tagung in der »Cork-2.0-Erklärung 2016 – 
Mehr Lebensqualität in ländlichen Räumen« 
zusammen. 

Weichenstellung für die GAP       Die in 
der Zwischenzeit erfolgten zahlreichen Kom-
mentierungen von Kennern ländlicher Ent-
wicklungspolitik zeigen, dass die Cork-2.0-
Erklärung mit ihrem 10-Punkte-Programm 
viel Interpretationsspielraum bietet. Dies 
war allerdings auch bei der ersten Cork-
Erklärung aus dem Jahr 1996 der Fall. Die 
Etablierung der 2. Säule der Gemeinsamen 
Agrarpolitik in ihrer heutigen Dimension war 
aus der Erklärung nicht unbedingt ableitbar. 
EU-Agrarkommissar Phil Hogan jedenfalls 
sieht mit der Cork-2.0-Erklärung »die Wei-
chen für unsere Beratungen über die Zukunft 
der Gemeinsamen Agrarpolitik« gestellt. 

Rolle der Landwirtschaft und Förderung  
      Zu den 10 Punkten der Cork-2.0-Er-
klärung gehört die Forderung nach Förde-
rung des Wohlstands im ländlichen Raum. 
Agrar- und ländliche Entwicklungspolitiken 
sollen »die Diversifizierung fördern und 
 Unternehmertum, Investitionen, Innova-
tionen und Beschäftigung voranbringen. 
Außerdem soll diese Politik die ländliche 
Identität aufwerten und Nachhaltigkeit, 

Verantwortung zu. Die neue Bundesregierung 
muss diesen europapolitischen Themen von 
Beginn an höchste Aufmerksamkeit wid-
men. Es geht um die Zukunft Europas und 
die Zukunft Deutschlands in Europa – aber 
damit eben auch um die seiner vielen ver-
schiedenen Regionen und Landschaften, 
die ja gerade seinen Reiz und Reichtum  
ausmachen.
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 soziale Inklu sion, lokale Entwicklung sowie 
die Resilienz landwirtschaftlicher Betriebe 
und ländlicher Gemeinschaften fördern«. Ein 
weiterer Punkt befasst sich mit der Stärkung 
ländlicher Wertschöpfungsketten. Betont 
wird dabei die Rolle der Landwirtschaft. Zu-
dem sollen Landwirte wirksame Instrumente 
für das Risi komanagement an die Hand be-
kommen.

Digitale Versorgungslücke überwinden 
      Um eine wettbewerbsfähige, diversifi-

zierte Landwirtschaft und Wirtschaft im länd-
lichen Raum zu befördern, soll vor allem die 
digitale Versorgungslücke überwunden werden 
und das durch Konnektivität und Erschlie-
ßung digitaler Potenziale. Bislang werden 
digitale Infrastrukturen vor allem durch den 
Europäischen Regionalfonds (EFRE) und nicht 
durch den ELER gefördert. Cork 2.0 sieht aber 
nicht nur die Notwendigkeit, in modernste 
Konnektivität in ländlichen Gebieten zu inve-
stieren, sondern auch digitale Anwendungen 
und ihre Nutzerkreise. Land- und forstwirt-
schaftliche sowie andere ländliche Unterneh-
men werden dabei besonders hervorgehoben. 

Schutz natürlicher Ressourcen       Drei 
der 10 Punkte der Cork-2.0-Erklärung befas-
sen sich mit Umwelt, Klima und natürliche 
Ressourcen. Für umweltbezogene öffentliche 
Güter soll die Politik Anreize geben. Um dem 
Klimawandel entgegenzutreten, »muss die 
Förderung auf die Durchführung wirksamer 
Klimaschutz- und Anpassungsstrategien aus-
gerichtet werden«. In diesem Zusammenhang 
soll ein effizientes Nährstoff- und Tierhal-
tungsmanagement gefördert werden. Wie 
dies im Einzelnen umgesetzt werden kann, 
dürfte nicht unumstritten sein. Beim Thema 
Ressourcenschutz sollen »innovative, wissen-
schaftlich fundierte Lösungen erarbeitet und 
verbreitet werden, damit mehr mit weniger 
produziert und sichergestellt wird, dass die 
natürlichen Ressourcen auch künftigen Ge-
nerationen zur Verfügung stehen«.

Vereinfachung der EU-Förderpolitik       
Weitere Punkte der Cork-2.0-Erklärung befas-
sen sich in unterschiedlicher Intensität mit 
der Vereinfachung und dem Bürokratie abbau 
als Voraussetzung für eine anwendungs-
freundlichere Gestaltung der EU-Förderpolitik. 

In den Diskussionen auf der aktuellen Cork-
Konferenz wurde allerdings die Notwendig-
keit zur grundlegenden Vereinfachung noch 
wesentlich deutlicher formuliert. Anders als 
in der Erklärung zum Ausdruck kommt, wer-
den Finanzinstrumente (Kredite, Bürgschaf-
ten) nur als ergänzende Förderinstrumente 
gesehen. Auch in Zukunft soll die EU-Un-
terstützung über Zuschüsse im Vordergrund 
stehen, so der Eindruck aus den Diskussionen 
unter den Cork-Teilnehmern.

STATEMENT      Carsten Hansen   

Orientierung für die Akteure 

      Der Anspruch der Teilnehmer der Konferenz von Cork 2016, die zur Cork­2.0­Erklärung »Für ein besseres Leben  

im ländlichen Raum« geführt hat, ist enorm. Schon dafür gebührt ihnen Respekt und Anerkennung. Auch wenn der 

Elan der ersten Erklärung von Cork einer nüchternen Anpassung in der Cork­2.0­Erklärung gewichen ist, so gibt diese 

doch eine klare Orientierung für die Akteure in der EU, dem Bund und den Ländern.

1996 : 2016 – Anspruch und Vergleich        
Ein zentrales Instrument der EU zur länd-
lichen Raumentwicklung ist die Gemeinsame 
Agrarpolitik. Deren sogenannte 2. Säule er-
hielt die konzeptionellen Grundlagen für 
ihren Ausbau in der heutigen Form durch 
die Konferenz von Cork 1996. Ebenso wie 
die EU ist auch die ländliche Entwicklung 
ein Mehrebenensystem, bei dem Spielräume 
für nationale Ausgestaltung vorhanden sind. 
In Deutschland kommt die Komplexität des 
föderalen Staates hinzu. Für Kommunen war 

die Integration der ländlichen Entwicklung 
in die Agrarpolitik dennoch ein großer Fort-
schritt, weil die Bedeutung der kommunalen 
Ebene für die ländliche Entwicklung deutlich 
wurde und ihren Niederschlag in den Förder-
programmen der Länder fand. 
 Vor dem Anspruch der Cork-2.0-Erklärung 
»Für ein besseres Leben im ländlichen Raum« 
und Vergleichen mit der Erklärung von Cork 
1996 ist das Risiko groß, dass die Erklärung 
nur als bescheidener Wurf daherkommt. Wo 
1996 gefordert wurde: »Priorität für den länd- 

lichen Raum!«, steht jetzt der Wunsch, dass 
die Potenziale ländlicher Räume größere An-
erkennung finden sollen (jeweils Punkt eins).
 Wo 1996 ohne Relativierung gefordert 
wurde: »Angesichts der Verschiedenartig-
keit der ländlichen Gebiete in der Union 
muss die Politik der ländlichen Entwicklung 
dem Subsidiaritätsprinzip folgen. Sie muss 
weitmöglichst dezentralisiert sein« (Punkt 
fünf), heißt es nun, dass ein gemeinsamer 
strategischer und programmorientierter Rah-
men sicherstellen muss, »dass sämtliche  
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 Maßnahmen auf klar definierte wirtschaft-
liche, soziale und ökologische Ziele ausge-
richtet sind« (Punkt 8).
 Auch bei der Schlussfolgerung kann man 
Unterschiede erkennen, denn vor 20 Jahren 
wurden die Verantwortlichen aufgefordert, 
das 10-Punkte-Programm aktiv »zu unter-
stützen und bei der Verwirklichung aller in 
dieser Erklärung genannten Ziele mitzuwir-
ken« sowie »sich aktiv an der Förderung 
 einer nachhaltigen ländlichen Entwicklung 
im internationalen Kontext zu beteiligen«.  
2016 soll die Öffentlichkeit sensibilisiert 
werden, sollen die anderen als ländliche 
Raum-Politiken die Folgen für ländliche 
Räume berücksichtigen und sollen die Ent-
scheidungsträger das 10-Punkte-Programm 
unterstützen.

Ländliche Entwicklung ist von der Land-
wirtschaftspolitik emanzipiert       Das 
klingt mehr nach moderater Weiterentwick-
lung als nach entscheidender Weichenstel-
lung. Es zeigt aber vor allem, dass der Weg 
der letzten 20 Jahre, weg von einer sekto-
ralen Subventionspolitik hin zu einer Politik 
für ländliche Räume, die ihre Potenziale als 
wirtschaftlich diversifizierte, sozial  resiliente 
und kulturell vielfältige Kraftzentren voll zur 
Geltung bringen können, akzeptiert ist. Die 
ländliche Entwicklung ist als Politik »in den 
Mühen der Ebene« angekommen und muss 
dort wirkungsvolle Konzepte, um in der 
 Sprache der EU zu sprechen, in den »Main-

stream« bringen. Dieser Weg wird noch lange 
andauern.
 Es ist daher richtig und wichtig, dass die 
Cork-2.0-Konferenz stattgefunden hat und 
mit einem aktualisierten 10-Punkte-Pro-
gramm auf Herausforderungen und Forde-
rungen hinweist. Mindestens vier Aspekte sind 
hier aus kommunaler Sicht hervorzuheben: 
 1. Die Forderung nach Vereinfachung hat 
sich in den letzten zwei Jahrzehnten nicht 
verändert (Punkt sechs bzw. Punkt neun). 
Das muss ein Alarmzeichen für die politische 
Akzeptanz der EU sein. Die EU ist mehr als 
eine effiziente Fördermaschine! Seit Langem 
kämpfen Kommunen mit unangepassten Kon-
trollvorschriften. Förderung verfehlt ihren 
Zweck, wenn sie sicherheitshalber nur über 
den Umweg der Beauftragung von erfahrenen 
Projektbüros oder spezialisierten Verwal-
tungen in Anspruch genommen werden kann.
 2. In der Erklärung wird völlig selbstver-
ständlich vermittelt, dass die EU-Prioritäten 
nur mit einer Gemeinsamen Agrar- und 
ländlichen Entwicklungspolitik verwirklicht 
werden können. Das ist Selbstversicherung 
und Anspruch zugleich, dass die Kommunen 
zukünftig mehr Raum und Verantwortung für 
eine integrierte ländliche Entwicklung bekom-
men. Die Integration auf örtlicher Ebene be-
treiben Kommunen seit vielen Jahrzehnten – 
der Steuerungsanspruch der Länder sollte 
verstärkt in Beratung und  Unterstützung 
transformiert werden, um z. B. die erfolg-
reiche Idee von LEADER wieder zu stärken.  

 3. Die Digitalisierung ist auf der Basis 
einer leistungsfähigen Breitbandinfrastruk-
tur eine Chance, das Verhältnis von Stadt 
und Land fundamental zu ändern. Sie kann 
ausgleichend für wirtschaftliche und soziale 
Teilhabe wirken. Auf diese Chancen nochmals 
hinzuweisen, ist aus kommunaler Sicht rich-
tig. Mittlerweile gibt es so viele Förderpro-
gramme und so weitgesteckte Ziele bei der 
Entwicklung der Breitbandinfrastruktur, dass 
die Gefahr besteht, beim Breitband den Wil-
len der Politik für die Tat zu nehmen.  
 Tatsächlich ist die Ausstattung mit leis-
tungs- und zukunftsfähiger Breitbandinfra-
struktur eine andauernde Herausforderung. 
Bei Bandbreiten bis 50 Mbit/s liegt die Abde-
ckung auf Ebene der Planungsregionen noch 
vielfach bei 50 – 75 Prozent der Haushalte, 
doch das ist geschönt. Betrachtet man die 
Ortsebene, liegen sehr viele ländliche Regi-
onen noch bei unter 50 Prozent, während 
die Politik schon von der Gigabit-Gesellschaft 
spricht. 
 4. Es wird ein Mechanismus gefordert, 
mit dem die nationalen Parlamente und die 
Europäischen Institutionen einen Gesetzes-
Check ländlicher Räume vornehmen können.
Das findet die ungeteilte Zustimmung der 
Kommunen, denn noch viel zu oft ist das 
Ressortdenken in Ministerien, Generaldi-
rektionen und Organisationen (wie Kassen-
ärztlichen Vereinigungen) ein mindestens 
so großes Hindernis für integrierte Entwick-
lung wie das (zu) oft genannte Kirchturm- 
denken.

Carsten Hansen
Deutscher Städte und Gemeinde-
bund (DStGB), Berlin

Die Kommunen erwarten zukünftig mehr Raum und Verantwortung für eine integrierte 
 ländliche Entwicklung.
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Zum Prozess       Es ist ein überaus lo-
benswerter Ansatz, bei der Erarbeitung einer 
Strategie für die zukünftige EU-Förderung der 
ländlichen Räume in einem Beteiligungs-
prozess Vertreter aus den verschiedensten 
ländlichen Bereichen einzubeziehen. Un-
eingeschränkt lobenswert ist zudem das 
ehrliche Bemühen der Organisatoren, die 
Vielfalt von Meinungen im Diskussionspro-
zess einzufangen und in einer gemeinsamen 
Erklärung zum Ausdruck zu bringen, auch 
wenn wir in den LEADER-Regionen deutlich 
intensivere Beteiligungsprozesse gewöhnt 
sind. Das Europäische Ländliche Parlament 
(ERP) hat ein Jahr zuvor bei der Erstellung 
des Europäischen ländlichen Manifests üb-
rigens eindrucksvoll gezeigt, wie bereits im 
Vorfeld mit bescheidenen Mitteln weite Teile 
der ländlichen Interessensgruppen europa-
weit beteiligt werden können.

Eine neue Vision?       Die vielfältigen, 
der Erklärung vorangestellten Erwägungen 
können im Grundsatz sicherlich von den 
meisten Akteuren der ländlichen Räume un-
terschrieben werden. Doch bringen sie wirk-
lich neue Erkenntnisse? An zwei Beispielen 
möchte ich zeigen, dass dies nicht immer 
gelungen ist:
 In den Erwägungen zu Cork 2.0 wird der 
Land- und Forstwirtschaft »weiterhin eine 
große Bedeutung für die Wirtschaft der 
Union« zugesprochen und ihre Wertschöp-
fungsketten als »Motoren des ländlichen 

STATEMENT      Dr. Hartmut Berndt

»Cork 1.1«

      Es ist ein Trend, sich allein durch die Verwendung der Versionsnummerierung aus  

der digitalen Welt ein Image der Moderne geben zu wollen. Digital ist gut, modern, 

 innovativ – so ist unser Produkt: Cork 2.0. Dabei suggeriert Punkt Null eine grundlegend 

neue Version, den Beginn einer neuen Ära. Hält die Erklärung, was der Titel verspricht? 

Nachfolgend möchte ich eine Einschätzung aus Sicht der lokalen Ebene wagen, insbeson­

dere aus Sicht der LEADER­Regionen, die vor Ort mithilfe der Mittel der gemeinsamen 

Europäischen Agrarpolitik Impulse für eine zukunftsfähige ländliche Entwicklung geben 

wollen. Die Einschätzung beruht auf dem Text der Erklärung und einem Vergleich mit  

der Erklärung aus dem Jahr 1996, ohne in Cork selbst dabei gewesen zu sein. 
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Wirtschaftswachstums« bezeichnet. In der 
Erklärung von 1996 hieß es dagegen bereits, 
»dass ihre relative wirtschaftliche Bedeutung 
weiter abnimmt, und dass die ländliche Ent-
wicklung folglich alle sozioökonomischen Be-
reiche im ländlichen Raum betreffen muss«. 
 Letzteres ist sicher der weit fortschritt-
lichere Gedanke, insbesondere für Deutsch-
land mehr als zutreffend und vor allem in 
der daraus abgeleiteten Forderung nach 
einem multidisziplinären Ansatz und einer 
multisektoralen Durchführung zum damaligen 
Zeitpunkt richtungweisend. Die Aussage hat 
einen wichtigen Beitrag zur Öffnung der 
ländlichen Entwicklungspolitik und eine Ab-
kehr einer rein auf die landwirtschaftlichen 
Potenziale bezogenen Betrachtungsweise 
geleistet. 
 Die größte aktuelle Herausforderung der  
2. Säule der Gemeinsamen Agrarpolitik liegt 
in ihrer nicht mehr handhabbaren Komplexi-
tät und einem ausufernden bürokratischen 
Aufwand. Wohlgemeinte und richtige poli-
tische Ziele scheitern, wenn die Umsetzung 
der zur Verfügung gestellten Mittel vor Ort 
nicht mehr leistbar ist. Cork 2.0 greift dies 
auf: »Der Regulierungsrahmen der Gemein-
samen Agrarpolitik muss weiter gestrafft 
und die Durchführung weiter vereinfacht 
werden« ... »Anforderungen und Sanktionen 
müssen verhältnismäßig sein.« Dem ist un-
eingeschränkt zuzustimmen, das Wort weiter 
ist den Praktikern in diesem Zusammenhang 
allerdings erläuterungsbedürftig. Erneut geht 

die 20 Jahre alte Erklärung dagegen deutlich 
weiter: »Die Politik der ländlichen Entwick-
lung muss (…) einer radikalen Vereinfachung 
der Rechtsvorschriften unterzogen werden.« 
Eine solch klare Aussage wäre aus meiner 
Sicht eine wirklich wertvolle Unterstützung 
für die vielfältigen Vorstöße zur Vereinfa-
chung des ELER, wie das sächsische ELER-
Reset-Papier, gewesen.
 Liegt die neue Vision also allein in der 
häufigen Verwendung der Begriffe Innova-
tion und innovativ? An deren inflationäre 
Verwendung haben sich Förderspezialisten 
eigentlich längst gewöhnt, und eines muss 
klargestellt werden: Innovation an sich stellt 
keinerlei Mehrwert dar. Neueste technische 
Entwicklungen haben im Gegenteil gerade 
in ländlichen Räumen immer wieder auch 
negative Begleiterscheinungen mit sich ge-
bracht. Es geht vielmehr um die Förderung 
der Anwendung innovativer Technologien 
und Verfahren zum Wohle der (ländlichen) 
Gesellschaft unter ganzheitlicher Betrach-
tung, zur Verringerung von Umwelt- und 
Klimaschäden und zur Steigerung einer res-
sourcenschonenden Produktionsfähigkeit. 
Immerhin trägt die Erklärung dem Gedanken 
insoweit Rechnung, als dass sie die Teilhabe 
der ländlichen Räume an den Fortschritten 
fordert.
 Sehr positiv fällt die eindeutige Positi-
onierung für eine starke regionale Beteili-
gungskultur auf: »Anknüpfend an den Erfolg 
von LEADER … sollen lokal initiierte, von  
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der Basis ausgehende Konzepte zur Mobi-
lisierung ländlicher Potenziale propagiert 
werden«. Wenn das, was LEADER-Regionen 
seit nunmehr 25 Jahren umsetzen, zukünf-
tig noch stärker in die Mainstream-Förderung 
Einzug halten soll, ist das wirklich ein großer 
Schritt. 
 Voraussetzung dafür ist allerdings ein 
echtes Vertrauen in regionale und lokale 
Kräfte, das derzeit durch eine kleinliche Re-
gelungs- und Kontrollflut an vielen Stellen 
konterkariert wird. Hier bräuchte es tatsäch-
lich eine neue Ära in der europäischen För-
derpolitik für ländliche Räume, eine Ära des 
Vertrauens.

Dr. Hartmut Berndt
Bundesarbeitsgemeinschaft der 
LEADER-Aktionsgruppen  
in Deutschland (BAG LAG e. V.), 
Göttingen

Fazit       Die Erklärung Cork 2.0 enthält 
viele gute Aussagen und Ansätze, die es bei 
einem Ausblick auf die Zukunft unserer länd-
lichen Räume zu berücksichtigen gilt. Von 
einer Aufbruchstimmung, einem Startschuss 
in eine neue Ära kann aber wohl kaum die 
Rede sein. Vielleicht wäre deshalb der Titel 
»Cork 1.1« angemessener. Trotzdem sollten 
alle an der Erarbeitung der Grundlagen für 
die Förderperiode ab 2020 Beteiligten die 
Erklärung als gute Basis sehen. 
 Ihre Umsetzung braucht an vielen Stellen 
aber deutlich mehr Visionen, wenn die ge-
meinsame Agrarpolitik in Zukunft erfolgreich 
sein soll.

Ländliche Regionen zukunftsfest gestalten

Engagierte Politik für die Gleichwertigkeit  
der Lebensverhältnisse notwendig

      Auch in den ländlichen Räumen muss eine umfassende wohn-
ortnahe Versorgung und eine lebendige Ehrenamts- und Vereinsstruk-
tur selbstverständlich sein. Die Gewährleistung von Sicherheit und 
Entwicklungsperspektiven bestimmen maßgeblich die Lebensqualität 
der Menschen. Die Gleichwertigkeit der Lebensverhältnisse in Stadt 
und Land muss deshalb sowohl die öffentliche Daseinsvorsorge wie 
die wirtschaftliche Entwicklung einbeziehen. Das gilt gleicher maßen 
für Bildung, Gesundheit, Mobilität, Polizei, Feuerwehr, Kultur, be-

Autor: Thomas Windmöller 

      Vielfältige ländliche Regionen gehören zur Identität unseres Landes. Um diese 

Vielfalt zu bewahren und ländliche Regionen zukunftsfest aufzustellen, müssen jetzt die 

Weichen richtig gestellt werden. Denn Menschen, die auf dem Land leben oder in Zukunft 

dort leben wollen, brauchen vor allem eines: die Sicherheit, dass die vor Ort nötigen 

Strukturen Bestand haben oder geschaffen werden. Nur dann wird es gelingen, dass sich 

Menschen auch in Zukunft dafür entscheiden, auf dem Land zu leben, eine Familie zu 

gründen oder dort ihr Alter zu planen.

zahlbaren Wohnraum und vieles mehr. Hierzu zählen mithin eine 
effiziente Wirtschaftsförderung und eine aktive Arbeitsmarktpolitik, 
um attraktive, wohnortnahe Beschäftigungsmöglichkeiten zu erhalten 
und zu schaffen, sowie ein Nahverkehrsangebot, das die Fahrt zum 
Ausbildungs- und Arbeitsplatz sowie zu Kino und Sport überhaupt 
ermöglicht. 
 Die Realität zeigt: Eine bessere Koordination und Steuerung auch 
der Förderung ist in Deutschland auf allen Ebenen notwendig. Es 
gilt, Förderinstrumente so auszugestalten, dass sie den vielfältigen 
Herausforderungen in ländlichen Räumen gerecht werden. Fo

to
: 

sh
ut

te
rs

to
ck

 /
 J

es
us

 F
er

na
nd

ez
Fo

to
: 

pr
iv

at



23Ländliche Regionen zukunftsfest gestalten

BMEL hat sich als zentral 
Verantwortlicher etabliert

Das Bundesministerium für Ernährung und Landwirtschaft hat sich 
in dieser Hinsicht bereits mit erfolgreichen Aktivitäten als zentral 
Verantwortlicher in der Bundesregierung für die ländlichen Räume 
etabliert. Folgende konkrete Anstrengungen haben wir diesbezüglich 
unternommen.

Gemeinschaftsaufgabe »Verbesserung der 
Agrarstruktur und des Küstenschutzes« (GAK)
Für die GAK, die inhaltlich deutlich weiterentwickelt wurde, stehen 
im Jahr 2017 Mittel in Höhe von 765 Millionen Euro zur Verfügung. 
Künftig können im Rahmen der GAK Investitionen in außerlandwirt-
schaftlichen Bereichen stärker gefördert werden. Darunter fallen unter 
anderem die Förderung von Kleinstunternehmen der Grundversorgung 
und Einrichtungen für lokale Basisdienstleistungen, zur Umnutzung 
dörflicher Bausubstanz sowie für Mehrfunktionshäuser.

Bundesprogramm Ländliche Entwicklung (BULE) 
Auch die Mittel für das BULE sind vom Deutschen Bundestag von 10 
auf 55 Mio. Euro aufgestockt worden. Das BULE dient der Förderung 
und Erprobung innovativer Ansätze in der ländlichen Entwicklung. 
 Es trägt dazu bei, durch Unterstützung bedeutsamer Vorhaben 
und Initiativen, deren Erkenntnisse bundesweit genutzt werden kön-
nen, die ländlichen Regionen als attraktive Lebensräume zu erhalten. 
Die modellhaften Ansätze sollen Beiträge zur Weiterentwicklung der 
Gemeinschaftsaufgabe »Verbesserung der Agrarstruktur und des Küs-
tenschutzes« (GAK) in den Bereichen »Ländliche Entwicklung, Infra-
struktur und Demografie« leisten.

Das BULE kombiniert neue Aktivitäten mit bereits laufenden Maß-
nahmen. Die Vorhaben erstrecken sich insbesondere auf die Schwer-
punkte Basisdienstleistungen, digitale Anwendungen, soziale Dorf-
entwicklung und dörfliche Innenentwicklung, Mobilität, Kultur auf 
dem Land sowie interkommunale und interregionale Zusammenarbeit. 
Die BULE-Aktivitäten für Modell- und Demonstrationsvorhaben zu 
den Themen »Regionalität und Mehrfunktionshäuser« sowie »Soziale 
Dorferneuerung« stießen mit mehr als 300 eingereichten Skizzen auf 
großes Interesse. 
 Im Fokus stehen nichtlandwirtschaftlich ausgerichtete Vorhaben 
und Aktivitäten des BMEL in ländlichen Regionen außerhalb der Re-
gelförderung.

Programm »500 LandInitiativen«
Ein besonderes Erfolgsprojekt, das im Rahmen des BULE umge-
setzt worden konnte, ist das Programm »500 LandInitiativen«, mit 
dem das Bundesministerium für Ernährung und Landwirtschaft die 
 bürgerschaftliche Integration von Flüchtlingen in ländlichen Regio-
nen unterstützt. Die Resonanz war größer als erwartet. Bei mehr 
als 800 Interessenbekundungen Ehrenamtlicher aus Vereinen und 
Initiativen, die sich aktiv für die Integration engagieren, wird die 
Bundesregierung weit mehr als 500 Projekte fördern und damit zu-
gleich ihre Wertschätzung für den großen Einsatz vieler hilfsbereiter 
Menschen zum Ausdruck bringen.

»Land.Digital« und »LandKULTUR«
Mit »Land.Digital«, einem weiteren BULE-Programm, fördern wir di-
gitale Anwendungen und innovative Lösungen für ländliche Regio-
nen. Diese sollen erprobt und für Nachahmer zur Verfügung gestellt 
werden. Mit »LandKULTUR« werden außerdem innovative kulturelle  

Mit dem Bundesprogramm Ländliche Entwicklung (BULE) werden innovative Ansätze der ländlichen Entwicklung gefördert und erprobt, 
beispielsweise soziale Dorfentwicklung, Innenentwicklung, Mobilität, Kultur …
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Angebote in ländlichen Regionen (Kultur, Kunst, ländliche Traditio-
nen) unterstützt.

Modellvorhaben »Land(auf)Schwung«
Ein wichtiger Baustein des BULE ist das Modellvorhaben »Land(auf)
Schwung«, das mit den Schwerpunktthemen regionale Wertschöp-
fung und Daseinsvorsorge zwei zentrale Herausforderungen länd-
licher  Räume aktiv angeht. Dabei erhalten seit Mitte 2015 dreizehn 
Förderregio nen verteilt auf drei Jahre je 1,5 Mio. Euro zur Umsetzung 
ihrer in regionalen Zukunftskonzepten selbst gestellten Ziele. 
 Zur Halbzeit der Förderphase haben mehr als 190 Projekte in den 
Schwerpunkten Daseinsvorsorge und regionale Wertschöpfung gezeigt, 
dass es gelungen ist, neue Wege der Förderung ländlicher Räume zu 
eröffnen und innovative Förderinstrumente zu erproben. Daher hat 
das BMEL nach den positiven Rückmeldungen von Landräten und 
Akteuren der ländlichen Entwicklung entschieden, das erfolgreiche 
Modellvorhaben Land(auf)Schwung um eineinhalb Jahre bis Ende 
2019 zu verlängern. 

Bundeswettbewerb »Unser Dorf hat Zukunft« 
Ein weiteres wichtiges Standbein sind die Wettbewerbe. Der Bun-
deswettbewerb Unser Dorf hat Zukunft ist mit rund 2 400 teilneh-
menden Dörfern die größte bürgerschaftliche Bewegung in Deutsch-
land. Die 33 Dörfer des 25. Bundesentscheides wurden im Januar 
2017 ausgezeichnet und sollen bei der Realisierung von Projekten 
der Dorfentwicklung unterstützt werden. 2017 und 2019 sollen mit 
dem bundesweiten Wettbewerb der Agrarsozialen Gesellschaft (ASG) 
Kerniges Dorf! vorbildliche Ideen und Strategien zur Innenentwicklung 
in Gemeinden gefördert werden. 

Forschung, Information, Öffentlichkeitsarbeit 
Umfassend investieren wir auch in Forschungs- und Entwicklungs-
leistungen sowie beim Technologie- und Wissenstransfer im Bereich 
der ländlichen Entwicklung. Dazu müssen Forschungsthemen – u. a. 
mit Unterstützung des Thünen-Instituts (TI) – identifiziert werden. 
Wir rufen bundesweit kompetente Universitäten, Hochschulen und 
Institute zu Interessenbekundungen auf, sich hier inhaltlich einzu-
bringen.
 Zudem wird das im November 2016 gestartete Infoportal Zukunft-
Land weiter ausgebaut, um Daten (u. a. Landatlas aus dem Monitoring 
ländlicher Räume des TI) und Erhebungen, Fördermöglichkeiten, gute 
Beispiele aus der Praxis sowie Forschungsergebnisse und wichtige 
Publikationen zu bündeln.
 Das Bundesprogramm wird durch allgemeinverständlich aufbereite-
te Informationen zu ländlichen Räumen kommunikativ flankiert und 
auf Messen sowie Informationsveranstaltungen – unter Mitwirkung 
von Vertretern aus Politik, Verbänden und Wissenschaft – präsentiert. 
Das im Rahmen der Internationalen Grünen Woche jährlich stattfin-
dende Zukunftsforum Ländliche Entwicklung mit bis zu 1 000 Teil-
nehmern wird als eine geeignete Plattform der Akteure des ländlichen 
Raums weitergeführt, um die Position des BMEL zu politischen Grund-
satzfragen der Entwicklung ländlicher Räume darzulegen.

Thomas Windmöller
Ministerialdirektor, Leiter der 
Abteilung Ländliche Räume, 
 Strategische und Politische 
 Konzeptionen im Bundesminis­
terium für Ernährung und 
 Landwirtschaft (BMEL), Berlin

 

Neue Herausforderungen gemeinsam
mit Akteuren vor Ort bewältigen

Auch wenn das BMEL schon in vielen Bereichen die Entwicklung des 
ländlichen Raumes fördert, müssen über die bestehenden Aktivitäten 
hinaus neue Modelle gedacht werden. Der demografische, aber auch 
der technologische, wirtschaftliche und gesellschaftliche Wandel 
stellen die ländlichen Regionen Deutschlands auch zukünftig vor 
vielfältige und große Herausforderungen, vor allem im Bereich der 
Daseinsvorsorge und Grundversorgung. Die »Herstellung gleichwer-
tiger Lebensverhältnisse im Bundesgebiet« ist durch Artikel 72 des 
Grundgesetzes als Politikziel festgelegt. 
 Es geht daher darum, zu überlegen, wie man seitens des Bundes 
die Kommunen unterstützen kann, Einrichtungen und Leistungen 
der Grundversorgung überhaupt zu schaffen bzw. aufrechtzuerhalten. 
Über diese Gedanken wollen wir zeitnah einen intensiven Austausch 
mit allen relevanten Akteuren beginnen. 
 Denn zur Bewältigung der Herausforderungen wollen wir auf den 
Dialog mit allen Beteiligten setzen. Wir bringen deshalb bereits heute 
Aktive und Engagierte aus Bürgerschaft, Unternehmen, Kommunen, 
Verbänden und Politik zusammen: Unter dem Motto »Regional ver-
netzt – gemeinsam stark« haben wir jüngst vier Zukunftswerkstät-
ten in ländlichen Regionen organisiert und durchgeführt. Wir sind 
begeistert von dem Engagement der Menschen für ihre Heimat und 
haben wichtige Anregungen mit nach Berlin genommen. 
 Gemeinsam und im Austausch mit den Akteuren vor Ort wollen 
wir weiterhin die Herausforderungen für die Zukunft benennen und 
Lösungen für lebendige und zukunftsfähige ländliche Regionen 
entwickeln und bekannt machen. Hierfür brauchen wir eine neue 
Strategie für ländliche Regionen und eine starke Allianz aus Part-
nern, die intensiv für Daseinsvorsorge, Wirtschaft, Arbeit, eine gute 
Siedlungsentwicklung und Landnutzung sowie zivilgesellschaftliches 
Engagement in der Fläche arbeitet. So gestalten wir unsere ländlichen 
Regionen lebenswert und entwickeln sie zukunftsfest.
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Anpassen oder gestalten – die Rolle der Landwirtschaft 
im Spannungsfeld kommunaler Veränderungen

Autor: Werner Schwarz  

      Wer von dem ländlichen Raum spricht, lebt wahrscheinlich in einem Ballungs­

zentrum. Das Land ist an einem Ort wirtschaftlich stark, andernorts von Abwande­

rung geprägt. Randlagen haben andere Herausforderungen als stadtnahe Regionen. 

 Spannungsfelder tun sich überall auf, nur sind sie jeweils anders geprägt. Am Ende 

geht es um Stabilität in wirtschaftlicher, demografischer und ökologischer Hinsicht. 

Gleichwertigkeit der Chancen 

      Aus dem Grundgesetz abgeleitet gilt die Gewährleistung gleich-
wertiger Lebensbedingungen als grundlegendes politisches Ziel. Die 
konkrete Ausgestaltung sorgt dann stets für heftige Diskussionen. 
Soll Politik die Starken stärken oder sich in der Fläche engagieren? 
Ich meine: Wir sollten weniger über eine Gleichwertigkeit beim Er-
gebnis reden, sondern vielmehr über die Gleichwertigkeit der  Chancen. 
Und diese Chancen sehe ich auch auf dem Land, denn hier ist das 
soziale Engagement ebenso wie die Selbstverantwortung ausgeprägt.
 Im ländlichen Raum spielt die Landwirtschaft als Wirtschaftsfak-
tor eine wichtige Rolle. Dies gilt insbesondere für die Tierhaltung. 
Während der Ackerbau relativ wenige Kräfte beansprucht, sind ins-
besondere Ferkel- und Milcherzeugung arbeits- und zeitintensiv und 
bindet Arbeitskräfte in der Region: Klempner und Elektriker, Tierarzt, 
Futtermittellieferant, Schlachthof usw. Wer keine wirtschaftlich trag-
fähige Tierhaltung in heutigen Größenordnungen will, der destabili-
siert ländliche Räume. 

Wo wollen wir hin? 

Dazu möchte ich beispielhaft drei Referenzregionen nennen, anhand 
derer wir uns ein Urteil bilden können: Das Oldenburger Münster-
land hat sich innerhalb weniger Jahrzehnte von einem Armenhaus 
zum wirtschaftlichen Erfolgsmodell gewandelt. In den Landkreisen 
Cloppenburg und Vechta steht jedes 11. Mastschwein, jede 5. Henne 
und jeder 3. Truthahn Deutschlands. Inzwischen gibt es erheblichen 
Widerstand gegen Großmastanlagen, es gibt einen erheblichen Gülle-
export in Nachbarkreise und Probleme mit Nitrat im Grundwasser. 
Doch die Wirtschaft dort ist bis heute sehr innovativ. Es gibt regio-
nale Wirtschaftskreisläufe und eine stabile Wertschöpfungskette auf 
Basis der Landwirtschaft. Um die Landwirtschaft herum gruppieren 
sich Agrartechnologie und Nahrungsmittelverarbeitung.

Mecklenburg-Vorpommern erfuhr lange eine Entleerung der länd-
lichen Räume. Junge und gut ausgebildete Fachkräfte verließen das 
Land. Die Landwirtschaft ist professionell und arbeitet in effizienten 
Großstrukturen. Die Belieferung des Weltmarktes über den Hafen 
 Rostock ist für die Betriebe eine echte Option. Der Arbeitskräfte-
bedarf ist gering, dies liegt an den Strukturen ebenso wie am gerin-
gen Anteil der Tierhaltung insgesamt. 
 Das Allgäu ist eine Region von landschaftlicher Schönheit, aber 
wachsenden Strukturdefiziten. Das über lange Zeit relativ sichere 
Milchgeld und die Vermietung von Ferienwohnungen halfen den 
Allgäuer Landwirten, sich gegen den Strukturwandel zu stemmen. 
Heute ist man auf den Tourismus als zusätzliche  Einkommensquelle 
angewiesen. Dieses gilt jedoch auch umgekehrt: Denn mit dem  
Allgäu verbundene Bilder werden durch eine agrarische Kulturland-
schaft geprägt. 

Jede Region gestaltet für sich gesehen ihre Zukunft
Im Hinblick auf die Demografie scheint mir das Oldenburger Modell 
durchaus attraktiv. Es fällt mit seiner intensiven Tierhaltung jedoch 
gerade aus der gesellschaftlichen Gunst. Mecklenburg-Vorpommern 
ist mit seinen Strukturen sicherlich weltmarktfähig, der ländliche 
Raum hat sich an diese Landwirtschaft mit einer geringen Bevölke-
rungsdichte und ausgedünnten Strukturen angepasst. Das Allgäu hat 
ein positives Image, hängt jedoch am Wohlwollen des Staates und 
schafft, ebenso wie Mecklenburg-Vorpommern, nur begrenzt zusätz-
liche Arbeitsplätze. Es erhält jedoch eine wertvolle Kulturlandschaft 
und erfüllt damit einen gesellschaftlichen Auftrag. 

Unsere Gesellschaft stimmt an der Ladenkasse ab
Dort hat das Allgäu nur geringe Chancen. Mir scheint, das Oldenburger 
Münsterland und Mecklenburg-Vorpommern liegen in der Kaufgunst 
der Verbraucher vorne. Die Politik hat tendenziell das Modell All-
gäu im Auge. Mehr Regionalität und Ökolandbau, eine rechtliche  
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und finanzielle Benachteiligung der Großstrukturen und tierhaltender 
Betriebe sollen unsere Landwirtschaft gesellschaftlich akzeptabler 
machen. Doch hier wird die Rechnung ohne den (Land)wirt gemacht. 
Steigende Kosten und sinkende Preise, diese Kombination schafft 
keine Zukunft!
 Ich sehe eine Destabilisierung der ländlichen Räume am ehesten 
pariert mit einer wettbewerbsfähigen Landwirtschaft, einer intensiven 
Tierhaltung und einem breit gefächerten vor- und nachgelagerten Be-
reich. Allerdings kann das Allgäu mit seiner charakteristischen Klein-
struktur zu einer engen regionalen Bindung führen, sodass Menschen 
Einkommenschancen anderenorts bewusst ausschlagen. Ähnliches gilt 
auch für die Weiten Mecklenburgs. Geld ist glücklicherweise nicht 
alles. Aber reichen muss es trotzdem. 

Fazit

Es ist lohnenswert, sich mit den Erfolgsfaktoren der Regionen zu 
befassen. Lebendige Dörfer sind das Fundament für funktionsfähige 
ländliche Räume. Dazu gehört, dass Unternehmen in Landwirtschaft 
und Gewerbe sowie jeder Einzelne im Ort Eigeninitiative zeigen. Dann 
 profitiert das Dorf, 
 stimmt die Lebensqualität, 
 wächst die Heimatverbundenheit und 
 sind Bleibeperspektiven gesichert. 

Werner Schwarz
Präsident des Bauernverbandes 
Schleswig-Holstein e. V., Rendsburg, 
und Vizepräsident des Deutschen 
Bauernverbandes e. V. (DBV)

 

Die Politik sollte sich auf 
die Rolle des »Ermöglichers« 
beschränken und den 
Menschen vor Ort überlassen, 
wie sie ihre Zukunft gestalten.

Es sind die Menschen vor Ort, die mit kreativen Ideen ihre Zukunft 
gestalten und damit sichern. Die unternehmerisch geprägte Sicht-
weise der Landwirte ist dabei ein Pfund, mit dem der ländliche Raum 
wuchern sollte. Durch ihr Engagement, ihre Erfahrungen und Projekte 
stärken sie ihre Region. Die Politik sollte sich auf die Rolle des »Er-
möglichers« beschränken und den Menschen vor Ort überlassen, wie 
sie ihre Zukunft gestalten. Gleiche Chancen, keine Gleichmacherei – 
das wäre mein Wunsch.
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Perspektiven des Handwerks in ländlichen Regionen: 
Herausforderungen und Potenziale 

Autor: Gerhard Schenk  

      Die ländlichen Räume Deutschlands sind Standort für Hunderttausende 

 Handwerksunternehmen aus allen Gewerken – teils seit Generationen. Die Betriebe 

tragen im erheblichen Maße zur Wertschöpfung sowie zur Sicherung gesell ­ 

schaftlicher Strukturen bei. Sie sind aber ihrerseits auf verlässliche Rahmenbedin­

gungen angewiesen. Trotz der guten Konjunkturlage im deutschen Handwerk 

bestehen durch demografische Umbrüche, Auswirkungen der Digitalisierung und 

wirtschaftlichen Strukturwandel gerade in metropolfernen Gebieten erhebliche 

 Herausforderungen für kleine und mittlere Betriebe. 

Gefahren und Potenziale des Handwerks 
im demografischen Wandel

      Auf diese Entwicklungen müssen sich sowohl die Unternehmen 
als auch die Regionalpolitik einstellen, um aus Herausforderungen 
Potenziale zu generieren und die Zukunftsfähigkeit der ländlichen 
Gebiete insgesamt zu sichern. Unter der Voraussetzung guter Stand-
ortbedingungen können kleine und mittlere Unternehmen in Zukunft 
eine noch wichtigere Rolle für nachhaltige Regionalentwicklung über-
nehmen und Träger wichtiger Innovationen sein.
 Deutschland steht vor tiefgreifenden demografischen Wandlungen, 
die zum massiven Rückgang der Erwerbsbevölkerung führen werden. 
Der Rückgang wird sich am stärksten in den ländlichen Räumen be-
merkbar machen, da hier zumindest bislang die Abwanderung von 
jüngeren Einwohnern überwiegt und die externe Zuwanderung noch 
wenig wirksam wird. Das wachsende Fachkräftedefizit trifft schon 
heute das Handwerk massiv. Die Sicherung des Fachkräftebedarfs 
erfordert deshalb gerade in den ländlichen Regionen neue Wege 
und vor allem das Zusammenwirken aller wirtschaftlichen und ge-
sellschaftlichen Kräfte. Wenn die Fachkräftesicherung nicht gelingt, 
werden viele Betriebe auf Dauer verschwinden. Durch das Fehlen 
ihrer Arbeitsplatzangebote und ihrer Dienstleistungen würde sich die 
Abwärtsspirale dieser Gebiete weiterdrehen.
 Das Handwerk versucht mit vielen Initiativen vor Ort – häufig direkt 
in den Schulen – deutlich zu machen, dass sich auch in ländlichen Re-
gionen Perspektiven mit einer große Vielfalt von zukunftsträchtigen 
Berufen und Karrieremöglichkeiten bieten. Es wird aber nur möglich 
sein, Auszubildende anzuwerben und dauerhaft zu halten, wenn die 
Strukturen sowohl der schulischen und beruflichen Bildung (Berufs-

schulen) in ländlichen Regionen erhalten werden und auch die Regio-
nen insgesamt für junge Menschen und Familien attraktiv bleiben.  
 Neben den einschneidenden Problemen, die sich als Folge des 
demografischen Wandels ergeben, eröffnet dieser aber durchaus auch 
ökonomische Potenziale: Ältere Menschen sind auf kurze Wege, eine 
gute Nahversorgung und andere handwerkliche Leistungen sowie 
auf altersgerechten Wohnraum angewiesen. Auch die Gesundheits-
handwerke – Optiker, Hörgeräteakustiker, Orthopädiemechaniker und 
Orthopädieschuhmacher – können ergänzende Aufgaben im Bereich 
der Gesundheitsdienstleistungen ausbauen und die medizinische Ver-
sorgung angesichts geringer werdender Ärztedichte unterstützen.

Regionale Potenziale heben

Auch die zunehmende Sensibilisierung der Menschen für hochwer-
tige regionale Lebensmittel eröffnet Perspektiven für Bäcker, Brauer, 
Konditoren und Fleischer. Handwerker können in Zusammenarbeit 
mit Landwirtschaft, Handel und Gastronomie noch weitere Potenziale 
heben, indem gemeinsam für mehr Bewusstsein bei den Verbrau-
chern geworben wird und heute vielfach unterbrochene regionale 
Wertschöpfungsketten wieder geknüpft werden. Die reale Entwick-
lung geht – trotz zahlreicher guter Einzelbeispiele – in der Breite 
leider weiter in die falsche Richtung: Es verschwinden immer mehr 
alteingesessene Kleinbetriebe, was zur absurden Situation führen 
kann, dass ausgerechnet auf dem Land die Menschen zu indus triellen 
Anbietern und Discountern gehen müssen, um Fleisch- oder Back-
waren zu erwerben.
 Die Lebensmittelhandwerke werden nur eine Chance haben, wenn 
Dörfer und Kleinstädte weiterhin funktionsfähige Ortsmitten haben.  
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Zusammen mit zahlreichen anderen Gewerken wie Friseuren, Optikern, 
Kosmetikern, Uhrmachern, Schustern etc. tragen sie heute noch zur 
Vielfalt und Lebendigkeit der Orte bei. Diese Versorgungsstrukturen 
sind aber durch Bevölkerungsrückgang und großflächigen Einzelhan-
del auf der Grünen Wiese akut bedroht. Die Politik muss diese nega-
tive Entwicklung eindämmen. Initiativen zur Sicherung der wohnort-
nahen Versorgung, insbesondere auch durch die Unterstützung von 
Kooperationen von ansässigen Betrieben, um Standorte gemeinsam 
zu erhalten, kommt eine zunehmende Bedeutung zu.
 Ein weites und zukunftsträchtiges Feld eröffnet sich im klimage-
rechten Umbau von Gebäuden, dem Aufbau erneuerbarer Energien 
und intelligenter Haustechnik. Es gilt, dezentrale Energieversorgungs-
sys teme, nachwachsende Rohstoffe und Energieeffizienzmaßnahmen 
noch stärker als große Chance für zusätzliche Wertschöpfungspoten-
ziale gerade auch in den ländlichen Räumen zu begreifen. 
 Viele Landwirte sind mit ihren Biogas- und Fotovoltaikanlagen 
nunmehr auch Energiewirte und arbeiten mit dem Handwerk vor Ort 
zusammen. Sie entwickeln sich zunehmend zu umfassenden Energie-
dienstleistern. 

Breitband und Digitalisierung – 
digitale Kluft vermeiden!

Nur mit hochwertiger Breitbandanbindung auf Glasfaserbasis können 
die Betriebe regionale Potenziale nutzen, Innovationen umsetzen und 
auch in Wertschöpfungsprozesse in den Ballungsräumen eingebunden 
werden. Man sollte nicht unterschätzen, was für Innovationspotenzial 
schon jetzt in den ländlichen Räumen vorhanden ist. Handwerks - 
betriebe, die überregional und teils international mit modernsten 
Techniken aktiv sind und Wertschöpfung in die Region bringen: Tisch-
ler ermöglichen über Online-Tools auch ihren Kunden aus entfernten 
Ballungsräumen die Konfigurierung von hochwertigen Küchenein-
richtungen, oder Bauunternehmen sind durch Building Information 
Modeling in komplexe Großvorhaben in den Metropolen eingebunden. 
Die Anbindung muss aber sehr bald erfolgen, sonst gehen Potenziale 
für immer verloren: Die junge Meisterin oder der junge Meister werden 
den elterlichen Betrieb nur übernehmen und modernisieren, wenn sie 
dort optimale Standortbedingungen vorfinden, um ihre neue Ideen 
zu realisieren.

Perspektiven der Regionalpolitik

Aufgabe der Kommunen und der Regionalpolitik von Bund und Län-
dern ist es in erster Linie, funktionsfähige Infrastrukturen und gute 
Standortbedingungen zu schaffen. Zentral ist, dass Strukturen für 
selbstragendes wirtschaftliches Wachstum gesichert werden. Gerade 
kleineren Unternehmen muss darüber hinaus auch gezielt bei der 
Überwindung von Innovationshürden geholfen werden, die in länd-
lichen Räumen vielfach nicht refinanzierbar wären. Zudem sollten 
Zusammenarbeiten verschiedener Akteure in den ländlichen Räumen 
noch besser flankiert werden. Die neuen Herausforderungen gilt es 
gemeinsam mit allen Akteuren vor Ort zu bewältigen. Auch bei ab-
nehmender Bevölkerungszahl können ländliche Regionen attraktive 
Lebens- und Wirtschaftsräume bleiben.

Gerhard Schenk
Präsident des Deutschen Kondito-
renbundes und Beauftragter des 
Präsidiums des Zentralverbandes 
des Deutschen Handwerks für länd-
liche Räume, Berlin

 

Die junge Meisterin oder der 
junge Meister werden den elter-
lichen Betrieb nur übernehmen 
und modernisieren, wenn sie dort 
optimale Standortbedingungen 
vorfinden, um ihre neuen Ideen 
zu realisieren. Fo
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Energiewende – eine Zwischenbilanz für ländliche Räume

Autoren: Klaus Reisinger und Daniel Eisel  

      Im September 2010 hat die Bundesregierung mit ihrem Energiekonzept den 

Weg in ein neues Energiezeitalter vorgezeichnet und ehrgeizige Ziele formuliert.  

Heute – knapp sieben Jahre nach diesem Konzept – wird die Energiewende vielerorts 

in Deutschland umgesetzt. Die Ziele sind aber in vielen Bereichen noch nicht erreicht. 

Es muss daher zeitnah nachgebessert werden. Der ländliche Raum spielt in diesem 

Zusammenhang eine erhebliche Rolle. 

Energiepolitik in Deutschland und weltweit 

      Spätestens seit dem Klimagipfel Ende 2015 in Paris ist das 
»Zwei-Grad-Ziel« in aller Munde. Mit dem Pariser Klimaabkommen, 
in Kraft getreten am 4. November 2016, wurde ein wichtiger Schritt 
in Richtung globalem Klimaschutz gemacht. Damit will der überwie-
gende Teil der Vereinten Nationen weltweit die Erderwärmung auf 
maximal 2 Kelvin (K) gegenüber der vorindustriellen Zeit begrenzen. 
Mit Stand Juni 2017 verweigern sich weltweit nur drei Staaten der 
Vereinten Nationen dem Abkommen. Dies sind neben Syrien und Nica-
ra gua auch die USA, der zweitgrößte Treibhausgasemittent der Erde. 
 Bereits durch das Energiekonzept 2010 wurden erste allgemeine 
CO2-Minderungsziele in Deutschland formuliert. Nach dem Pariser 
Klimaabkommen verschärfte und konkretisierte die Bundesregie-
rung diese nochmals mit dem sogenannten »Klimaschutzplan 2050«. 
 Diese Strategie ist seit dem 14. November 2016 in nationales Recht 
eingebunden. Demnach sollen die Treibhausgasemissionen bis 2050 
im Vergleich zu 1990 um 80 bis 95 Prozent vermindert werden. Es 
ist das erste Regierungsdokument, das den Weg in ein weitgehend 
treibhausgasneutrales Deutschland aufzeigt. Die im Klimaschutzplan 
formulierten Etappenziele (hier Meilensteine) richten sich zunächst 
auf das Jahr 2030. Als Zwischenziel über alle Handlungsfelder bzw. 
Sektoren hinweg soll 2030 der Treibhausgasausstoß um mindestens 
55 Prozent gegenüber 1990 reduziert werden (siehe Tabelle 1). 

Stand der Umsetzung 

Die Umsetzung der Energiewende stellt uns alle vor große wirtschaft-
liche und gesellschaftspolitische Herausforderungen. Es gilt, dabei 
stets die Ziele Versorgungssicherheit, Bezahlbarkeit, Effizienz sowie 
Umweltverträglichkeit auszubalancieren. Darüber hinaus sollten Ein-
zel- und Gemeinschaftsinteressen ausgewogen berücksichtigt werden. 
Die Energieversorgung der Zukunft trägt mithilfe von Erneuerbaren 
Energien (EE) wesentlich zum Erreichen der Klimaschutzziele bei. 

Dabei muss ein optimaler Mix vor allem aus Biomasse, Windkraft, 
Fotovoltaik und Geothermie gefunden werden. 

Reduzierung von Energieverbrauch und Treibhausgasen 
Der gesamte Primärenergieverbrauch in Deutschland ist von 2008 bis 
2016 von 3.994 TWh auf 3.717 TWh nur geringfügig gesunken. Die 
Energie wird zwar zunehmend effizient genutzt oder ganz eingespart, 
doch Wirtschaftswachstum und Konsumsteigerungen verhindern, dass 
der Verbrauch deutlich zurückgeht. Zielmarke im Jahr 2020 ist ein 
Verbrauch von 3.196 TWh. Realistisch betrachtet ist dies aber nicht 
mehr erreichbar. Zudem bieten die politischen Rahmenbedingungen 
in Deutschland aktuell nicht den Anreiz zu einer solch großen Ener-
gieeinsparung bis 2020.
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Tabelle 1

Meilensteine für 2030 im deutschen »Klimaschutzplan 2050«

Handlungsfeld 1990 2014 2030 2030

(in Mio. t CO2-Äq.) (Minderung)

Energiewirtschaft 466 358 175–183 62–61 %

Gebäude 209 119 70–72 67–66 %

Verkehr 163 160 95–98 42–40 %

Industrie 283 181 140–143 51–49 %

Landwirtschaft 88 72 58–61 34–31 %

Sonstige 39 12 5 87 %

Summe 1 248 902 543–562 56–55 %
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Der ländliche Raum ist als Nahrungsmittelproduzent unabdingbar. 
Hier können die Emissionen naturgemäß nicht auf null gesenkt wer-
den, doch können zum Beispiel landwirtschaftliche Nutzfahrzeuge mit 
biogenen Schmier- und Treibstoffen betrieben werden. Das Bayerische 
Staatsministerium für Wirtschaft und Medien, Energie und Technolo-
gie hat hierfür ein eigenes Förderprogramm aufgelegt. Informationen 
zum Programm »RapsTrak200« können unter folgendem Link nachge-
schlagen werden: www.tfz.bayern.de/rapstrak200. 
 Die Meilensteine, die die deutsche Bundesregierung für die Land-
wirtschaft bis 2030 mit einer Reduzierung um 31 bis 34 Prozent 
gegenüber 1990 vorsieht, sind sehr ambitioniert. In der Abbildung 1 
wird dies besonders deutlich. Allerdings stagniert die Treibhausgas-
minderung seit Mitte der 1990er Jahre nahezu auf einem Wert um 
70 Mio. t CO2-Äquivalente. 

Flächen für erneuerbare Energien  
und Energieinfrastruktur
Eine entscheidende Rolle spielt der ländliche Raum zudem bei der 
Bereitstellung von Flächen für die Energieinfrastruktur. Ein aktu-
elles Beispiel ist der Aufbau des Hochspannungsgleichstrom-Netzes 
(HGÜ-Verkabelung). Dabei gilt es, einen schmalen Grat zu beschreiten 
zwischen gesellschaftlichem Fortschritt und den Interessen einzel-
ner Bürger. Das Gemeinwohl ist aber untrennbar mit einer sicheren 
Energieversorgung verbunden.

Es stehen schon heute die meisten und flächenmäßig größten 
EE-Kraftwerke auf Landwirtschafts- bzw. Konversionsflächen. Zum  
31. Dezember 2015 stehen mehr als 14 000 Biogasanlagen für die 
Energiebereitstellung im ländlichen Raum. Darüber hinaus haben die 
Freiflächen-PV-Anlagen bereits eine Fläche von knapp 16 000 Hektar 
bei einer installierten Leistung von über 10,6 GW eingenommen. Die 
Leistung entspricht etwa der von zehn großen Kernreaktoren. Beacht-
lich ist auch die Anzahl der knapp 25 000 Onshore-Windenergiean-
lagen. Die installierte Leistung entsprach mehr als 41 GW. Dies zeigt 
deutlich, wie vor allem in den vergangenen Jahren die Bedeutung des 
ländlichen Raumes für die Sicherstellung der deutschen Energiever-
sorgung zugenommen hat. 
 In Deutschland beläuft sich der erneuerbare Anteil im Wärmesektor 
auf 13,4 Prozent. Nach der festen Biomasse mit 114,5 TWh liefert 
Biogas mit 17,4 TWh den wichtigsten Beitrag zur Wärmeversorgung 
aus EE. Der Anteil der EE am Bruttostromverbrauch lag 2016 bei 31,7 
Prozent. Somit wird fast ein Drittel des genutzten Stroms in Deutsch-
land aus EE gewonnen. Im Umkehrschluss bedeutet dies jedoch auch, 
dass noch einmal EE-Erzeugungsanlagen in derselben Größenordnung 
bis 2030 errichtet werden müssen, um die Meilensteine des »Klima-
schutzplans 2050« zu erreichen. Der Fokus wird hier auf dem Zubau 
im ländlichen Raum liegen. Zeitgleich sollte auf die Themen Ener-
gieeinsparung und Effizienzsteigerung ein noch größeres Augenmerk 
gelegt werden. 

Abb. 1: Entwicklung der THG-Emissionen in der deutschen Landwirtschaft 
von 1990 bis 2050 (CO2-Äquivalent) in Mio. Tonnen
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Klaus Reisinger
Dipl.-Ing. (FH); 
LandSchafftEnergie – 
Beraternetzwerk für die 
Energiewende in Bayern, 
Straubing

 

Daniel F. Eisel
M.Sc.; LandSchafftEnergie – 
Beraternetzwerk für die 
Energiewende in Bayern, 
Straubing

 

Struktur- und arbeitsmarktpolitische Effekte
Der ländliche Raum profitiert darüber hinaus in nicht unerheblichem 
Maße von der Energiewende. Dies belegen aktuell die Zahlen der 
Agentur für Erneuerbare Energien und der Gesellschaft für Wirtschaft-
liche Strukturforschung. Somit können vor allem strukturschwache 
Regionen und Bundesländer durch den Ausbau der EE neue Arbeits-
plätze gewinnen. Abbildung 2 zeigt hier die Zahl der Arbeitnehmer, 
die in der EE-Branche beschäftigt sind pro 1 000 Arbeitnehmer.

Fazit

Die Energiewende in Deutschland und vor allem im ländlichen Raum 
hat sich in den vergangenen Jahren sehr dynamisch entwickelt. Für 
das Erreichen der Klimaziele sowie der Versorgungssicherheit der 
Bundesrepublik Deutschland sind jedoch noch viele Anstrengungen 
im ländlichen Raum zu erwarten. Diese Herausforderungen sollten 
zu gleichen Teilen von Politik, Gesellschaft sowie der Land- und 
Forstwirtschaft getragen werden.
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Abb. 2: Bundesländervergleich der Beschäftigten im Bereich der erneuerbaren Energien 
(pro 1.000 Arbeitnehmer)
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Flüchtlinge aufs Land?

      Der starke Anstieg humanitär veranlasster Migration wird in der 
deutschen Öffentlichkeit nicht nur als Herausforderung, sondern auch 
als Chance wahrgenommen. In diesem Zusammenhang werden zuneh-
mend die Integrationspotenziale der ländlichen Räume thematisiert: 
Insbesondere für schrumpfende ländliche Regionen in Deutschland, 
so wird argumentiert, eröffne der Flüchtlingszuzug Chancen. Ziel des 
Beitrags ist eine differenzierte Betrachtung, bei der es zunächst um 
die grundlegenden Dimensionen der Integration von Geflüchteten 
und die Heterogenität der Integrationspotenziale ländlicher Regio-
nen in Deutschland geht. Eine Pilotstudie zur Integrationspolitik im 
Landkreis Wolfenbüttel zeigt die unterschiedlichen Bedingungen auch 
innerhalb eines ländlichen Landkreises. 

Dimensionen und Akteure der 
Integration von Flüchtlingen

Fluchtmigration unterliegt im Unterschied zu anderen Formen der 
Migration besonderen rechtlichen Bedingungen: Ein dauerhaftes 
Bleiberecht im Aufnahmeland ist erst nach einiger Zeit und der Be-
wältigung rechtlicher Hürden gesichert. Zufluchtssuchende können 
ihren Wohnort in Deutschland während des Asylverfahrens und seit 
Inkrafttreten des Integrationsgesetzes 2016 auch mit der Zuerken-
nung eines Aufenthaltstitels nicht frei wählen. Insbesondere die 
zuletzt genannte Besonderheit von Fluchtmigration bietet durchaus 
auch Chancen für ländliche Räume. Grundsätzlich ist Integration als 
ein mehrdimensionaler Prozess zwischen Aufnahmegesellschaft und 
den neu Hinzugekommenen zu sehen, bei dem drei grundlegende 
Dimensionen zu unterscheiden sind. 
 Für Integration sind erstens die strukturellen Rahmenbedingungen 
der Regionen und die Einstellungen der aufnehmenden Menschen vor 
Ort maßgeblich. Ein Workingpaper des Thünen-Instituts (Plankl et 
al., 2016) hat deutschlandweit Daten aus sieben integrationsrele-
vanten Bereichen auf Landkreisebene (Arbeitsmarkt, Wohlstand, Woh-

Migration und Integration – Chancen für ländliche Räume 

Autor: Dr. Peter Mehl

      Welches Potenzial haben ländliche Räume für die Integration von Geflüchteten? 

Welche Dimensionen, Akteure und Handlungsfelder sind hierfür zentral? Diese Fragen 

sowie die Heterogenität ländlicher Regionen in Deutschland und deren jeweilige 

 Integrationspotenziale stehen im Mittelpunkt des Beitrages. Illustriert wird dies am 

Beispiel der Aufnahme und Integration von Geflüchteten im Landkreis Wolfenbüttel.

nungsmarkt, demografischer Handlungsbedarf und Daseinsvorsorge, 
Zentralität und Erreichbarkeit sowie Reaktionen aus der Gesellschaft 
auf die Flüchtlingskrise) erfasst und ausgewertet. Die 16 Indikatoren 
aus diesen Bereichen veranschaulichen die sehr unterschiedlichen 
strukturellen Rahmenbedingungen in Deutschland. Unterschiede 
zeigen sich vor allem auch zwischen den ländlichen Räumen. Vom 
Integrationspotenzial des ländlichen Raumes zu sprechen, erscheint 
daher wenig sinnvoll.
 Zweitens sind die Potenziale, Erwartungen, Einstellungen und 
Handlungen der neu Hinzugekommenen wichtig (Geflüchteten-
perspektive). Über die Ausgangsbedingungen und die Perspektive der 
aufgenommenen Menschen ist im Zusammenhang mit der jüngsten 
Fluchtmigration noch wenig bekannt. Klar ist aber, dass es sich um 
eine sehr heterogene Gruppe handelt. Da sich die Ausgangsbedin-
gungen und möglicherweise auch die Integrationsbereitschaft dieser 
Menschen erheblich unterscheiden, sind entsprechend differenzierte 
Politikangebote erforderlich.
 Wichtig sind schließlich drittens die von Politik, Verwaltung und 
Zivilgesellschaft getragenen Aktivitäten zur Förderung dieser Prozesse 
(Integrationspolitiken). Integrationspolitik findet in erster Linie auf 
kommunaler Ebene statt, die jedoch im Bereich der Flüchtlingshilfe 
und -integration stark von den Entscheidungen anderer politischer 
Ebenen beeinflusst wird. Kommunen sind dennoch zentraler Ort von 
Integrationsprozessen, und sie haben erheblichen Spielraum bei deren 
Ausgestaltung.

Integration von Geflüchteten 
im Landkreis Wolfenbüttel 

In einer Studie des Thünen-Instituts wurden Aufnahme und Integra-
tion von Geflüchteten im Landkreis Wolfenbüttel untersucht. Ana-
lysiert wurde unter anderem, ob und wie sich die unterschiedlichen 
Bedingungen in der Mittelstadt Wolfenbüttel, den Gemeinden im 
Einzugsbereich von Braunschweig und Wolfsburg und den struktur-
schwächeren Gemeinden an der südöstlichen Peripherie des Land-
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es kreises auswirken. Im Einzelnen untersucht wurden dabei Aufnahme 
und Unterbringung, Mobilität und Erreichbarkeit, Willkommenskultur 
und zivilgesellschaftliches Engagement, Sprach- und Integrations-
kurse sowie kommunale Integrationspolitiken.
 Mit Ausnahme der Kreisstadt Wolfenbüttel ist es in allen Gemeinden 
gelungen, die Flüchtlinge dezentral in Wohnungen unterzubringen, 
was den ländlichen Räumen vielfach zugeschriebenem Vorteil, über 
geeigneten Wohnraum zu verfügen, bestätigt. Allerdings ist die Situ-
ation innerhalb des Landkreises sehr unterschiedlich. Der Nachteil der 
kreisweit dezentralen Unterbringung liegt in der teilweise schlechten 
Erreichbarkeit wichtiger Einrichtungen, die sich ganz überwiegend in 
der Kreisstadt Wolfenbüttel befinden. Der Zugang zu medizinischer 
Versorgung, zu Gütern des täglichen Bedarfs, zu Begegnungs-, Bera-
tungs- und Bildungseinrichtungen wie der Volkshochschule, zur Aus-
länderbehörde, Arbeitsagentur und Jobcenter gestaltet sich daher für 
die Flüchtlinge im Landkreis je nach Wohnort sehr unterschiedlich. 
Wegen der teilweise großen Entfernungen bei mitunter schlechtem 
ÖPNV-Angebot sind daher die Teilhabechancen von Geflüchteten im 
Landkreis in Abhängigkeit vom Wohnort sehr ungleich.
 Kreisweit gibt es bislang ganz überwiegend ein großes zivilgesell-
schaftliches und politisches Engagement für die Willkommenskultur, 
für Teilhabemöglichkeiten und Bleibeperspektiven. In einigen Ge-
meinden gibt es auch skeptische und ablehnende Stimmen, die aber 
nicht die Meinungsführerschaft haben. Räumliche Nähe zwischen 
ursprünglicher Bevölkerung und den Geflüchteten, soziale Übersicht-
lichkeit und nahezu kreisweit geschaffene Gelegenheiten zu Begeg-
nungen erleichtern Kontakte und schaffen Möglichkeiten der Teilhabe. 
Das ausgeprägte bürgerschaftliche Engagement in der Flüchtlingshilfe 
sowie Teilnahmeangebote in Vereinen, der Freiwilligen Feuerwehr oder 
den Kirchengemeinden schaffen hierfür die Grundlage und bieten 
Anlaufstellen. Inwiefern hohe Anpassungserwartungen und das ver-
meintlich hohe Maß an sozialer Kontrolle in ländlichen Gesellschaften 
als Integrationsbarrieren wirken können, kann zum jetzigen Zeitpunkt 
noch nicht beurteilt werden. 
 Das Ausmaß der flüchtlingsbezogenen Aktivitäten der Kommunen 
im Kreis ist unterschiedlich. Maßgeblich sind Unterschiede in  Größe, 
Finanzkraft, Siedlungsstruktur und unterschiedliche Erfahrungen 
mit Migration und Integration in den kreiseigenen Kommunen, aber  
auch der politische Wille. Während die Stadt Wolfenbüttel langjäh-
rige Erfahrungen und entsprechende Angebote aufweist, mussten alle 

anderen Kommunen im Kreis entsprechende Angebote erst aufbauen. 
Die kleineren kreiseigenen Gemeinden betreuen mit geringen Verwal-
tungsressourcen, die teilweise durch Haushaltsauflagen des Landes 
begrenzt werden, bei geringer interkultureller Erfahrung häufig sehr 
heterogene Flüchtlingsgruppen. Diese strukturellen Defizite können 
durch das starke ehrenamtliche Engagement, häufig in Zusammenar-
beit mit Wohlfahrtsverbänden, die im gesamten Kreis Wolfenbüttel 
eine wichtige Funktion haben, nur teilweise ausgeglichen werden. So 
sind Ausmaß und Nutzung der angebotenen Sprach- und Integrations-
kurse ebenso unterschiedlich wie die Bemühungen, den Flüchtlingen 
erste Zugänge zur Arbeitsintegration zu eröffnen. Unterschiede zwi-
schen den kreiseigenen Kommunen sind aber in erster Linie auch auf 
die Tätigkeit und das Engagement einzelner besonders erfolgreicher 
Macher(innen) in Politik, Verwaltung und Ehrenamt zurückzuführen. 

Fazit

Integration findet vor Ort statt, ist aber eine gesamtgesellschaft-
liche Aufgabe, zu der ländliche Regionen wichtige Beiträge leisten 
können. Sie können eine Bleibeperspektive für Zuwanderer bieten, 
umgekehrt kann Zuwanderungsmanagement als Entwicklungsstrategie 
helfen, negative Folgen des demografischen Wandels abzumildern. Die 
Potenziale ländlicher Räume zur Integration von Flüchtlingen sind 
aber regional unterschiedlich. Flüchtlings-Migration wird die Nach-
teile strukturschwächerer ländlicher Räume kaum ausgleichen können, 
weil Stärken und Schwächen ländlicher Räume durch diese eher noch 
deutlicher zum Vorschein kommen. Auch die Größe einer Kommune ist 
relevant. Da Integration als Langfristaufgabe mit Bildung und Arbeit 
als zentralen Handlungsfeldern aufzufassen ist, dürften Kommunen mit  
mittelzentraler Funktion und der entsprechenden Infrastruktur bes-
sere Ausgangsbedingungen aufweisen als kleine Landgemeinden.  

Dir. und Prof. Dr. Peter Mehl
Stv. Leiter des Institutes 
für Ländliche Räume 
beim Thünen-Institut, 
Braunschweig
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Für Integration sind die strukturellen Rahmenbedingungen der 
Regionen und die Einstellungen der aufnehmenden Menschen vor 
Ort maßgeblich.
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Der Mittelstand als Arbeit- und Impulsgeber

      Land gleich Landwirtschaft? Das war einmal. Für die Stärkung 
der regionalen Wirtschaftskraft, die Erhaltung und Schaffung von 
Arbeitsplätzen in ländlichen Räumen spielt heute der Mittelstand eine 
Schlüsselrolle. Ursprünglich umfasste dieser nur die selbstständigen 
Handwerker und Gewerbetreibenden, die kleinen und mittleren Han-
delsbetriebe sowie die Landwirte. Inzwischen hat sich das Spektrum 
an Branchen erheblich ausgeweitet, insbesondere im Dienstleistungs-
sektor, in der Gastronomie und bei den freien Berufen. Durch die 
neuen Informations- und Kommunikationsmedien entwickelten sich 
vor allem innovative Betriebe kleinerer Größe. So gehen die Menschen 
in den Dörfern und Kleinstädten den verschiedensten Berufen nach – 
entsprechend unterscheiden sich die Perspektiven. Auf dem Land 
finden sich aufstrebende Regionen, in denen sich hoch spezialisierte 
Unternehmen konzentrieren, doch Fachkräfte zu gewinnen ist für sie 
eine nicht immer ganz einfache Aufgabe. 
 In anderen Landstrichen dagegen gibt es noch höhere Arbeits-
losigkeit und Abwanderung – hier können Tourismus, die Erzeugung 
erneuerbarer Energien und die Stärkung regionaler Wirtschaftskreis-
läufe neue Impulse setzen. Gerade in diesen Gegenden sind die mit-
telständischen Betriebe wichtige Arbeitgeber, die zur Entwicklung der 
ländlichen Räume und zur Gleichwertigkeit der Lebensbedingungen 
in Stadt und Land beitragen. 

Arbeitsmarktpolitische Herausforderungen in ländlichen Räumen

Autor: Dieter Bauhaus

      Der Freistaat Thüringen ist auch über die Grenzen der Bundesrepublik Deutsch­

land hinaus für seine ländlichen Regionen bekannt. Sie sind durch ein dichtes Netz 

gepflegter Dörfer und Städte, abwechslungsreiche Landschaften sowie eine Vielzahl breit 

aufgestellter kleiner und mittelständischer Unternehmen geprägt. Gleichzeitig sieht  

sich der ländliche Raum auch mit neuen sozialen und wirtschaftlichen Herausforderun­

gen konfrontiert, die mit dem demografischen Wandel einhergehen: niedrige 

 Ge burtenzahlen, die Abwanderung vor allem junger, gut gebildeter Menschen und die 

daraus resultierende beschleunigte Alterung der Bevölkerung. Deshalb müssen schnell 

Antworten auf wichtige Fragen für die Zukunft des ländlichen Raumes gefunden  

werden: Wo liegen neue wirtschaftliche Chancen? Wie kann dem zunehmenden Fach­

kräftemangel begegnet werden? Wie lassen sich Versorgung, Gesundheit, Pflege  

und Verwaltung zukünftig so organisieren, dass Qualität, Erreichbarkeit und Bezahl­

barkeit gewährleistet sind? Wie sehen tragfähige und moderne Bildungs­, Infrastruktur­ 

und Mobilitätskonzepte in ländlichen Regionen aus? 

 
Was sind die Herausforderungen?

Derzeit kennzeichnen also zwei Problemlagen den ländlichen Beschäf-
tigungssektor: Fachkräftemangel auf der einen Seite und Arbeits-
losigkeit bei Geringqualifizierten auf der anderen Seite. Gerade in 
wirtschaftlich starken Regionen haben Unternehmen Mühe, qualifi-
zierte Mitarbeiter an sich zu binden. Firmen auf dem Land konkur-
rieren nicht nur untereinander um die besten Köpfe, sie müssen sich 
auch gegen die Anziehungskraft der Großstädte behaupten. 
 Laut einer aktuellen Umfrage der Industrie- und Handelskammer 
Erfurt unter rund 800 Unternehmern in Nord- und Mittelthüringen 
sehen rund zwei Drittel der Befragten im Fachkräftemangel das 

Dieter Bauhaus
Präsident der Industrie- und 
 Handelskammer Erfurt, Erfurt
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größte Risiko für die wirtschaftliche Entwicklung ihrer Firma. Ein 
unzureichendes Angebot an qualifiziertem Fachpersonal kann nicht 
nur dazu führen, dass sich weniger Unternehmen dort niederlassen, 
im ungünstigsten Falle sehen sich die vorhandenen Betriebe dazu 
gezwungen, bestimmte Strukturen auszulagern oder die Region ganz 
zu verlassen.
 Anderenorts fehlt es schlicht an guten Jobs. Wo die Arbeitslo-
sigkeit hoch ist, wandern zuerst die Jungen und Höherqualifizierten 
ab. Ein Teufelskreis, denn genau sie sind es, die einer Region neue 
Impulse geben könnten. 

Schaffung attraktiver Lebens- und Arbeitsräume 

Inzwischen beschreiten zahlreiche Unternehmer und viele ländliche 
Gebiete neue Wege, um den Problemen zu begegnen: Sie starten 
Standortkampagnen, gründen Ausbildungsnetzwerke, stärken die Be-
rufsorientierung oder etablieren innovative Beschäftigungsmodelle, 
um Fachkräfte zu gewinnen und zu binden. 
 Landschaftlich attraktiven Regionen eröffnet der Tourismus nach-
haltige Perspektiven für Wachstum und Beschäftigung. Wo es Gäste 
hinzieht, entsteht eine Dienstleistungsstruktur mit Unterkünften, 
Einzelhandel und vielem mehr. Auch die Landwirtschaft trägt zu 
 steigender Dynamik bei: Die Erzeugung von Biorohstoffen, erneuer-

baren Energien oder die Direktvermarktung regionaler Produkte führen 
zu neuen Verdienstmöglichkeiten, um eine Region in Schwung zu 
bringen. 
 Darüber hinaus müssen auch die örtlichen Rahmenbedingungen 
stimmen: Hier geht es zum einen um die harten Standortfaktoren wie 
Straßen, Datenautobahnen oder Gewerbegebiete. Genauso wichtig 
sind aber auch die weichen Standortfaktoren wie Lebens- und Wohn-
qualität, Schulen und Angebote der Kinderbetreuung, die dazu dienen, 
den ländlichen Raum attraktiv und wirtschaftlich gesund zu erhalten. 

Stärkung der Zusammenarbeit 

Die Förderung der mittelständischen Unternehmen sowie der Exis-
tenzgründer im ländlichen Raum sind unerlässlich, um strategische 
Allianzen und Kooperationen im wirtschaftlichen sowie im interkom-
munalen Bereich aufzubauen und zu stärken. Durch solche Netzwerke 
können strukturelle Nachteile ausgeglichen, Synergieeffekte genutzt 
und Kostenstrukturen und damit die Wettbewerbsfähigkeit verbessert 
werden. Mit dem integrierten ländlichen Entwicklungsansatz können 
regionale Ziele über kommunale Grenzen hinweg besser abgestimmt 
und regionale Wirtschaftskreisläufe gefördert werden. Dies führt nicht 
nur zu einem stärkeren Regionalbewusstsein, sondern vor allem auch 
zu einer besseren Marktposition der ländlichen Regionen.

Tierärztliche Versorgung und Regionalmanagement

BEST-PRACTICE  

      Die Tierarztpraxis Töpfer in Großneuhausen im Landkreis Sömmerda zeigt, wie das EU­Förderprogramm 

 LEADER regionale Unternehmensstrukturen und ­netzwerke gezielt unterstützen und beeinflussen kann. 2011 als 

leer stehendes, ehemals als Bahnhofsgaststätte genutztes Gebäude von einem jungen Paar gekauft und daraufhin 

unter Erhaltung seines ehemaligen Charakters aufwendig saniert, dient es heute als Tierarztpraxis und Wohnhaus. 

Nicolas Ruge  

Dienstleister für die Bevölkerung       
Frau Töpfer ist als Tierärztin Dienstleister 
für die Bevölkerung und landwirtschaftliche 
Betriebe, sie stellt die medizinische Versor-
gung von Tieren und Tierbeständen in der Re-
gion sicher. So ist sie z. B. verantwortlich für 
die Bestandbetreuung eines nahegelegenen, 
nachhaltig wirtschaftenden Landwirtschafts-
betriebes.

Rückkehr in die Region       Frau  Töpfer 
kommt ursprünglich aus der Region und 
hatte schon immer den Wunsch, nach ihrer 

Ausbildung zum Arbeiten und Leben zurück-
zukehren. Das charakteristische Gebäude der 
ehemaligen Bahnhofsgaststätte in Großneu-
hausen mit insgesamt 360 Quadratmetern 
Wohnfläche und einer guten infrastruktu-
rellen Anbindung bot dafür alle Vorausset-
zungen. 2011 erfolgte der Kauf des Gebäudes. 
Die vorherige Eigentümerin hatte ursprüng-
lich die Absicht, das Gebäude abzureißen und 
mehrere Wohngebäude an gleicher Stelle zu 
errichten. 
 Seit 2014 praktiziert Frau Töpfer nun als 
niedergelassene Tierärztin im Gebäude.

Leader Förderung setzt Impuls       Die 
Regionale Aktionsgruppe (RAG) Sömmerda-
Erfurt unterstützte die Sanierung der Fassade 
des Backsteingebäudes 2013 mit LEADER-
Fördermitteln. Das beauftragte LEADER-
Management der Thüringer Landgesellschaft 
begleitete die Vorhabenträger während der 
Antragstellung und Umsetzung. Während der 
Sanierung der Fassade mussten zahlreiche 
Steine ausgetauscht, Sockel teilweise neu 
geputzt werden. Die Fensterleibungen wur-
den originalgetreu angeputzt, die Solbänke 
konnten größtenteils erhalten werden.  
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Zwei zwischenzeitlich zugemauerte Fenster 
 wurden geöffnet.

Ergebnisse integrierter Landentwicklung … 
      Wesentlich für die Entscheidung der 

RAG Sömmerda-Erfurt, das Vorhaben zu unter- 
stützen, waren die Aufwertung der Siedlungs-
struktur und die Schaffung neuer Arbeits-
plätze unmittelbar in Großneuhausen. Damit 
einher geht die Stärkung der wirtschaftlichen 
Basis des ländlichen Raums. Neben Frau 
Töpfer als Tierärztin ist seit 1. August 2017 
eine Auszubildende zur Tierarzthelferin in der 
 Praxis angestellt. Bei einer weiterhin posi-
tiven Entwicklung der Praxis ist die Schaf-
fung einer zweiten Arztstelle möglich. 

… mit positiven Auswirkungen auf die 
Region       Die Ansiedlung der Tierarzt-
praxis hat allerdings nicht nur unmittelbaren 
Einfluss auf die Attraktivität des Ortes, son-
dern auch eine wesentliche Bedeutung für 
landwirtschaftliche Betriebe in der Region. 
Diese benötigen tierärztliche Betreuung, um 
Standards und Bedingungen zu erfüllen. So 
ist Frau Töpfer z. B. für die Bestandbetreu-
ung (Impfungen, Fleischbeschau etc.) des 
nachhaltig wirtschaftenden, landwirtschaft-
lichen Betriebes Weilepp in Roldisleben 

Nicolas Ruge
Dipl.-Geograph, Thüringer 
 Landgesellschaft mbH, Erfurt

ver antwortlich. Dieser errichtete mithilfe 
der Landgesellschaft 2016 einen modernen 
Außenklimastall für Schweine, der in seiner 
Gestaltung und Ausführung großen Wert auf 
das Tierwohl legt. Die Gemeinde Roldisleben 
wiederum wurde 2013 über das Förderpro-
gramm Ländlicher Wegebau beim Bau eines 
landwirtschaftlichen Wegs unterstützt, der 
die Ortsdurchfahrt entlastet und verschie-
denen landwirtschaftlichen Betrieben bei 
der Erschließung ihrer Flächen dient.

Fazit       Die Tierarztpraxis Töpfer stellt 
ein gutes Beispiel dafür dar, wie LEADER-
Regionalmanagement regionale Strukturen 

und Kreisläufe gezielt unterstützen kann. 
Weiterhin wird der interdisziplinäre Ansatz 
der Thüringer Landgesellschaft als Dienst-
leistungsunternehmen für den ländlichen 
Raum deutlich. Es werden Aspekte der Sied-
lungsstruktur, der wirtschaftlichen Entwick-
lung sowie der Planung und Baubetreuung 
landwirtschaftlicher Unternehmen allumfas-
send als Regionalentwicklung praktiziert.

Fo
to

s:
 T

hL
G

Das Gebäude vor und nach der Sanierung

Frau Töpfer vor dem Eingang Ihrer 
Tierarztpraxis
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Lebensqualität und Lebenszufriedenheit in ländlichen Räumen 

Das raumordnungspolitische Leitbild

      Die Verhinderung großer Disparitäten in den Lebensverhält-
nissen zwischen den Regionen ist eine politische Leitvorstellung. 
Insbesondere zielt diese auf die gleichmäßige Entwicklung der Ein-
kommens- und Erwerbsmöglichkeiten und die Sicherstellung eines 
Mindestmaßes der Daseinsvorsorge ab. In Deutschland spiegelt sich 
dies z. B. im Raumordnungsgesetz wider, gemäß dem im gesamten 
Bundesgebiet »ausgeglichene soziale, infrastrukturelle, wirtschaft-
liche, ökologische und kulturelle Verhältnisse anzustreben« sind 
(§2 Abs. 2 Nr. 1 ROG). Mit dem Fokus auf ländliche Regionen fin-
det das Leitbild auch seinen Niederschlag in den Satzungszielen 
der gemeinnützigen Landgesellschaften (»Verbesserung der Lebens-, 
Arbeits- und Umweltbedingungen in ländlichen Räumen«). Auch in 
der Gemeinsamen Agrarpolitik der EU kommt es in der erhöhten Mit-
telzuweisung für die 2. Säule (Entwicklung ländlicher Räume) zum 
Ausdruck. Geeignete agrarpolitische Maßnahmen zur Förderung der 
Lebensqualität in ländlichen Räumen zu identifizieren, erfordert aber 
ein Mindestmaß an Informationen. Dazu gehört die Beantwortung 
der Frage, ob sich die Lebensqualität der ländlichen Bevölkerung 
im Vergleich zur städtischen Bevölkerung überhaupt unterscheidet.

Messung der Lebensqualität 

Die Lebensqualität in einer Region wird oft mit der wirtschaftlichen 
Leistungsfähigkeit – gemessen als Pro-Kopf-BIP – gleichgesetzt. 
Dieser grundsätzlichen Logik folgt die Regionalpolitik der EU, die 
z. B. der Förderung wirtschaftlich schwach entwickelter Regionen mit 
einem Pro-Kopf-BIP von weniger als 75 Prozent des EU-Durchschnitts 
höchste Priorität einräumt. Wissenschaft, Politik und Zivilgesellschaft 
hinterfragen jedoch zunehmend das Paradigma, dass sozialer Fort-
schritt und Lebensqualität ausschließlich vom materiellen Wohlstand 
und den Konsummöglichkeiten abhängen. Der Begriff der Lebensqua-

lität wird vielmehr als multidimensionales Konzept verstanden, das 
über Einkommen und Konsummöglichkeiten hinausgeht (Noll 2000). 
 In jüngerer Zeit werden verstärkt subjektive Indikatoren zur Mes-
sung der Lebensqualität diskutiert (Stiglitz et al. 2010). Ein Ansatz 
ist beispielsweise, die Menschen zu fragen, wie zufrieden sie in ver-
schiedenen Bereichen (Arbeit, Familie, soziales Umfeld) oder mit 
ihrem Leben insgesamt sind. Auf die Frage »Wie zufrieden sind Sie 
gegenwärtig, alles in allem, mit Ihrem Leben« werden die Teilnehmer 
gebeten, sich auf einer Skala von »0« (ganz und gar unzufrieden) 
bis »10« (ganz und gar zufrieden) einzuordnen. Die Idee dahinter 
ist, dass die Angaben zur eigenen Lebenszufriedenheit unter Berück-
sichtigung vergangener, momentaner und der erwarteten zukünftigen 
Lebensumstände gemacht werden.

Die Entwicklung der Lebenszufriedenheit 
im Zeitablauf 

Abbildung 1 stellt den zeitlichen Verlauf der Lebenszufriedenheit in 
Deutschland dar. Obwohl laut eines ZEIT-Artikels vom 8. Juni 2017 
die Ostdeutschen erstmals seit 1990 ebenso zufrieden mit ihrem 
Leben sind wie die Westdeutschen, lässt sich in der Vergangenheit 
ein deutliches Auseinanderfallen der Zufriedenheit zwischen den neu-
en und alten Bundesländern beobachten. Zwischen der jeweiligen 
städtischen und ländlichen Bevölkerung ergaben sich allerdings nur 
geringe Unterschiede in der Lebenszufriedenheit. Lediglich in den 
neuen Bundesländern scheint die Zufriedenheit auf dem Land et-
was geringer zu sein als in der Stadt. Allerdings ist diese Differenz 
im Vergleich zu anderen Gruppen (bspw. verheiratet/unverheiratet, 
beschäftigt/arbeitslos) sehr gering. Eine interessante Entwicklung 
scheint sich in jüngerer Zeit anzudeuten. Die Lebenszufriedenheit 
auf dem Land lag in den Jahren 2012 – 2014 zum ersten Mal im 
Betrachtungszeitraum über der der städtischen Bevölkerung. Auch 
in Ostdeutschland deutet sich eine ähnliche Entwicklung an.  

Autoren: Antje Jantsch und Prof. Dr. Norbert Hirschauer 

      Der demografische Wandel, die Abwanderung junger Menschen aus ländlichen   

Gebieten und der damit verbundene Fachkräftemangel stellen nicht nur die 

 Arbeitgeber in der Landwirtschaft, sondern auch die Politik vor große Herausforde­

rungen. Oft wird eine geringe Lebensqualität im ländlichen Raum als Grund für  

die Abwanderung angeführt. Vor diesem Hintergrund beschäftigt sich der vorliegende 

Beitrag mit der Lebenszufriedenheit der ländlichen und städtischen Bevölkerung  

sowie der Arbeitszufriedenheit abhängig Beschäftigter in der Landwirtschaft.
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Die Lebenszufriedenheit auf dem Land ist im Jahr 2014 erstmals – 
wenn auch nur geringfügig – höher als in der Stadt. Dennoch sind 
ländliche Regionen häufig durch Abwanderung gekennzeichnet.

Die Zufriedenheit der abhängig Beschäftigten 
in der Landwirtschaft

Die Abwanderung junger Menschen kann direkte Konsequenzen für 
landwirtschaftliche Unternehmen haben, für die es zunehmend 
schwierig wird, qualifizierte Arbeitskräfte zu finden. Die Abwanderung 
könnte über negative Rückkoppelungsprozesse die Lebensqualität auf 
dem Lande zusätzlich beeinträchtigen: Junge Menschen gehen, weil 
sie die Lebensqualität auf dem Land als zu gering ansehen. Und weil 
viele gehen, sinken die Wirtschaftskraft und die Lebensqualität weiter. 
Mit Blick auf die Eingriffsmöglichkeiten seitens der Arbeitgeber und 
der Politik stellt sich die Frage nach der Bedeutung der Arbeitsbe-
dingungen in der Landwirtschaft einerseits und der Bedeutung des 
ländlichen Lebensumfelds andererseits. 
 Abbildung 2 stellt die Arbeits- und Lebenszufriedenheit der ab-
hängig Beschäftigten in der Landwirtschaft im Vergleich zu anderen 
Berufsgruppen dar. Die Einteilung der Berufsgruppen erfolgte nach 
der internationalen Berufssystematik (ISCO-88) der Internationa-
len Arbeitsorganisation, die eine hierarchische Klassifizierung von 
Berufen anhand von Ausbildungsstufen vornimmt (ILO 2004). Zwei 
interessante Ergebnisse lassen sich aus diesem Vergleich ableiten: 
 1. Die Arbeitszufriedenheit der außerlandwirtschaftlich Beschäf-
tigten folgt der Ordnung der Ausbildungsstufen. Je höher der Aus-
bildungsgrad, desto zufriedener sind die Beschäftigten. Anders sieht 
es bei den Beschäftigten in der Landwirtschaft aus. Gemessen an 
ihrem Ausbildungsstand weisen sie eine überdurchschnittlich hohe 
Arbeitszufriedenheit auf.

2. Bei den nichtlandwirtschaftlich Beschäftigten ist die Rangfolge der 
Arbeits- und Lebenszufriedenheit über alle Ausbildungsstufen hinweg 
nahezu deckungsgleich. Anders sieht es dagegen bei den Beschäf-
tigten in der Landwirtschaft aus. Hier liegt die Arbeitszufriedenheit 
deutlich über der Lebenszufriedenheit. 
 Diese Ergebnisse sprechen zunächst nicht dafür, dass schlechte 
Arbeitsbedingungen in der Landwirtschaft für den Fachkräftemangel 
verantwortlich sind. Vielmehr scheint eine überdurchschnittliche Ar-
beitszufriedenheit eine unterdurchschnittliche Bewertung des länd-
lichen Lebensumfelds gerade auszugleichen. Das ist ein interessanter 

Abb. 1: Lebenszufriedenheit der städtischen und ländlichen Bevölkerung im Vergleich
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Abb. 2: Durchschnittliche Arbeits- und Lebens zufriedenheit 
einzelner Berufsgruppen von 2000 bis 2014
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Lebensqualität im Alter fängt vor Ort an 

BEST-PRACTICE  

      Die Lokale Aktionsgruppe »Warnow­Elde­Land« ist eine von 14 Lokalen Aktionsgruppen (LAG) LEADER  

in Mecklenburg­Vorpommern. Seit 2008 arbeiten die Akteure aus Kommunen, Wirtschaft, Vereinen und  Verbänden 

an selbst gesteckten Zielen, um ihre Region nachhaltig und zukunftsfähig zu entwickeln. Ein Fokus in der  

Zielstellung der Lokalen Aktionsgruppe ist die Anpassung an den demografischen Wandel im ländlichen Raum, 

um die Lebensqualität vor Ort für jedes Alter zu erhalten. Aus ihrem Budget unterstützt die LAG Vorhaben,  

die diesem Ziel dienen.

Kristin Hormann und Torsten Mehlhorn

Steigender Bedarf an Pflegeeinrichtungen 
      Der demografische Wandel findet auf 
kommunaler Ebene statt, daher werden auch 
kommunale Lösungen gesucht. Mit Zunahme 
des Anteils älterer Menschen, insbesondere 
in der ländlichen Bevölkerung, steigt auch 
der Bedarf an Pflegeangeboten. Für Familien-
angehörige wird es zunehmend schwieriger, 
die Pflege ihrer Angehörigen allein zu leisten, 

weil sie oftmals berufstätig sind und meist 
zum Arbeitsort pendeln müssen. In dieser 
Situation können ambulante Pflegedienste 
sowie Pflegeheime eine wichtige Aufgabe er-
füllen. Ein Leitbild dabei sollte sein, ältere 
Menschen so lange wie möglich in ihrer häus-
lichen Umgebung wohnen zu lassen. Wenn 
dies nicht mehr möglich ist, sollten statio-
näre Pflegeangebote im Heimatort oder in der 

Nähe vorhanden sein, um das Leben unter 
den besonderen Umständen für die Betrof-
fenen und ihre Familien leichter und glück-
licher zu gestalten. »Erhalt der Lebensqualität 
im demografischen Wandel« ist deshalb auch 
unter diesem Aspekt eine Zielstellung, der 
sich die Lokale Aktionsgruppe LEADER »War-
now-Elde-Land« verschrieben hat und des-
halb Vorhaben mit diesem Ziel unterstützt.  

Befund. Man sollte daraus aber nicht vorschnell folgern, dass der 
Fachkräftemangel in der Landwirtschaft hauptsächlich durch Defizite 
im ländlichen Lebensumfeld verursacht wird. Abbildung 2 beschreibt 
die Einschätzung der aktuell in der Landwirtschaft Beschäftigten.  
 Junge Menschen, die an der Schwelle zum Berufsleben stehen, 
 sehen dies möglicherweise ganz anders. Auch geschlechterbedingte 
Unterschiede in den Rollenerwartungen können für die Berufs- und 
Arbeitsplatzwahl eine Rolle spielen (Lehberger und Hirschauer 2016). 
Damit bleibt die Frage offen, welche Bedeutung die Arbeitsbedin-
gungen in den Unternehmen und die regionalen Lebensbedingungen 
jeweils für die Abwanderung haben. Sowohl für politische Entschei-
dungsträger als auch für Unternehmer im ländlichen Raum verbleibt 
ein hoher Informationsbedarf. Regionsspezifische Befragungen der 
jungen Generation könnten in diesem Zusammenhang hilfreich sein.  
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Der Lewitz Pflegedienst in Banzkow       
Ein modellhaftes Beispiel für die Erbringung 
von Pflegedienstleistungen vor Ort gibt es 
in der Kommune Banzkow, ca. 15 km südlich 
der Landeshauptstadt Schwerin gelegen. Der 
Ort hat heute insgesamt ca. 1.700 Einwohner. 
Der Lewitz Pflegedienst (www.lewitz-pflege-
dienst.de) hat ein umfassendes, anerkanntes 
und integriertes Angebot entwickelt.
Hierzu gehören
  eine ambulante Pflege,
  eine Intensivpflege zu Hause,
  eine Tagespflege, 
  betreutes Wohnen, 
  eine Wohngemeinschaft für schwerstpfle-

gebedürftige Menschen
  sowie eine Wohngemeinschaft für Men-

schen mit demenzieller Erkrankung.

Die Wohngemeinschaft für Demenzkranke 
      Ein einzigartiges Projekt in Mecklen-
burg-Vorpommern. Durch die Rund-um-die-
Uhr-Betreuung und -Versorgung können hier 
Menschen mit eingeschränkter Alltagskom-
petenz bzw. mit demenzieller Erkrankung 
nach dem Leitsatz »Gemeinschaft statt 
Einsamkeit« leben. Die Wohngemeinschaft 
kann zehn Demenzkranke in eigenen Wohn-
einheiten aufnehmen. Für die Bewohner be-
steht außerdem die Möglichkeit, einen aus-
gedehnten Gemeinschaftsbereich mit einer 
Gemeinschaftsküche, einer Werkstatt, einer 
»grünen Gemeinschaftsoase« und einem 
überdachten Rundweg zu nutzen.
 Studien haben gezeigt, dass sich Demenz-
kranke in den Umgebungen wohler fühlen, 
die sie an ihr früheres Leben erinnern. In 
den »Erlebnis-Oasen« können die  Erkrankten 
Tätigkeiten ausführen, die sie in guter Erin-
nerung haben. 
 So basteln oder werken sie in der Werk-
statt, in der »grünen Oase« werden z. B. gärt-
nerische und landwirtschaftliche Tätigkeiten 
ausgeführt. Denn durch Möglichkeiten der 
Bewegung und des Gedächtnistrainings wird 
die Beweglichkeit im Alter erhalten und sorgt 
für ein besseres Lebensgefühl. 
 Die Lokale Aktionsgruppe hat im Jahr 
2013 gemeinsam mit dem Landesamt für Ge-
sundheit und Soziales Mecklenburg-Vorpom-
mern die Errichtung der Wohngemeinschaft 
finanziell unterstützt.

Die Landgesellschaft als Regionalmanager
      Seit 2008 übernimmt die Landgesell-
schaft verschiedene Aufgaben im Auftrag der 
LAG Warnow-Elde-Land, vertreten durch den 
Landkreis Ludwigslust-Parchim. Hierzu gehö-
ren die Ausarbeitung einer Strategie zur lo-
kalen Entwicklung, das Regionalmanagement 
mit Prozesssteuerung, die Organisation bzw. 
Moderation von Arbeitsgruppen, Projektbe-
gleitung, Fördermittelmanagement, Öffent-
lichkeitsarbeit und Evaluierung.Modern und großzügig sind die Räume der 

Wohngemeinschaft.

Die Bewohner leben nachdem Motto 
»Gemeinsam statt Einsam«.

Viel Platz für Bewegung bietet der überdachte 
Rundgang.
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Kleinstädte in ländlichen Räumen – alte Funktionen, 
neue Entwicklungen? 

Autorin: Dr. Annett Steinführer

      Kleinstädte stehen selten im Mittelpunkt des öffentlichen Interesses – und wenn, 

dann werden sie wahlweise als »Provinz« geschmäht oder als vermeintlich besserer 

 Gegenentwurf zum Großstadtleben gepriesen. Kleinstädte sind elementarer Bestandteil 

ländlicher Räume und ergänzen zugleich die vielfältige Städtelandschaft Deutschlands. 

Sie verdeutlichen in besonderem Maße, dass Stadt und Land keine absoluten Raum­

kategorien sind, denn die typische Kleinstadt in Deutschland besteht heutzutage aus 

einem in den Ursprüngen oft mittelalterlichen Kern und einer kleineren oder größe­

ren Zahl von im Laufe des 20. und 21. Jahrhunderts eingemeindeten Dörfern. Was also 

kennzeichnet diesen Siedlungstyp, und welche Entwicklungen und Herausforderungen 

sind hervorzuheben?

»Kleine« Städte: ein Blick 
in die amtliche Statistik

      Ob eine Stadt als »klein« gilt, hängt vom Vergleichsmaßstab 
und vom Betrachter ab. Seit 1877 werden Kleinstädte in der amt-
lichen Statistik in Deutschland als Orte mit 5 000 bis 20 000 Ein-
wohnern ausgewiesen, Mittelstädte analog als Gemeinden mit einer 
Bevölkerungszahl von 20 000 bis 100 000. Diese rein quantitative 
Stadt definition war im 19. Jahrhundert eine folgerichtige Antwort 
auf die Urbanisierung und den Bedeutungsverlust des im Mittelalter 
und in der Neuzeit so wichtigen rechtlichen Stadtstatus. 
 Die auf der Bevölkerungszahl basierende Typisierung findet – teils 
ergänzt um sich wandelnde Zentralitätskriterien – noch heute Ver-
wendung. Der Laufenden Raumbeobachtung des Bundesinstituts für 
Bau-, Stadt- und Raumforschung (BBSR) zufolge hatte jede fünfte 
(2 221) der gut 11 000 Gemeinden in Deutschland 2014 zwischen 
5 000 und 20 000 Einwohnern. Unter Berücksichtigung einer mindes-
tens grundzentralen Funktion und ausgehend von den knapp 4 600 
Einheits- und Verbandsgemeinden spricht das BBSR für 2012 von 
2 553 Kleinstädten, in denen etwa ein Drittel der Gesamtbevölkerung 
(27 Millionen Menschen) lebt. Seit 2013 gelten dem BBSR nur mehr 
Gemeinden mit (mindestens) grundzentraler Funktion und mittel-
zentraler Teilfunktion als Kleinstadt, wodurch sich die Zahl auf 2 103 
Kleinstädte verringert.
 Doch auch dies bleibt nur eine grobe Annäherung an einen oft 
vergessenen Siedlungstyp, denn durch Neuaufstellungen von Raum-
ordnungsplänen und Gemeindegebietsreformen ändern sich Statuszu-

weisungen für zentrale Orte, werden Kleinstädte selbst eingemeindet 
oder neu gebildet. Die mit über 500 Quadratkilometern viertgrößte 
deutsche Flächengemeinde, die Stadt Möckern (Sachsen-Anhalt), ist 
von der Bevölkerungszahl (13 000) und vom planungsrechtlichen 
Zentralitätsgrad her eine Kleinstadt. Das andere Extrem bilden jene 
336 der über 5 700 Landgemeinden mit weniger als 5 000 Einwohnern, 
die den Beinamen »Stadt« führen und in ihren Selbstdarstellungen 
stolz auf diesen Status hinweisen. Die kleinste von ihnen ist Arnis 
in Schleswig-Holstein mit 279 Einwohnern und einer Fläche von  
0,5 Quadratkilometern.

Mehr als nur »klein«: Strukturmerkmale 
und Funktionen ländlicher Kleinstädte

Eine geringe Bevölkerungszahl ist somit ein notwendiges, aber kein 
hinreichendes Kriterium von Kleinstädten. Charakteristisch sind 
fließende Übergänge zur offenen Landschaft, die räumliche Über-
schaubarkeit und soziale Nähe – Letztere werden gern als positive 
Unterscheidungsmerkmale gegenüber der Großstadt und deren (ver-
meintliche) Unsicherheit und Anonymität angeführt. Die kleinstadt-
typische Art der Bebauung ist mit einer kleinteiligen und relativ 
beständigen Eigentümerstruktur verbunden. Typisch für mitteleuro-
päische Kleinstädte und von hoher Bedeutung für die lokale Identität 
sind gebaute Reste der Vergangenheit – ob eine Stadtmauer, ein 
planmäßig angelegter Straßengrundriss oder das historische Rathaus. 
In ländlichen Räumen haben kleine Städte eine Schlüsselfunktion für 
die Dörfer und Weiler ihrer Umgebung. Neben der wirtschaftlichen  

Fo
to

: 
An

ne
tt

 S
te

in
fü

hr
er



42 Landentwicklung aktuell  |  2017

Bedeutung als regionaler Markt und Versorgungszentrum sowie ihrer 
politischen Steuerungsfunktion waren Kleinstädte immer auch kul-
turelle Zentren, Orte des Austauschs und des Innovationstransfers in 
ländliche Räume. Ein typisches Muster vieler Kleinstädte ist ihre funk-
tionale Spezialisierung – historisch etwa als Residenz- oder Beamten-
städte, in der Gegenwart beispielsweise als Kur- und Erholungsorte.
 Die jüngere Vergangenheit war für den Großteil der Kleinstädte 
in wirtschaftlich schwachen Regionen mit ausgeprägtem Arbeits-
platzabbau in Industrie und Landwirtschaft sowie im öffentlichen 
Sektor, mit dem Verlust wichtiger Infrastruktureinrichtungen, wie 
etwa weiterführenden Schulen, und mit Bevölkerungsrückgang insbe-
sondere aufgrund von Abwanderung verbunden. Manche Kleinstädte 
haben innerhalb zweier Jahrzehnte 40 Prozent oder mehr Einwohner 
verloren. Schaut man sich jedoch die jüngeren Daten an (hierfür 
wird mangels Alternativen auf die BBSR-Typologie zurückgegriffen), 
stellen sich wichtige Indikatoren der Bevölkerungsentwicklung und 
des Arbeitsmarktes im Vergleich zu den 2000er Jahren als besser 
dar (Abb. 1 und 2). Zugleich fallen Unterschiede zwischen »klei-
nen« und »größeren« Kleinstädten (5 000 bis <10 000 bzw. 10 000 
bis <20.000 Einwohner) sowie im Vergleich zwischen Ost- und West - 
deutschland auf.

Aktuelle und künftige Herausforderungen 

Kleinstädte in ländlichen Räumen sind aktuell von einer besonderen 
Ambivalenz gekennzeichnet: Vielerorts gehen Funktionsverluste mit 
einer infrastrukturellen Aufwertung einher – der letzte Buchladen 
schließt, aber eine moderne Einrichtung des Betreuten Wohnens 
öffnet und generiert Zuzüge aus den umliegenden Dörfern. Auch 
in anderen Bereichen, etwa der medizinischen oder der Nahversor-
gung, führen die Entscheidungen Privater zur lokalen Konzentration 
größerer Einrichtungen. Vielerorts stärken Gemeindegebietsreformen 
die Zentralitätsfunktion der Kernstädte durch die Verlagerung von 
Verwaltungs- und politischen Entscheidungskompetenzen weiter. 
 Für die lokale Wirtschaft stehen Fragen der Digitalisierung und 
der Arbeitskräftegewinnung im Vordergrund. Demografisch ist in den 
vergangenen Jahren viel über den Bevölkerungsrückgang gesprochen 
worden – doch ist Alterung ein ebenso wichtiger gesellschaftlicher 
Prozess, für den es vor Ort neue Handlungsansätze zu entwickeln gilt, 
denn noch nie in der Geschichte wurden so viele Menschen (absolut 
und relativ) so alt wie heute – und noch nie war das Alter(n) so viel-
fältig. Mit dem sozial-strukturellen Wandel nimmt beispielsweise die 
Umzugsbereitschaft im höheren Alter zu, was bisherige Gewissheiten 

Datenquelle: BBSR: INKAR/Indikatoren und Karten zur Raum- und Stadtentwicklung, Ausgabe 2017.
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Abb. 1: Bevölkerungsentwicklung nach Gemeindetyp sowie Ost- und Westdeutschland, 2009/2011 – 2014 (in Prozent)
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über ein »ageing in place« als allgemein geteiltes Lebensmodell der 
Älteren mindestens differenziert.
 Gleichzeitig ist die Vielfalt der Entwicklungsmuster zu betonen: 
Kleine Städte unterscheiden sich nach ihrer Lage, ihrer Nähe zu 
Großstädten und höheren Bildungseinrichtungen, ihrer Wirtschafts-
kraft und Arbeitsmarktsituation sowie ihrem städtebaulichen Erbe. 
Damit sind auch die konkreten Herausforderungen vor Ort jeweils 
verschieden.

Haben kleine Städte »Konjunktur«?

Fast hat es den Anschein. Bei aller Vernachlässigung in den Raumwis-
senschaften ist ein zunehmendes Interesse an städtischem Leben ab-
seits der Metropolen zu verzeichnen. Dieses schlägt sich zum Beispiel 
in neuen Publikationen und Forschungsprojekten nieder – so fördert 
der Bund im Rahmen des Experimentellen Wohnungs- und Städte-
baus (ExWoSt) aktuell zwei Projekte über Kleinstädte in peripheren 
und zentralen Lagen. Seit 2016 trifft sich in diesem Zusammenhang 
regelmäßig ein Netzwerk Kleinstadtforschung. Auch die Politik hat 
reagiert und unterstützt seit 2010 mit dem Städtebauförderprogramm 
»Kleinere Städte und Gemeinden – überörtliche Zusammenarbeit und 

Netzwerke« dezidiert Klein- und Mittelstädte in ländlichen Regionen, 
und auch Mittel aus anderen Ressorts und der Kulturstiftung des 
Bundes fließen in Projekte in kleineren Städten. 
 Weiterhin aber gilt, dass »Stadt« meist als Synonym für Groß-
stadt steht – und dass diese Einseitigkeit der siedlungsstrukturellen 
 Bedeutung von Klein-, aber auch von Mittelstädten in Deutschland nicht  
gerecht wird.

Datenquelle: BBSR: INKAR/Indikatoren und Karten zur Raum- und Stadtentwicklung, Ausgabe 2017.

Landgemeinden Ost

Kleine Kleinstädte Ost

Größere Kleinstädte Ost

Mittelstädte Ost

Großstädte Ost

Landgemeinden West

Kleine Kleinstädte West

Größere Kleinstädte West

Mittelstädte West

Großstädte West

Abb. 2: Entwicklung der Zahl der Arbeitslosen und SV-Beschäftigten nach Gemeindetyp sowie Ost- und Westdeutschland, 
2009 – 2014 (in Prozent)

Sozialversicherungspflichtig Beschäftigte Arbeitslose

–33,6

–32,5

–28,8

–24,1

–16,7

–20,2

–17,6

–15,7

–10,6

–5,0

5,8

6,5

9,9

5,5

12,2

13,6

12,5

11,3

10,5

9,3

Fo
to

: 
H

el
ge

 M
ey

er
-B

or
st

el
 



44 Landentwicklung aktuell  |  2017

Der Uwe-Johnson-Speicher in Klütz (Mecklenburg-Vorpommern) 

BEST-PRACTICE  

      Mecklenburg­Vorpommern ist das Land der Dörfer und Kleinstädte und somit ländlicher Raum, auch wenn 

es bekanntermaßen den einen ländlichen Raum nicht gibt. Die Einwohnerdichte liegt, bei einer Gesamtbevölke­

rung von rund 1,6 Millionen und einer Fläche von 23 000 Quadratkilometern bei 69 Menschen/km² und ist damit 

die niedrigste in Deutschland.

Robert Erdmann 

LGE unterstützt Kleinstädte in der be-
hutsamen Stadterneuerung       Die LGE 
 Mecklenburg-Vorpommern GmbH bildet mit 
der Landgesellschaft Mecklenburg-Vorpom-
mern mbH den Unternehmensverbund zur 
Landesentwicklung und betreut zahlreiche 
kleine Städte im Land als Sanierungsträgerin 
in der Stadterneuerung. 
 Die seit 1990/91 gewährten Städtebau-
förderungsmittel waren für die Klein- und 
Mittelstädte im ländlichen Raum die wich-
tigste Finanzierungskomponente. Diese Städ-
te mit ihrer unterschiedlichen Ausprägung 
bilden den Anker in der jeweiligen Region. 
Sie hätten den langwierigen Prozess der 
behutsamen Stadterneuerung mit den Be-
standteilen Erhalt des baukulturellen Erbes, 
Erneuerung der städtischen Infrastruktur und 
Unterstützung privater Bauherren bei ihrer 

Fo
to

: 
© 

LG
E

Gebäudesanierung ohne Städtebauförderung 
nicht meistern können.

Stadterneuerung in Klütz       Die Klein-
stadt Klütz zählt rund 3 000 Einwohner und 
liegt zwischen Lübeck und Wismar, nur we-
nige Kilometer von der Ostsee entfernt. Sie 
steht stellvertretend für die Städte des Lan-
des, die die Möglichkeiten der Städtebauför-
derung genutzt haben. Die Stadt, unterstützt 
von der LGE als Sanierungsträgerin, hat ein 
17 Hektar großes Sanierungsgebiet definiert 
und rund 12 Mio. Euro investiert. Es sollten 
städtebauliche Missstände beseitigt und kul-
turelle Infrastruktur geschaffen werden. Zur 
Anwendung kamen die bekannten und not-
wendigen Instrumente, um den Erneuerungs-
prozess abzusichern, wie Sanierungssatzung, 
Rahmenplan und Gestaltungssatzung. Von 

Bedeutung war allerdings auch eine über die-
se Instrumente hinausgehende Partizipation 
und Akteursbeteiligung. Nahezu alle Erschlie-
ßungsanlagen, 17 Straßen, Wege und Plätze 
und 37 private Gebäudesanierungen konnten 
erneuert bzw. finanziell unterstützt werden.

Qualitäten einfordern und Akteure moti-
vieren       Von Anfang an war klar, dass 
die Notwendigkeit und der Druck zur zügi gen 
Sanierung nicht zulasten der Qualität erfol-
gen darf. Dem gemeinsam definierten An-
spruch zu Beginn des Sanierungsverfahrens 
hat sich der überwiegende Teil der Bauherren 
angeschlossen. Die Stadt Klütz hat im Jahr 
2005 einen Bauherrenpreis vergeben, insbe-
sondere um das Engagement privater Bau-
herren zu würdigen. Zum Ende des formalen 
Erneuerungsprozesses wird dieser Preis zur 

Das westmecklenburgische Klütz unweit der Ostsee
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Robert Erdmann
Geschäftsführer der LGE Mecklen-
burg-Vorpommern mbH, Schwerin

weiteren Motivation erneut ausgelobt. Aus-
zeichnungen, Bauherrenpreise und Ausstel-
lungen zu Best-practice-Projekten können 
gerade in kleineren Städten das  Potenzial 
an bürgerschaftlichen Engagement für die 
Stadterneuerung mobilisieren und sind un-
verzichtbarer Bestandteil einer flankierenden 
Öffentlichkeitsarbeit. 

Der Uwe-Johnson-Speicher in Klütz       
2001 benötigte der Stadterneuerungsprozess 
in Klütz einen neuen Impuls. Unser Vorschlag 
war ein Workshop mit den Akteuren vor Ort, 
der Stadt, und dem Rahmenplaner, zur wei-
teren Entwicklung bisher nicht bebauter 
und ungenutzter Gebäude in der Ortsmitte. 
In diesem Workshop entstand die Idee des 
Literaturhauses Uwe Johnson in einem his-
torischen Speicher. Denn wer das Jerichow 
aus Uwe Johnsons »Jahrestagen« oder seinen 
»Mutmaßungen über Jakob« sucht, kann es in 
Klütz finden, das Johnson als Vorlage nutzte. 
 2006 und 2007 wurde die durchgreifende 
Sanierung eines historischen Speichers für 
diese Zwecke durchgeführt. Eine Heraus-
forderung war sicher die Finanzierung, zu 
der neben der Städtebauförderung auch 
LEADER-Mittel und vor allem Bundesmittel 
aus dem Programm »Investitionen für natio-
nale Kultureinrichtungen in Ostdeutschland« 
eingesetzt worden. Diese Kombination unter-
schiedlicher Fördermittel und Eigenmittel der 
Kommune war notwendig, da die verfügbaren 
Städtebauförderungsmittel allein nicht aus-
gereicht hätten.
 Seit nunmehr über 10 Jahren widmet sich 
das Literaturhaus auf zwei Etagen in einer 
Dauerausstellung dem Leben und Werk des 
Schriftstellers Uwe Johnson. Im Erdgeschoss 
befindet sich die Tourismusinformation und 
Stadtbibliothek. Mit dem Projekt ist es gelun-
gen, mehrere für den Ort wichtige Nutzungen 
in einem abgängigen Speicher unterzubrin-
gen und so ein stadtbildprägendes Gebäude 
zu erhalten. Viel wichtiger ist jedoch, dass 
mit dem Uwe-Johnson-Literaturhaus eine 
bedeutsame Kultureinrichtung entstand, de-
ren Ruf weit über die Region hinaus reicht 
und für die Wirkung auf das kulturelle Leben 
der Stadt Klütz sowie als Symbolprojekt der 
Stadterneuerung von unschätzbarer Bedeu-
tung bis heute ist. Die Klützer sind stolz auf 

ihren Speicher, der stellvertretend für den 
gelungenen Stadterneuerungsprozess steht.

Fazit       Die Stadterneuerung mit den 
Programmen der Städtebauförderung ist nicht 
nur eine Gemeinschaftsaufgabe in der Bereit-
stellung von Finanzhilfen, sondern, und das 
ist mindestens genauso hoch einzuschätzen, 
in der Prozess- und Akteursstruktur. Sanie-
rungsträger wie die LGE sind nicht nur »För-
dermittelverwalter«, sondern Impulsgeber 
und wichtiger Dienstleister bei der Umset-
zung kreativer Prozesse vor Ort. Ohne der-
artige Teamstrukturen ist es schwierig, den 
»Schwung vor Ort« an die Förderstellen und 
Zuwendungsgeber mitzunehmen und ambitio-
nierte Projekte umzusetzen.
 Eine weitere Erkenntnis ist, dass die Städ-
tebauförderungsprogramme für die städte-
bauliche Entwicklung von  Kleinstädten ge-
nauso bedeutend, wenn nicht noch wichtiger 
als für die großen Städte sind. Die Städte-
bauförderung ist, und damit ist nicht nur 
das Programm »Kleine Städte und Gemein-
den« gemeint, häufig die einzige finan zielle 
Grundlage für die Realisierung von Projekten 
mit Quartiersbezug und bietet die Möglich-
keit zum Einwerben weiterer Mittel oder der 
Mobilisierung privaten Kapitals dort, wo die 
Investitionsbereitschaft nicht durch institu-
tionelles Kapital geprägt wird. Kleinstädte 
benötigen nicht nur finanzielle Unterstüt-
zung, sondern aktive Partner in der Stadt-
entwicklung.

Das Erdgeschoss vereint Tourismusinfo 
und Bibliothek.

Der Uwe-Johnson-Speicher in Klütz

Historischer Straßenzug im Sanierungs- 
gebiet mit sanierten Gebäuden

Die Marienkirche als dominantes 
Bauwerk im Stadtgefüge
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Autor: Prof. Dr. Ulrich Harteisen  

      Die Zukunft der Dörfer ist ein Thema in der Politik und in den Medien und 

 vermehrt auch wieder in der Wissenschaft. Vor allem aber in den Dörfern selbst stellt 

sich vor dem Hintergrund des demografischen und wirtschaftsstrukturellen  

Wandels die Frage, ob und wie die technische und soziale Infrastruktur zur Sicherung 

der Lebensqualität zukünftig gewährleistet werden kann. Bei genauerem Hinschauen 

zeichnen sich einige Erfolgsfaktoren für eine zukunftsfähige Dorfentwicklung ab,  

die in diesem Beitrag vorgestellt werden sollen.

Vitale Dörfer – Erfolgsfaktoren für eine zukunftsfähige 
Entwicklung

Veränderungen und Herausforderungen

      Das Dorf ist auch heute noch die prägende Siedlungsform der 
ländlichen Räume Deutschlands und damit Lebensraum für sehr viele 
Menschen. Henkel (2012) spricht von 35 000 Dörfern in Deutschland 
und beschreibt die Vielfalt von Siedlungsformen, regionaltypischer 
Baukultur und Traditionen. Gefragt nach den Faktoren, die die Lebens-
qualität im Dorf positiv beeinflussen, haben Dorfbewohnerinnen und 
Dorfbewohner im Rahmen einer empirischen Studie in Dörfern in 
Nieder sachsen (Harteisen & Eigner-Thiel 2017) insbesondere folgende 
Aspekte genannt:
  die sozialen Beziehungen im Dorf (Dorfgemeinschaft), 
  die vielfältigen Möglichkeiten der Mitgestaltung (Selbstwirksam-

keitserfahrung) und
  die Qualität der natürlichen Umgebung (Naturnähe).

Unabhängig davon stehen viele Dörfer heute vor großen und zum 
Teil existenziellen Herausforderungen. Vor allem bedingt durch die 
anhaltende Abwanderung von jungen Menschen vom Land in die Stadt 
schrumpfen die Dörfer. Leerstand und schleichender Verlust der sozia-
len Infrastruktur (Nahversorgung, Bildungsinfrastruktur, Gesundheits-
versorgung) sowie Kostensteigerungen im Bereich der technischen 
Infrastruktur (z. B. Abwasserentsorgung) sind die Folge.  
 Diese negativen Entwicklungen stehen den vermeintlichen Wohl-
fühlfaktoren gegenüber. Negative Entwicklungen und positive Eigen-
schaften können jedoch nicht isoliert voneinander betrachtet werden, 
vielmehr gilt es, die zivilgesellschaftliche Kraft des Dorfes zu nutzen, 
um negative Entwicklungen abzuschwächen (Krambach 2013). So 
kann eine aktive Dorfgemeinschaft Projekte initiieren und durchfüh-
ren, die mittelfris tig der Abwanderung entgegenwirken und mögli-

cherweise Zuzug generieren, oder anders ausgedrückt: Eine  aktive 
Dorfgemeinschaft verschafft dem Dorf neue Chancen. 
 
Chancengerechtigkeit in Dörfern gestalten 

Noch aber ist offen, wie die Chancengerechtigkeit im Miteinander 
von Staat und Zivilgesellschaft neu gestaltet werden kann. In der 
regionalwissenschaftlichen Diskussion besteht zwar ein weitgehen-
der Konsens darüber, dass das Sozialstaatsprinzip die öffentliche 
Hand verpflichtet, in allen besiedelten Räumen eine gewisse Grund-
ausstattung an Infrastrukturen sowie ein angemessenes Maß an 
Angeboten und Einrichtungen der Daseinsvorsorge sicherzustellen. 
Allerdings erscheint vor dem Hintergrund der demografischen und 
wirtschaftsstrukturellen Veränderungen eine realitätsorientierte 
Neuinterpretation dieses Grundsatzes notwendig. Hahne & Stielike 
(2013) sprechen in diesem Zusammenhang vom Ziel eines gerechten 
Zugangs zu grundlegenden Angeboten und Einrichtungen der Da-
seinsvorsorge. Chancengerechtigkeit zielt in diesem Zusammenhang 
auf die gleichberechtigte Teilhabe an Angeboten und Einrichtungen 
der Daseinsvorsorge ab, unabhängig von Siedlungsform und Lage im 
Raum. Aber wie kann dieser gerechte Zugang in Dörfern gestaltet 
werden, und wer trägt zukünftig die Verantwortung für Angebote 
und Einrichtungen der Daseinsvorsorge?
 Modellprojekte zeigen, dass die Gestaltung der Chancengerechtig-
keit insbesondere dann gelingen kann, wenn
  technische Innovationen,
  wirtschaftliche Innovationen und
  soziale Innovationen
in den Dörfern ankommen und Staat und Zivilgesellschaft im Mitein-
ander die Dorfzukunft gestalten. Die oben genannten Innovations-
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prozesse stehen dabei nicht nebeneinander, sondern beeinflussen 
sich gegenseitig. 
 Im Folgenden werden fünf Erfolgsfaktoren beschrieben, die die 
Vitalität von Dörfern wesentlich bestimmen werden.

Digitalisierung 
Eine technisch hochwertige Breitbandversorgung und damit die 
 Anbindung an das schnelle Internet stellt die Basisinfrastruktur des 
21. Jahrhunderts dar, die eine gleichberechtigte Teilhabe an Ange-
boten der Daseinsvorsorge unterstützen und auch neu ermöglichen 
kann. Beispiele für den Einsatz digitaler Angebote gibt es bereits in 
vielen Handlungsfeldern der Daseinsvorsorge (Gesundheitsversorgung, 
Nahversorgung, Bildung, Mobilität etc.), allerdings mangelt es nach 
wie vor vielerorts an der Bereitstellung der notwendigen Technik. 
 Was ist zu tun? Eine technisch hochwertige Breitbandversorgung 
sollte in jedem Dorf jedem Bürger zur Verfügung stehen.

Wirtschaftliche Entwicklung
Bis in die Mitte des 20. Jahrhundert waren Dörfer für ihre Bewohne-
rinnen und Bewohner nicht nur Lebensraum, sondern sehr häufig auch 
Arbeitsort. Einhergehend mit wirtschaftlichen und gesellschaftlichen 
Veränderungsprozessen sind viele Arbeitsplätze in Dörfern verloren 
gegangen. 
 Im Ergebnis wird das Dorf heute kaum noch als Wirtschaftsstandort 
wahrgenommen. Ist diese Entwicklung unumkehrbar, oder gibt es 
nicht schon heute gute Gründe und auch Möglichkeiten, das Dorf als 
Wirtschaftsstandort wieder neu in den Blick zu nehmen? Schnelles 
Internet und ein aktives Marketing für den Standort Dorf könnten 
vielleicht neue Perspektiven für das Dorf eröffnen. Bei weiter rasant 
steigenden Grundstücks- und Immobilienpreisen in den Metropolen 
könnte gerade für Unternehmen, die nicht auf den unmittelbaren 
Kundenkontakt in der Stadt angewiesen sind, das Dorf ein attraktiver 
Standort sein. 
 Was ist zu tun? Der Wirtschaftsstandort Dorf sollte neu bewertet 
werden und Entwicklungen von Unternehmen sowie Ansiedlungen 
gezielt gefördert werden. 

Aktive Dorfgemeinschaft
Die Dorfforschung zeigt, dass Dörfer, in denen sich die Dorfbewoh-
ner aktiv um ihr Dorf kümmern, sich besser entwickeln und auch 
die Menschen dort ihre Lebensqualität höher einschätzen. Psycholo-
gen sprechen in diesem Zusammenhang von der Selbstwirksamkeits-
erfahrung. Die Erfahrung, selbst etwas zur Verbesserung der  eigenen 
 Lebensqualität beitragen zu können, ist für jeden Einzelnen wie auch 
für die Gruppe (Kollektive Selbstwirksamkeitserfahrung) ein starkes 
Motiv und stiftet gleichzeitig Identität, bindet also an den Ort 
 (Harteisen & Eigner-Thiel 2017).
 Was ist zu tun? Neue Angebote zur Unterstützung der Dorfge-
meinschaft (z. B. Dorfmoderation) sollten erprobt und bei Eignung 
verstetigt und öffentlich finanziert werden.

Kulturangebot im Dorf
Das Kulturangebot im Dorf ist ein wichtiger Faktor für eine gute 
Lebensqualität und sollte gemeinsam mit den Einwohnern weiter-
entwickelt werden. Kulturangebote haben eine hohe Integrations-
kraft, können Neubürger erreichen und ziehen bei entsprechender 
Attraktivität auch Gäste an. Kulturangebote können Ausdruck für die 
Offenheit und Toleranz eines Dorfes und damit ein entscheidender 
Entwicklungsfaktor für die Zukunft eines Dorfes sein. 
 Was ist zu tun? Entwicklung eines vielfältigen Kulturangebots im 
Dorf durch entsprechend ausgerichtete Förderprogramme unterstützen.

Ambitionierte und bedarfsorientierte Förderung 
So wichtig das Engagement in den Dörfern selbst ist, so gilt aber 
auch: Ohne eine ambitionierte öffentliche Förderung werden die Dör-
fer die Herausforderungen nicht meistern können. 
 Was ist zu tun? Thematische Neuausrichtung der Dorfentwicklung 
(soziale Dorfentwicklung) und Konzentration der Fördermittel auf 
prioritäre Ziele. 
 Der Blick auf die oben aufgeführten Erfolgsfaktoren unterstreicht 
die Bedeutung der Bündelung der Kräfte von Staat und Zivilgesell-
schaft. Gemeinsam kann es gelingen, das Dorf als Lebensraum und 
Wirtschaftsstandort weiterzuentwickeln.

Prof. Dr. Ulrich Harteisen
Professor für Regionalmanage ment  
und Sprecher der Forschungs gruppe 
»Ländliche Räume und 
Dorfentwicklung« an der 
 Hochschule für angewandte 
Wissenschaft und Kunst, Fakultät 
Ressourcenmanagement, 
Göttingen
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Aktuelle Dorfentwicklung – regional, interdisziplinär & prozessorientiert 

BEST-PRACTICE  

      Die klassischen Dorferneuerungspläne fokussierten stark auf gestalterische und städtebauliche Akzente. 

Mit Einführung des neuen Anforderungsprofils zur Erstellung von Dorfentwicklungsplänen im Jahr 2016 in 

 Niedersachsen sind die zentralen Elemente: Dorfregionen als Betrachtungsraum, Strategie­ und  Prozessorientierung 

sowie die inhaltliche Erweiterung um Aspekte des Klimaschutzes und soziokulturelle Themen. Das Beispiel  

der Dorfregion Rehburg­Loccum zeigt, wie interdisziplinäre Strategieentwicklung, gezielte Beteiligung und eine 

 flexible Umsetzung verwirklicht werden können. 

Sebastian Tränkner  

Dorfentwicklung in der Stadt Rehburg-
Loccum       Die Stadt Rehburg-Loccum 
liegt als südlichste Gemeinde des Landkreises 
Nienburg zwischen dem Steinhuder Meer und 
der Landesgrenze zu Nordrhein-Westfalen. 
Die Dorfregion umfasst mit rund 10 000 Ein-
wohnern das gesamte Stadtgebiet mit den 
Ortsteilen Bad Rehburg, Loccum, Münche-
hagen, Rehburg und Winzlar. Wirtschaftlich 
prägen vor allem die Landwirtschaft, die 
Ernährungsindustrie, das ländliche Gewerbe 
sowie der Bildungs- und Landschaftstouris-
mus die Region. Die Kommune ist wie  andere 
ländliche Räume vom demografischen Wan-
del betroffen. Seit Beginn des Jahres 2017 
erstellt die Dorfregion einen Dorfentwick-
lungsplan. Unter dem Leitbild »5 Dörfer –  
1 Stadt« gilt es, im Rahmen der gewählten 
Stabilisierungsstrategie die bestehende Qua-
lität in der Daseinsvorsorge zu erhalten und 
bedarfsgerecht weiterzuentwickeln. Zentrale 
Arbeitsprinzipien des Prozesses sind die Ko-
operation der Ortsteile, die Dorfregion als 
Ausgangspunkt der Planung sowie die stra-
tegische Herangehensweise. 

Interdisziplinärer Ansatz       Strate-
gischer Ausgangspunkt der Planung sind 
die Entwicklungsthemen auf Ebene der 
 Dorfregion. Die fünf thematischen Hand-
lungsfelder des Dorfentwicklungsplanes für 
Rehburg-Loccum umfassen Fragen der Demo-
grafie, der Daseinsvorsorge, der Mobilität, 
des Klimaschutzes ebenso wie die Anliegen 
der Dorfgemeinschaft, der Siedlungsent-
wicklung oder der Landwirtschaft. Auf Basis 
der Erfassung der Ausgangslage und einer 
Stärken-Schwächen-Analyse wurden Hand-
lungsfeldziele auf der Ebene der Dorfregion 
formuliert und anschließend Leitprojekte 
und Maßnahmen entwickelt. Letztere kön-
nen auch einen örtlichen oder teilregionalen 
Fokus haben. Ziel der Strategie- und Maß-
nahmenentwicklung ist unter anderem die 
Identifizierung von Synergieeffekten bei der 
Allokation zukünftiger Infrastrukturen.

Zielgerichtete Beteiligung       Als 
zentrales Instrument der Beteiligung wur-
den Arbeitskreise auf Ebene der Dorfregion 
zu den Meilensteinen Stärken-Schwächen, 

Auftaktveranstaltung zur Dorfentwicklungsplanung Rehburg-Loccum  

Entwicklungsziele und Leitprojekte durch-
geführt, die allen Bürgern und Interessen-
gruppen offenstanden. Zu jedem Arbeitskreis 
wurden Arbeitsgruppen, entsprechend den 
Handlungsfeldern parallel moderiert. In der 
Lenkungsgruppe waren neben den Vertretern 
der Stadtverwaltung, des Amtes für regionale 
Landesentwicklung als Bewilligungsstelle 
und der Ortsräte sogenannte Themenpaten 
aus der Bürgerschaft vertreten. Ergänzend 
wurden eine Jugendzukunftswerkstatt und 
Expertenworkshops mit Landwirten durch-
geführt. Die fünf Ortsteile erarbeiteten in 
selbstorganisierten örtlichen Arbeitsgruppen 
Entwicklungsvorstellungen. Dieses Vorgehen 
gewährleistet sowohl eine breite Beteiligung 
aus allen Ortsteilen, ermöglichte in allen 
Phasen einen Austausch über Themen hin-
weg, gewahrte das Bürgerinteresse in der 
Lenkungsgruppe, bezog die Sichtweisen der 
Ortsteile ein und minimierte die zeitliche 
Belastung für die Prozessbeteiligten. 

Flexible Umsetzungsstrategie       Der 
Schwerpunkt der Planung liegt auf der Ent-
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Sebastian Tränkner
Dipl.-Geograph, Projektleiter 
im Fachbereich Stadt- und 
 Regionalentwicklung der Nieder- 
sächsischen Landgesellschaft mbH, 
Hannover

Zusammenwirken von Dorfentwicklung und Städtebauförderung

BEST-PRACTICE  

      Zwei ländliche Gemeinden im nordwestlichen Niedersachsen stehen vor der Bewältigung der Herausforde­

rungen des demografischen Wandels. Insbesondere die sozialen Infrastrukturen bedürfen einer  bedarfsgerechten 

und zukunftsgerichteten Anpassung. Im Zusammenwirken der Instrumente der Dorfentwicklung und des 

 Städtebauförderprogramms »Kleinere Städte und Gemeinde« konnte ein erfolgreicher Prozess gestartet und ein  

auf lokale und überörtliche Anforderungen abgestimmter Regieplan für eine kluge Kommunalentwicklung  

der benachbarten Gemeinden erarbeitet werden.

Markus Löwer und Henning Spenthoff 

Die Ausgangslage       Im Nordwesten 
Niedersachsens liegen die benachbarte Samt-
gemeinde Jümme, Landkreis Leer mit den 
drei Mitgliedsgemeinden Detern, Filsum und 
Nortmoor und rund 6 500 Einwohnern sowie 
die Gemeinde Apen mit den beiden zentra-
len Orten Apen und Augustfehn im Landkreis 
Ammerland mit rund 11 300 Einwohnern. 
 Beide Kommunen sind vom demogra-
fischen Wandel betroffen. Die bedarfsge-
rechte und zukunftsfähige Ausgestaltung 
der sozialen Infrastrukturen sowie die not-
wendige Veränderung in den Köpfen der 
Menschen sind Herausforderungen der ge-
meindlichen Entwicklung. Bereits seit den 
1980er Jahren gibt es in Niedersachsen das 
Förderprogramm Dorferneuerung, welches in 

den letzten Jahren zur Dorfentwicklung wei-
terentwickelt wurde. Im Zentrum steht nun-
mehr die ökologisch-soziale Dorfentwicklung 
in Dorfregionen. Dorfregionen bestehen aus 
mindestens zwei und maximal drei Dörfern. 
Die Dorfentwicklung ressortiert im Landwirt-
schaftsministerium.
 Daneben steht seit dem Jahr 2010 das 
Städtebauförderprogramm »Kleinere Städte 
und Gemeinden« in Niedersachsen zur Ver-
fügung. Dieses Förderprogramm unterstützt 
Kommunen im ländlichen Raum bei der 
 Anpassung der Infrastrukturen der Daseins-
vorsorge an die Herausforderungen des demo-
grafischen Wandels. Die Städtebauförderung 
ist in Niedersachsen im Sozialminis terium 
verankert.Augustfehnkanal, Gemeinde Apen
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wicklungsstrategie mit handlungsfeldbezo-
genen Zielen. Aus ihnen werden die wich-
tigsten Leit- und Startprojekte abgeleitet, 
bis auf Kostenebene konkretisiert und einer 
zeitlichen sowie räumlichen Umsetzungs-
priorität zugewiesen. Weitere Maßnahmen, 
die ebenso das Ergebnis des Beteiligungs-
prozesses sind, werden in einem nicht ab-
schließenden Ideenspeicher aufgelistet. Im 
Rahmen der Umsetzungsbegleitung können 
diese Projekte, aber auch völlig neue ent-
wickelt werden. Auf der Basis eines wei-
tergeführten Beteiligungsprozesses werden 
jährlich Umsetzungsprioritäten aktualisiert 
und der Dorfentwicklungsplan somit stetig 
fortgeschrieben. 

Fazit       Die ehemals auf Dorfverschö-
nerung fokussierte Einzeldorferneuerungs-
planung hat sich zu einem dorfregionalen, 
interdisziplinären und prozessorientierten 
Ansatz gewandelt. Der Dorfentwicklungsplan 
wird damit zu einem dynamischen Regiebuch, 
welches an die jeweiligen Erfordernisse 
angepasst werden kann. Die inhaltlichen, 
methodischen, fachlichen und zeitlichen 
Anforderungen sind dabei für alle Prozess-
beteiligten hoch. Erfolgsfaktoren für eine 
gelingende Dorfentwicklungsplanung sind 
damit: stringentes Prozessdesign, gezieltes 
Beteiligungsmanagement, hohe Fachlichkeit 
und der konsequent strategische Ansatz mit 
Blick auf die Dorfregion.
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Die Idee       In beiden Kommunen wur-
den auf der »lokalen« Ebene Dorfentwick-
lungsplanungen mit einer Dorfregion je 
(Samt-)Gemeinde auf den Weg gebracht, um 
privaten und öffentlichen Antragstellern die 
Möglichkeit zu geben, aktive Kommunalent-
wicklung betreiben zu können. Zusätzlich er-
folgte eine Erarbeitung eines gemeinsamen 
und überörtlich abgestimmten Integrierten 
Entwicklungskonzepts, um den anstehen-
den Herausforderungen überörtlich in Form 
 einer interkommunalen Zusammenarbeit be-
gegnen zu können. Ziel dieser Kombination 
von Instrumenten war von Anfang an eine 
optimale Nutzung der Fördertöpfe im Sinne 
einer nachhaltigen und zukunftsorientierten 
Kommunalentwicklung über Gemeinde- und 
Regionsgrenzen hinweg.

Herangehensweise       Nach Aufnah-
me der Dorfregionen und des überörtlichen 
Netzwerkes in die Förderprogramme wurden 
Arbeitskreise in den Dorfregionen und eine 
Strategiegruppe auf Ebene der überörtlichen 
Zusammenarbeit gebildet. Die behandelten 
Themenfelder auf Ebene der Dorfentwicklung 
sind miteinander abgestimmt und wurden 
parallel bearbeitet. In der Strategiegruppe 
wurden dann die Ergebnisse der Dorfent-
wicklungsplanungen auf ihre überörtliche 
Bedeutung hin durchleuchtet, ggf. in den 
überörtlichen Prozess aufgenommen oder 
wieder zurück in die Dorfentwicklungspro-
zesse gespiegelt. Dieses Vorgehen gewähr-

leistete genügend Raum für die lokale Ebene 
bei gleichzeitiger Betrachtung überörtlicher 
Themen. Die Herangehensweise garantiert zu-
dem einen schonenden Umgang mit (Zeit-) 
Ressourcen bei den Akteuren vor Ort.

Ergebnisse       Der ca. 1,5-jährige Pro-
zess konnte mit drei umfangreichen Plan-
werken mit grundlegender Ist-Analyse der 
Daseinsvorsorgeeinrichtungen, zukünftiger 
demografischer Entwicklungen auf regionaler 
und lokaler Ebene und konkreter Maßnah-
menkataloge sowohl für die einzelnen Kom-
munen als auch für den Gemeindeverbund 
Jümme / Apen abgeschlossen werden. Bei 
den lokalen Akteuren, insbesondere auch 
den politischen Vertretern, konnten notwen-
dige Veränderungen bei Einstellungen und 
Ansichten erreicht werden. Der Gedanke zur 
überörtlichen Zusammenarbeit konnte auch 
aufgrund des intensiven Partizipationspro-
zesses gestärkt und dauerhaft implementiert 
werden. Zwischen den Verwaltungen und 
den Bewohnern der benachbarten Gemein-
den ist ein engeres Netzwerk und Vertrauen 
entstanden. Die Abstimmungen der Maß-
nahmenkataloge mit den nachgeordneten 
Behörden des Landwirtschaftsministeriums 
und des Sozialministeriums haben sich als 
fruchtbar erwiesen, wenn auch von einem 
deutlichen Abstimmungsbedarf begleitet. 
Insgesamt konnten bessere, realistische und 
stärker überörtlich wirkende Projekte gene-
riert  werden.

Markus Löwer
Dipl.-Geograph, Fachbereichs-
leiter Stadt- und Regional-
entwicklung bei der Niedersäch-
sischen Landgesellschaft mbH, 
Hannover

Henning Spenthoff
Dipl.-Geograph, Projektleiter im 
Fachbereich Stadt- und Regional-
entwicklung bei der Niedersäch-
sischen Landgesellschaft mbH, 
Osnabrück

Po
rt

rä
tf

ot
os

: 
N

LG

Burg Stickhausen, Gemeinde Detern

Fazit       Mit dem modellhaften Vorge-
hen ist es gelungen, abgestimmte Planwerke 
zur zukünftigen Entwicklung auf regionaler 
und lokaler Ebene und konkreter Maßnah-
menkataloge unter intensiver Beteiligung 
der Bevölkerung und Politik zu erarbeiten. 
 Daraus resultiert eine optimale Kombination 
der Förderinstrumente Dorfentwicklung und 
des Städtebauförderprogramms »Kleinere  
Städte und Gemeinden« für zwei Nachbar-
kommunen mit einem gemeinsamen Ziel: 
zukunftsorientierte, realistisch machbare, 
im breiten Konsens erarbeitete und bedarfs-
gerechte Anpassung von Daseinsvorsorge-
einrichtungen an zukünftige Herausforde-
rungen zu gestalten.
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51Ländliche Räume zukunftsfähig gestalten

Das Gebot der Stunde – Innerörtliche Siedlungsentwicklung 
zugunsten der Ortskerne

Autor: Prof. Dr.­ Ing. Winrich Voß 

      Die Siedlungsentwicklung in Deutschland hat seit etwa 2010 vielerorts wieder 

wachsende Flächenbedarfe zu organisieren. Die Bevölkerung insgesamt wächst auf­

grund hoher Zuwanderungsraten, die verstärkte Wohnungsnachfrage führt zu teilweise 

deutlich steigenden Immobilienpreisen, vor allem in Groß­ und Mittelstädten und 

ihrem Umland. Dies wirkt auch auf die ländlichen Räume. Auch hier gibt es Hotspots 

mit starker Nachfrage in Kleinstädten und Dörfern mit zentraler Funktion, aber selbst 

in ländlichen Räumen mit schrumpfender Entwicklung sind im Vergleich zur Situa­

tion vor 10 Jahren stabilisierende Tendenzen zu verzeichnen. Diese derzeit günstige 

Ausgangssituation sollte vor Ort als Chance genutzt werden, um die innerörtliche 

Entwicklung in den Dörfern und Kleinstädten im Rahmen einer konsequenten »Innen­

entwicklungsstrategie mit Neubaupotenzialen« voranzubringen. 

Chancen der Innenentwicklung nutzen

      Die Ortskerne sind das Herzstück der Dörfer; hier konzentrieren 
sich die identitätsstiftenden sozialen und kulturellen Einrichtungen. 
Der Ortskern gewinnt seine Attraktivität (zurück), wenn hier der 
anerkannte Mittelpunkt für sämtliche Nutzungen liegt, sich hier die 
Infrastruktur- und Versorgungseinrichtungen befinden und insbeson-
dere das qualitätsvolle Wohnen – durchaus für gehobene Ansprüche – 
konzentriert. Besondere Gefahren für die Attraktivität der Ortskerne 
stellen Gebäudeleerstände, der Abbau von Infrastruktureinrichtungen 
und mancherorts Belastungen durch die Verkehrssituation dar. 
 Das derzeitige Bauflächen- und Investitionsinteresse sollte von 
den ländlichen Gemeinden in die Stärkung der innerörtlichen Entwick-
lung gelenkt werden, z. B. durch kleinteilige Siedlungsergänzungen 
mit Bindung zum Ortskern. Nur so sind demografiebeständige und 
zukunftsträchtige Ortsstrukturen zu sichern; isolierte Neubaugebiete 
tragen meist wenig zu einem attraktiven Dorf und Dorfleben bei, 
sondern stellen nicht mehr zeitgemäße Lösungen dar, deren (Nach-
nutzungs-)Probleme in den älteren Neubaugebieten in den Dörfern 
heute klar erkennbar sind.
 
Steuerung der innerörtlichen Entwicklung 

Die innerörtliche Entwicklung beginnt mit der Dorfentwicklungspla-
nung, die vor allem als strategisches Konzept für das Dorf insgesamt 
zu verstehen ist. Eine intensive Beteiligung der Dorfgesellschaft ist 

heute selbstverständlich und wichtiger denn je zur Einbindung der 
Bewohner / Grundstückseigentümer und zur Initiierung des zivilge-
sellschaftlichen Engagements (Danielzyk et al. 2014).
 Für die Planung und Implementierung der innerörtlichen Entwick-
lung stehen heute insbesondere drei Aufgaben im Mittelpunkt (eine 
angemessene Breitbandversorgung ist dabei als selbstverständlich 
notwendig vorausgesetzt): 
 1. Gebäudebestand: hinsichtlich seiner Nutzungen und Funktionen 
analysieren, Mindernutzungen und Leerstände erfassen, Umnutzungs-
optionen berücksichtigen, auch (Teil-)Rückbau von Gebäuden einbe-
ziehen.
 2. Ungenutzte Flächenpotenziale: Innenentwicklungspotenziale 
mit Bindung zum Ortskern analysieren, insbesondere für ergänzende 
Neubauten, ggf. nach Rückbau alter Bausubstanz. 
 3. Revitalisierung Infrastruktur: Maßnahmen im öffentlichen Raum 
(Straßen und Plätze, Grünbereiche, Leitungsinfrastruktur) und Maß-
nahmen für (soziale) Infrastruktureinrichtungen. 
 Die Analyse des Gebäudebestandes – eine traditionelle Aufgabe der 
Dorferneuerung – umfasst heute selbstverständlich eine Leerstands-
analyse; auch gehört vielerorts bereits eine Verknüpfung mit den 
Einwohnermeldedaten zum Standard (potenzielle Leerstandsrisiken; 
Voß et al. 2011). Besondere Chancen für Impulse zur innerörtlichen 
Entwicklung – und oft noch nicht enthalten in der Dorfentwicklungs-
planung – kann die Analyse der Flächenpotenziale für Neubauten 
liefern; diese meist in Privateigentum stehenden Flächen müssen sehr 
sensibel diskutiert und geprüft werden, auch in  Abgrenzung zu den  
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Freiraumqualitäten. Die Innenentwicklung bietet meist ausreichend 
Ausbau- und Erweiterungspotenziale im bisherigen Siedlungsbereich 
der Dörfer, um den Baulandbedarf zu decken. Der dritte Bereich,  
die Revitalisierung der Infrastruktur, ist zwar eine traditionelle Auf-
gabe der Dorfentwicklung, sie umfasst heute aber zunehmend soziale 
und öffentliche Einrichtungen in interkommunaler Steuerung und 
unter Einbindung der zivilgesellschaftlichen Kräfte als neue Heraus-
forderungen. 
 
Planungs- und Bewusstmachungsebene 

Folgende Schritte sind zur gezielten Steuerung der innerörtlichen 
Entwicklung zu empfehlen: 
 Bewusstmachungsprozess über die Ausgangssituation und Rahmen-
bedingungen bei allen beteiligten Akteuren, insbesondere Eigentü-
mern und Kommunalpolitik. Erfahrungsgemäß ist dies ein schwieriger 
und langwieriger Prozess. Als markanter Ansatzpunkt für den Prozess 
eignet sich besonders die Leerstandsituation.
 Einordnung der Perspektiven des Ortes in eine der »Entwick-
lungsstrategien für ländliche Siedlungen« unter Berücksichtigung 
der demografischen Rahmenbedingungen (Strategien »Kontrolliertes 
Wachstum«, »Stabilisierung« oder »Anpassung«). Es handelt sich um 
ein informelles Planungs- und Koordinierungsinstrument, das örtliche 
Stärken und Schwächen aufnimmt und auf der überörtlichen Ebene 
koordiniert (interkommunale Abstimmung; nähere Erläuterungen dazu 
Güldenberg et al. 2012). Diese Einordnung wird z. B. im Rahmen der 
Dorfentwicklungsplanung in Niedersachsen erwartet.

Umsetzungs- und Projektebene

Die Realisierung von Innenentwicklungsprojekten ist deutlich an-
spruchsvoller – meist auch finanziell – und betreuungsintensiver als 
Außenbereichsprojekte. Dabei sind folgende Arbeitsschritte unbedingt 
zu empfehlen: 
 Leerstands- und Baulückenkataster: Es soll einerseits die aktu-

ellen Gebäudeleerstände und planungsrechtlich gesicherten Bauplätze 
(Baulücken) enthalten sowie andererseits einen Überblick geben über 
»potenzielle Leerstandsrisiken«, z. B. aufgrund eines hohen Alters der 
Bewohner, und über alle – ggf. planungsrechtlich noch zu sichernde – 
Entwicklungspotenziale im bestehenden Siedlungsbereich (Grundlage 
für Aufgabe Nr. 2). Entsprechende Programmsysteme für ein Bau-
lücken- und Leerstandskataster sind verfügbar (Kötter/ Voß 2012); 
entsprechend gepflegt bildet es ein zentrales Arbeitsinstrument bis 
hin zur Vermarktung der Flächen. Die Mitwirkung der Grundstücks-
eigentümer ist schon aus Gründen des Datenschutzes unerlässlich. 
 Umnutzungs- und Neubauprojekte der Innenentwicklung  müssen 
pro Fall gezielt initiiert und begleitet / gefördert werden. Die Gegen-
überstellung der vorhandenen Innenentwicklungspotenziale und des 
Baulandbedarfs im Rahmen der o. g. Entwicklungsstrategie bilden die 
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Grundlage. Anschließend sind aktivierende Gespräche mit den Eigen-
tümern zur Klärung der technischen, finanziellen und zeitlichen Be-
dingungen unverzichtbar. Hierbei kommt es darauf an, den Gesprächs-
faden mit den Beteiligten dauerhaft aufrechtzuerhalten; kurzfristige 
Erfolge sind zwar möglich, sollten aber nicht im Vordergrund der 
gemeindlichen Bemühungen stehen. Für Umbau- oder Neubaupro-
jekte im Bestand sind so weit als möglich Hilfestellungen für die 
Bauherren vorzusehen; diese betreffen auch die finanziellen Fragen 
(Wirtschaftlichkeit, Förderung aus öffentlichen Mitteln), wesentlich 
sind aber technische Unterstützungen (z. B. bei der Bewertung des 
Bauzustandes, der städtebaulichen Situation, dem Aufzeigen von 
Umbau- oder Bebauungsalternativen) bis hin zu Hilfestellungen bei 
Genehmigungsanträgen (Bay. LfU, 2009).
 Die Innenentwicklung sollte keinesfalls auf den Gebäudebe-
stand begrenzt werden. Wesentliche Fortschritte können insbe-
sondere mit den Potenzialflächen im Siedlungsbereich erreicht 
werden, um über die Gebäude- und Infrastruktursanierung  hinaus 

Impulse für eine Weiterentwicklung der Ortskerne setzen zu kön-
nen. Die derzeitigen ökonomischen sowie marktseitigen Rah-
menbedingungen inklusive der Verfügbarkeit von Fördermitteln 
(z. B. in den Städtebauförderungsprogrammen) sowie der Bereit-
schaft zum Einsatz von Ersparnissen als Baugeld sind günstig.  

BEST-PRACTICE  

      Im Ortskern der Gemeinde Bissendorf befanden sich drei tierhaltende landwirtschaftliche Betriebe. Die 

bebaute Ortslage bot den Betrieben keine Entwicklungsmöglichkeiten. Eine Chance bot die Aus­ bzw. Umsiedlung. 

Die Niedersächsische Landgesellschaft mbH (NLG) wurde mit der Ersatzflächenbeschaffung beauftragt. 

Gerd-Wilm Schierke und Hartmut Tepe 

Ersatzflächen zur Reinvestition       Die 
Betriebe wurden aus dem Ortskern um- bzw. 
ausgesiedelt. Ein Betrieb wurde komplett aus 
der bebauten Ortslage der Gemeinde Bissen-
dorf auf die Insel Rügen umgesiedelt. Die 
beiden anderen Betriebe erhielten Ersatz-
flächen zur Reinvestition am Ortsrand. Hier 
entstand im Außenbereich der Gemeinde 
Bissendorf unter anderem ein Neubau der 
Stallanlagen. 

Lückenschluss im Ortskern       Auf den 
Altflächen der Betriebe entstand ein neues 
Baugebiet mit 37 Bauplätzen. Positiver 
Syn ergieeffekt: Neben der Entwicklung von 
neuem Wohnbauland innerhalb der geschlos-
senen Ortslage kam es städtebaulich zum 
Lückenschluss zwischen zwei bestehenden 
Siedlungsbereichen. Zur verkehrlichen Er-
schießung dieses neuen Siedlungsbereiches 
wurde außerdem ein Kreisverkehr gebaut.  
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Das Rathaus der Gemeinde Bissendorf wurde auf der Fläche einer Altimmobilie errichtet.

Innenentwicklung – Erschließung der Bissendorfer Ortsmitte 
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Ein positiver Nebeneffekt war, dass sich die 
Geschwindigkeit der Fahrzeuge innerhalb der 
Ortsdurchfahrt verringerte. Zusätzlich wurde 
am Rand des Siedlungsgebietes ein Festplatz 
für den Schützenverein errichtet. Die Fläche 
wurde dahingehend entwickelt, dass eine 
Nachnutzung als Wohnbauland jeder Zeit 
möglich ist. 

Die Gemeinde profitiert       Ferner pro-
fitiert die Gemeinde Bissendorf von weiteren 
Maßnahmen: Ein Bachlauf wurde mit Mitteln 
der Ortskernsanierung freigelegt und renatu-
riert, zudem erfolgte der Rathausneubau auf 
einem Teil der Altflächen. Die jetzige und zu-
künftige Ortskernentwicklung mit den neuen 
Entwicklungsmöglichkeiten für die Gemein-
de ist nur durch die Um- bzw. Aussiedlung 
und der Ersatzlandflächenbeschaffung dreier 
landwirtschaftlicher Betriebe möglich gewor-
den. Gleichzeitig  haben die Betriebe dadurch 
neue Perspektiven gewonnen.

Hartmut Tepe
Projektleiter, Niedersächsische 
Landgesellschaft mbH, 
Osnabrück

Gerd-Wilm Schierke
Projektleiter, Niedersächsische 
Landgesellschaft mbH, 
Osnabrück
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Bauland-Offensive Hessen: Mobilisierung von Bauland im Innenbereich

BEST-PRACTICE  

      Das Land Hessen spannt seine beiden Töchter, die Nassauische Heimstätte (NH) und die Hessische 

 Landgesell schaft (HLG) ein, um Kommunen bei der Mobilisierung innerörtlicher Flächen für bezahlbaren Wohnraum 

zu unterstützen. Das Land will den Flaschenhals fehlenden Baulandes weiten und den Kommunen dabei helfen, 

brachliegende Grundstücke zu entwickeln. Als politisches Steuerungs­ und Förderelement soll die neu gegründete 

Bauland­Offensive Hessen GmbH (BOH) fungieren.

Prof. Dr. Martina Klärle und Holger Ullrich   

Schnelle und flächensparende Mobilisie-
rung von Wohnbauflächen       Insbeson-
dere geht es um die Untersuchung der Ent-
wicklungspotenziale bisher mindergenutzter 
oder brachliegender Flächen von Städten und 
Gemeinden, um insbesondere in den Kom-
munen mit Wohnraumdefizit schnell und flä-
chensparend neue Wohnflächen mobilisieren 
zu können. Die Grafik auf Seite 55 zeigt die 
hessischen Kommunen, die Unterstützung 
durch die BOH erhalten können.
 Für diese Flächen gilt es, Entwicklungs-
hemmnisse zu identifizieren und Lösungsvor-
schläge zu entwickeln, indem den Kommunen 

wirtschaftlich tragfähige Nutzungsstrategien 
aufgezeigt werden und bei der Baurechts-
schaffung mitgewirkt wird. Die Entwicklung 
und spätere Vermarktung der baureifen 
Grundstücke an potenzielle Investoren kann 
dann von der Kommune selbst vorgenommen 
werden oder an andere privatwirtschaftliche 
Unternehmen vergeben werden.

Bauland-Offensive Hessen GmbH (BOH) 
      Auf der Pressekonferenz zur Vorstellung 
der BOH erklärte Hessens Wohnungsbaumi-
nisterin Priska Hinz, es fehle im Land nicht 
am Geld für den sozialen Wohnungsbau. Das 

Land werde bis 2019 1,2 Mrd. Euro für den 
Neubau zur Verfügung stellen, damit könnten 
etwa 12 000 Wohnungen für 36 000 Menschen 
erstellt werden. Allerdings fehlten derzeit die 
notwendigen Flächen. Diesem Missstand soll 
die BOH abhelfen. 
 Das Land bedient sich damit zweier ver-
sierter Experten in der Bereitstellung von 
Flächen für bezahlbaren Wohnraum. Die NH 
als ausgewiesener Experte für Stadtentwick-
lung und Treuhändertätigkeit bringt ihren 
Blick als Wohnungs- und Entwicklungs-
gesellschaft ein. Die HLG bringt ihr langjäh-
riges Erfahrungswissen aus der kommunalen 
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Bodenbevorratung ein, in der sie bereits für 
mehr als die Hälfte der hessischen Städte 
und Gemeinden tätig ist. Die HLG arbeitet 
in der Regel auf Grundlage der bewährten 
Bodenbevorratungsrichtlinie, die darauf ab-
zielt, Flächen zeit- und bedarfsgerecht in den 
Verfügungsbereich der Kommune zu bringen, 
damit dort aktiv, effizient und angemessen 
Siedlungspolitik betrieben werden kann. Die 
Bodenbevorratung strebt bewusst keine Spit-
zenpreise an, sondern wirkt eng am lokalen 
Grundstücksmarkt preisdämpfend. 

Förderangebot       Die BOH bietet damit 
Kommunen und anderen Marktteilnehmern 
breites Know-how in allen Entwicklungssta-
dien einer Immobilie als neues Förderangebot 
des Landes an. Konkret wird den Kommunen 
folgendes Angebot eröffnet:
 Anmeldung: Die BOH spricht alle Kom-
munen Hessens mit Wohnraumdefizit an. Ist 
ein Projekt mit Entwicklungshemmnis identi-
fiziert, findet eine Anmeldung über das Portal 
»Bauland-Offensive-Hessen.de« statt. 
www.bauland-offensive-hessen.de
 Phase 1: Die BOH erstellt für die Kom-
mune eine Machbarkeits- und Wirtschaftlich-
keitsstudie für die ermittelten Flächen. Die 
finanzielle Beteiligung der Kommune an der 
Machbarkeitsstudie pro zu untersuchender 
Gesamtfläche beträgt lediglich 8.900 Euro 
(brutto). Die restlichen Kosten werden durch 
das Land getragen. Kommt die Studie zu 
einem positiven Ergebnis, entscheidet die 
Kommune, mit welchen Instrumenten und 
mit welchem Partner die Baulandentwicklung 
durchgeführt wird.
 Phase 2: Entscheidet sich die Kommune 
für eine Entwicklung mit der BOH, wird sie 
Gesellschafterin der BOH und schließt einen 

Entwicklungsvertrag ab. Die BOH kauft dabei 
auch Grundstücke von Privaten an und führt 
die Baulandentwicklung auf Wunsch und im 
Auftrag der Kommune durch. Baureife Grund-
stücke können dann am Markt angeboten und 
an private und öffentliche Investoren ver-
kauft werden.
 Inzwischen liegen der BOH eine Vielzahl 
von Anmeldungen aus hessischen Kommunen 
vor, und erste Studien zu Beseitigung von 
Entwicklungshemmnissen sind in Vorberei-
tung. Die Fokussierung auf Innenbereiche 
soll einen weiteren Beitrag zur effizienten 
Landnutzung für Wohnzwecke leisten und 
trotz erheblicher Zuzüge in die Ballungs-
räume den dortigen Flächenverbrauch im 
Außenbereich im Interesse des Natur-, Klima-
schutzes und der Landwirtschaft mindern.

Vorstellung der Bauland-Offensive Hessen: (v. l. n. r.) 
Monika Fontaine-Kretschmer, Geschäftsführerin der  
Nassauischen Heimstätte und der Bauland-Offensive  
Hessen GmbH; Priska Hinz, Ministerin für Umwelt,  
Klimaschutz, Landwirtschaft und Verbraucherschutz;  
Prof. Dr. Martina Klärle, Geschäftsführerin der Hessischen 
Landgesellschaft mbH

Prof. Dr. Martina Klärle
Geschäftsführerin der Hessischen 
Landgesellschaft mbH, Kassel

Holger Ullrich
Beauftragter der BOH in der 
Hessischen Landgesellschaft mbH, 
Mörfelden-Walldorf
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Hessische Kommunen mit besonderem 
Wohnraumbedarf

Fazit       Ministerin Priska Hinz und die 
beiden Geschäftsführerinnen der beteiligten 
Unternehmen freuen sich, dass es dem Land 
gelungen ist, mit der BOH ein Instrument zu 
entwickeln, das die harten Nüsse der Innen-
entwicklung knacken kann.
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Autor: Alexander Knebel  

      Die Energiewende ist eine Erfolgsgeschichte im ländlichen Raum: Für Landwirte 

bieten sich Kooperationen in ihren Gemeinden an, die nicht nur für die Akzeptanz 

 erneuerbarer Energien, sondern auch für die Agrarproduktion gut sind. Die dezentrale 

Energiewende ist Kern einer erfolgreichen Dekarbonisierung unseres Wirtschaftens. 

Energie vom Land kommt an: Wie Landwirte mit den 
 Erneuerbaren für Wertschöpfung und Klimaschutz sorgen 

Wind-, Solar- und Bioenergie von einem Hof

      Hermann-Josef Benning ist ein geborener Netzwerker. Vor dem 
von Künstlerhand mit Graffiti besprühten Gärproduktlager seiner Bio-
gasanlage haben sich schon Politiker und NGO-Vertreter, Unternehmer 
und Naturschützer zum Energiewende-Talk getroffen. Bennings Hof ist 
so beliebt, weil er gerne erklärt, was im Vorbeifahren nicht sichtbar 
ist. »Für alle Produktionsbereiche gilt: Kurze Wege und geschlossene 
Kreisläufe«, sagt der 54-jährige Gemüsebauer und Energieproduzent 
aus Reken, der in der westfälischen Veredlungsregion zwischen Müns-
ter und Ruhrgebiet 72 Hektar LN bewirtschaftet. Die sandigen Böden 

eignen sich gut für Feldgemüse wie Spinat: Auf 30 Hektar erzeugt 
Benning das Blattgemüse für das zwei Kilometer entfernte Iglo-Werk. 
Iglo nimmt Benning nicht nur Spinat ab, sondern auch Windstrom. Als 
seine zwei Enercon-Windkraftanlagen im August 2000 mit je 600 kW 
erstmals Strom ins öffentliche Netz einspeisten, war das Erneuerbare-
Energien-Gesetz (EEG) mit seinen Einspeisesätzen gerade vier Monate 
alt. Heute drehen sich die Windräder für Iglo-Strom: Sie sind seit Juli 
2013 an Iglo zur Eigenstromerzeugung außerhalb des EEG verpachtet.
 Als Bennings 93-kW-Fotovoltaikanlage 2009 ans Netz ging, be-
gann bundesweit der Solarstromboom gerade. Und mit seiner Bio-
gasanlage setzte der gelernte Landwirt von Anfang an auf eine gute 
Anbindung in der Nachbarschaft: Um jeden der insgesamt fünf Stand-
orte seiner Blockheizkraftwerke (BHKW) sind Wärmenetze verlegt. 
Inzwischen gibt es 35 Abnehmer seiner Biogas-Wärme, darunter 
Schwimmbad, kirchliche und soziale Einrichtungen ebenso wie land - 
wirtschaftliche Betriebe.
 Mit seinen Investitionen in nachhaltiges Wachstum steht Benning 
für einen Typ landwirtschaftlicher Unternehmer, dem die Energie-
wende Rückenwind verschafft hat: Benning hat Freude an Koopera-
tionen in und mit der Gemeinde. Für den eigenen Betrieb setzt er 
gleichzeitig auf Unabhängigkeit. Weil die Nachfrage nach sauberer 
Heizenergie in der Umgebung wächst, könnte Benning künftig mehr 
Biogas-Wärme anbieten. »Damit wir diese Nachfrage nach grüner 
Energie künftig aus der Region bereitstellen können, wäre eine kom-
munale Bebauungsplanung für unseren Standort erforderlich«, sagt 
Benning.
 Die Grenze für die Privilegierung von Biogasanlagen im Außenbe-
reich liegt bei einer jährlichen Produktion von 2,3 Mio. Normkubik-
meter Rohbiogas. Benning hat sie genehmigungsrechtlich erreicht. 
»Heute können wir daraus aufgrund der in Biologie und Anlagentech-
nik erzielten Fortschritte 650 kW bis 700 kW Dauerleistung erzeugen«, 
sagt Benning. 
 Wie Benning, so haben Tausende Landwirte in Deutschland in die 
erneuerbaren Energien investiert. Die Energieproduktion der Land-
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Wachsen mit Bioenergie und Gemüse: Hermann-Josef Benning und 
Ulrike Benning haben den Betrieb ganz auf Spinat und erneuerbare 
Energien ausgerichtet.
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wirte bedeutet in konkreten Zahlen: Rund 11 Prozent der installierten 
Leistung an Erneuerbare-Energien-Anlagen zur Stromproduktion 
 liegen bundesweit in der Hand der Landwirte, wie eine Studie von 
trend:research ergab. Pro Jahr bewirken die erneuerbaren Energien 
in Deutschland Wertschöpfungseffekte von 17 Milliarden Euro, davon 
mehr als 11 Milliarden Euro in den Kommunen. Das besagt eine  Studie 
des Instituts für Ökologische Wirtschaftsforschung (IÖW). Dazu ge-
hören Arbeitsplatzeffekte ebenso wie Steuereinnahmen für die Ge-
meinden und Erlöse der Unternehmen in den Bereichen Kraftstoffe, 
Strom und Wärme.
 Mit seinem Engagement für Biogas-Wärme ist Benning ein Pionier, 
aber kein Einzelfall. Mit der künftig relativ schmal ausfallenden Ver-
gütung für Biogas-Strom, die nunmehr durch Ausschreibungen über 
die Bundesnetzagentur vergeben wird, kommt es für die Energiewirte 
darauf an, das Erlöspotenzial aus der Wärmevermarktung auszuschöp-
fen. Dass es hier noch viel Spielraum gibt, zeigen im Herbst 2016 
veröffentlichte Ergebnisse einer Umfrage des Fachverbandes Biogas 
und der Hochschule Nürtingen-Geislingen.

Energiegenossenschaften verbinden Bürger 

Ein stabiles Erlösniveau ist möglich, wenn die Biogas-Wärme als 
Vollversorgung für die Wärmekunden angeboten wird. So ist es auch 
bei der Energiegenossenschaft Gussenstadt im östlichen Baden-Würt-

Alexander Knebel
Agentur für Erneuerbare 
Energien e. V., Berlin 
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Milchbauer aus der Ost-Alb: Thomas Häcker 
hat es geschafft, für die Energiegenossen-
schaft Gussenstadt 28 Landwirte unter einen 
Hut zu bekommen.

temberg mit ihrem Vorsitzenden, dem Milchbauern Thomas Häcker. 
Anders als in Reken sind die Wärmekunden hier vor allem Privathaus-
halte. »Mit ihren 124 Mitgliedern versorgt die Energiegenossenschaft 
110 Wärmeabnehmer, mit denen wir langfristige Verträge abgeschlos-
sen haben«, erläutert Häcker. Er hat seine Milchviehherde aufgestockt, 
die künftig weitere Gülle für die Biogasanlage der Genossenschaft 
liefert. »Neben Abfall- und Reststoffen sind es bekannte, aber auch 
neue Energiepflanzen wie die als Blühpflanze beliebte Durchwach-
sene Silphie, die bei uns für erneuerbare Energie vom Acker und 
aus dem Stall sorgen«, sagt der Mittdreißiger. Die Biogasanlage der 
Energiegenossenschaft bringt es auf einen Gülleanteil von mehr als 
70 Prozent. Bei all den Preisschwankungen am Milchmarkt sorgen für 
Häcker die Strom- und Wärmeerlöse für eine wichtige Einkommens-
stabilisierung. Sein Kollege Benning dagegen ist vor geraumer Zeit 
aus der Tierproduktion – bei ihm waren es Mastschweine – in einer 
viehstarken Region ausgestiegen.

Ausschreibung bringt neue Aufgaben 
für Biogasbranche 

Thomas Häcker und Hermann-Josef Benning stehen vor dem  nächsten 
Bioenergie-Wachstumsschritt. Eine Situation, in der sich nicht alle 
 Biogas-Bauern befinden. Mit der im September 2017 durch die 
Bundesnetzagentur durchgeführten ersten Ausschreibung für Bio-
energie-Strom ist ein neues Kapitel für die Biogasbranche aufge-
schlagen. Benning und Häcker sind Teil einer Erfolgsgeschichte, die 
sie auch künftig mitschreiben wollen. Die effiziente Wärmenutzung 
wird Teil der Strategie der Energiewirte der Zukunft sein. 
 Klar ist aber auch: Angesichts der nach wie vor niedrigen Preise 
für fossiles Gas und Heizöl haben es die erneuerbaren Energien auf 
dem Wärmemarkt weiter schwer. Im bundesweiten Maßstab stagniert 
der Marktanteil erneuerbarer Wärme derzeit bei 13,5 Prozent. Sie 
benötigt mehr politische Unterstützung in der nächsten Legislatur-
periode. Dazu gehört die Abschaffung der Subventionen für fossile 
Energieträger. Sonst wird Deutschland seine Klimaziele verfehlen – 
trotz des Erneuerbare-Energien-Engagements vieler Pioniere aus dem 
ländlichen Raum.
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Energieeffizienz lohnt sich. Förderung für clevere Konzepte auf dem Hof!

BEST-PRACTICE  

      »Die Potenziale zur Steigerung der Energieeffizienz in der Landwirtschaft und im Gartenbau sind besonders 

groß. Sie werden überrascht sein, welche Energieeinsparpotenziale in Ihrem Betrieb schlummern und wo sich 

Investitionen auszahlen.« Mit diesen Worten begrüßt Bundesminister für Ernährung und Landwirtschaft, Christian 

Schmidt MdB, die Leser der Broschüre »Bundesprogramm zur Förderung von Maßnahmen zur Steigerung der Ener­

gieeffizienz in der Landwirtschaft und im Gartenbau«. Hierbei stehen Landwirten und Gartenbauern im Rahmen 

des Förderprogrammes 65 Millionen Euro für landwirtschaftliche Energieeffizienzberatung und Investitionen in 

energieeffiziente Techniken in den Jahren 2016 bis 2018 zur Verfügung.

Florian Stolzenberger  

Maßnahmen und Konditionen des Förder-
programms       Förderfähig sind Moder-
nisierungen als Einzelmaßnahmen oder im 
Rahmen der systemischen Optimierung:
–  Austausch von veralteten Belüftungs-

systemen, beispielsweise in Schweine- 
oder Geflügelställen

–  Austausch von veralteten Fütterungssys-
temen

–  Erneuerung und Optimierung von Milch-
gewinnungssystemen

Des Weiteren kann der Neubau von Niedrig-
energie-Gebäuden zur pflanzlichen Erzeugung 
bezuschusst werden:
–  Kühlhallen zur Lagerung von Kartoffeln 

und Gemüse

– Gewächshäuser
– Trocknungsanlagen
Die Höhe der Förderung auf die Nettobau-
kosten ist von einer nachgewiesenen Ener-
gieeinsparung abhängig und beträgt bei der 
systemischen Optimierung:
–  20 Prozent bei nachgewiesener Energie-

einsparung von mind. 25 Prozent 
–  30 Prozent bei nachgewiesener Energie-

einsparung von mind. 35 Prozent,
und bei Niedrigenergie-Gebäuden:
–  20 Prozent bei Energieeinsparung von 

mind. 40 Prozent gegenüber der Referenz,
–  30 Prozent bei Energieeinsparung von 

mind. 50 Prozent gegenüber der Referenz,
–  40 Prozent bei Energieeinsparung von 

mind. 60 Prozent gegenüber der Referenz.

Energieberatung und Energieeinsparkon-
zept       Bei der systemischen Optimierung 
und dem Neubau von Niedrigenergie-Gebäuden 
muss eine Energieeinsparung gegenüber dem 
bisherigen Ist-Zustand oder einer Referenz 
berechnet werden. Hierzu wird für die An-
tragstellung eine Energieberatung mit ent-
sprechendem Energieeinsparkonzept durch 
einen zugelassenen Sachverständigen not-
wendig.
 Mitarbeiter der BBV LandSiedlung kön-
nen als zugelassene und qualifizierte Sach-
verständige auf die Erfahrung von mehreren, 
bereits durchgeführten Energieberatungen 
und Energieeinsparkonzepten zurückgreifen.
Die Energieberatungskosten werden mit 
80 Prozent des Netto-Beraterhonorars geför-
dert (max. 6.000 Euro).

Praxisbeispiel       Auf einem schweine-
haltenden, landwirtschaftlichen Betrieb 
wurde eine Energieberatung zur Steigerung 
der Energieeffizienz und Energieeinsparung 
durchgeführt. Die größten Energieeinspa-
rungen konnten im Bereich der Stalllüftung 
an der Hofstelle prognostiziert werden, wo 
die Ferkelproduktion bzw. Abferkelung statt-
findet. Die Lüftungstechnik war bereits in die 
Jahre gekommen und aufgrund von mehreren 
Umbaumaßnahmen nicht mehr zweckmäßig. 
Im bestehenden Abferkelstall und Intensiv-
Flatdeck erfolgte die Zu- und Abluftführung 
dezentral. Aufgrund der ehemaligen Auftei-
lung des Abferkelstalles waren 14 Ventila-
toren mit einer Gesamtaufnahme von 1,97 kW 
installiert.

Die Installation einer zentralen Lüftungsanlage mit Abschnittssteuerung anstelle der in 
die Jahre gekommenen Ventilatoren führte zu einer Einsparung von über zwei Drittel der  
dafür eingesetzten elektrischen Energie.
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Florian Stolzenberger
M.Eng. Energiemanagement und 
Energietechnik; Projektleiter Be-
triebs- und Energieberatung bei der 
BBV LandSiedlung GmbH, Würzburg
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In Absprache mit dem Betriebsleiter und 
Lüftungs-Fachfirmen wurden die bestehen-
den und in die Jahre gekommenen 14 Ven-
tilatoren ausgetauscht und eine zentrale 
Lüftungsanlage installiert. Die benötigte 
Luftleistung wird nun von einem energie-
effizienten Stallventilator mit einer Leistung 
von 0,96 kW aufgebracht. 
 Weiterhin wurde die Phasenanschnitt-
steuerung durch eine energetisch günstigere 
Frequenzregelung ersetzt. Die Berechnungen 
ergaben gegenüber dem bisherigen Lüftungs-
system eine Einsparung von 7 367 kWh elek-
trischer Energie pro Jahr. Dies entspricht 
einer prozentualen Einsparung von 68,7 Pro-

zent elektrischer Energie. Somit können ca. 
1.500 Euro Stromkosten pro Jahr eingespart 
werden. Die Maßnahme amortisiert sich bei 
einer angegebenen Laufzeit von 15 Jahren 
und einer Förderung von 30 Prozent der 
Netto-Investitionskosten. Dies wird zusätz-
lich in einer Wirtschaftlichkeitsbetrachtung 
des Energieeinsparkonzeptes innerhalb der 
Energieberatung durch die BBV LandSiedlung 
dargestellt.
 Da das Ziel der Maßnahme neben der Ein-
sparung von Energie insbesondere auch die 
Verbesserung der Stallluftqualität, Tierge-
sundheit und Tierleistung ist, wird die Maß-
nahme als besonders sinnvoll angesehen.

Smart, vernetzt, autonom – Die digitale Transformation 
in Wirtschaft und Gesellschaft

Autor: Johannes Melzer

      Selbstfahrende Fahrzeuge, Roboter, die die Menschen unterstützen, individuell 

zugeschnittene Produkte und Dienstleistungen: die Erwartungen an die digitale Trans­

formation sind ebenso groß wie die damit verbundenen Sorgen, etwa vor Kontroll­ 

oder Arbeitsplatzverlusten. Wie jede technologische Innovation erfordert auch die 

Digitalisierung die schwierige Abwägung von Nutzen und Risiken nach Kriterien, die 

die Gesellschaft vorgibt. Deshalb gilt es, aus verschiedenen Perspektiven zu hinter­

fragen, wie die digitale Transformation die Welt ein bisschen besser machen kann. 

Smart, vernetzt, autonom 

      Die derzeitige Welle der Digitalisierung lässt sich mit drei Schlag- 
worten beschreiben: smart, vernetzt, autonom. Smart bedeutet, dass 
heute nahezu jedes Objekt digital veredelt werden kann, weil die 
dafür benötigten Technologien, etwa aus dem Bereich der Sensorik 
oder der eingebetteten Systeme, so kostengünstig sind, dass sie 
flächendeckend eingesetzt werden können. Maschinen, Autos oder 
Haushaltsgeräte gehen online und haben digitale Zwillinge in der 
Cloud – physische und virtuelle Welt werden so miteinander verknüpft. 
Produkteigenschaften und Produktionsabläufe können im Cyberspace 

simuliert werden, noch bevor die Produktion startet. Die vernetzten 
Objekte kommunizieren untereinander und mit uns, und sie wirken 
auch auf ihre Umwelt zurück: sei es mit einem Roboterarm oder per 
Benachrichtigung auf dem Smartphone. 
 Zieht dieses Internet der Dinge in die Fabriken, dann steuern 
zukünftig smarte Produkte, Betriebsmittel und Lagersysteme die Pro-
duktion mit. Maschinen, Roboter und Lagersysteme verhandeln selbst-
ständig, wo freie Kapazitäten sind. Die Produktion wird hochflexibel 
und kann in Echtzeit optimiert werden, und an die Stelle zentraler 
Steuerung tritt die dezentrale Selbstorganisation teilweise autonomer 
Systeme. Dies ist die Vision der vielzitierten Industrie 4.0.
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Datengetriebene Geschäftsmodelle

Die smarten Objekte erheben Unmengen von Realweltdaten, quasi zum 
Nulltarif. Mithilfe intelligenter und lernender Algorithmen lassen sich 
daraus wertvolle Informationen gewinnen, die zur Grundlage  neuer 
Geschäftsmodelle werden. Diese Geschäftsmodelle funktionieren nach 
dem Prinzip everything as a service, nach dem nicht mehr Produkte, 
sondern deren Nutzerinnen und Nutzer mit ihren Bedürfnissen und 
Vorlieben im Mittelpunkt stehen. Statt des Produkts erwerben die 
Kunden eine individuell zugeschnittene Kombination aus Produkten 
und Dienstleistungen: Smart Services. Statt eines Autos bekomme 
ich beispielsweise individuelle Mobilität: Mit einer App auf meinem 
Smartphone stelle ich mir den günstigsten oder den schnellsten Weg 
zu meinem Ziel zusammen, optimiert wird der Reiseverlauf auf der 
Basis von Echtzeitinformationen über die Verkehrslage. Dabei nutze 
ich Bus, Bahn und Car-Sharing und rechne meine Reise aus einer Hand 
ab. Das Beispiel zeigt einerseits: Wer die Daten der Objekte mit den 
Daten der Nutzer zusammenbringt, bestimmt das Geschäft. Anderer-
seits wird deutlich, dass in der Regel kein Unternehmen allein über 
das nötige Know-how für solche Angebote verfügt. Deshalb entste-
hen Smart Services in digitalen Ökosystemen, die Großunternehmen, 
KMU und Start-ups umfassen, die ihre spezifischen Kompetenzen und 
eigene Daten einbringen. 

Willkommen in der Plattformökonomie

Angeboten werden solche Dienste auf digitalen Plattformen. Hier 
vernetzen sich die digitalen Zwillinge, hier werden die Daten der 
Produkte und der Nutzer zusammengeführt und veredelt. Die Ge-
schichte des Internets ist eine Erfolgsgeschichte solcher Plattformen. 
Plattform-Unternehmen wie Amazon oder Google haben enormen 
Erfolg, denn Plattformen sind Gravitationszentren: für Daten, Apps, 
Nutzer und Anbieter. Das liegt an den sogenannten Netzwerkeffekten: 

je mehr Nutzer auf der einen Seite der Plattform, desto attraktiver 
wird die Plattform für Nutzer der anderen Seite. So können Platt-
formen enorme Marktmacht entwickeln. Das haben auch klassische 
Industrieunternehmen erkannt. Sie schließen die Maschinen ihrer 
Kunden an digitale Plattformen an und bieten webbasierte Dienste 
wie eine vorausschauende Wartung an. Auch im Bereich der Land-
wirtschaft haben sich bereits Service-Plattformen mit Diensten für 
die Hofverwaltung oder das Herdenmanagement etabliert.

Vor- und Nachteile abwägen

Die digitale Transformation macht selbstverständlich nicht an den 
Unternehmensgrenzen halt. Wir müssen die Sorgen der Menschen 
ernst nehmen und die Vor- und Nachteile im gesellschaftlichen Dialog 
gegeneinander abwägen. 
 Beispielsweise könnten Beschäftigte in einer hochflexiblen Pro-
duktion mittels Social-Media-Methoden über ihre Arbeitseinsätze mit-
bestimmen. Die persönlichen Prioritäten und Qualifikationen werden 
dabei ebenso automatisch berücksichtigt wie Betriebsvereinbarungen. 
So könnte die Vereinbarkeit von Beruf und Familie verbessert werden. 
Solche Anwendungen wurden bereits entwickelt und getestet. Gleich-
zeitig gibt es die Sorge vor Arbeitsplatzverlusten. Die Arbeitsstunde 
eines mittelgroßen Serviceroboters kostet etwa 3,50 Euro, Tendenz 
fallend. Jobverluste könnten zwar durch Wachstumsimpulse an an-
deren Stellen kompensiert werden, doch bedarf es dafür verstärkter 
Anstrengungen in der Aus- und Weiterbildung, um die Beschäftigten 
auf neue Jobprofile vorzubereiten. Künftig wird jeder Job eine digi-
tale Komponente haben, und je höher der Grad der Automatisierung, 
desto mehr übernehmen die Beschäftigten eher steuernde und über-
wachende Aufgaben. 
 In strukturschwachen Regionen könnten selbstfahrende Shuttles, 
die per App bestellt werden und selbstständig ihre Route für verschie-
dene Fahrgäste optimieren, die Mobilität der dort lebenden Bevölke-
rung verbessern. Aber wie auch in anderen Lebensbereichen werden 
die Menschen solche autonomen Systeme nur akzeptieren, wenn sie 
selbst weiter deren Hauptziel vorgeben und die letzte Kontrollinstanz 
bleiben. 

Johannes Melzer
Referent des Akademiepräsidenten 
Henning Kagermann, acatech – 
Deutsche Akademie der Technik­
wissenschaften*, Berlin
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Patentrezepte für die Gestaltung der digitalen Transformation für 
alle Lebensbereiche gibt es nicht. Aus Experimenten kann man  
lernen, wie Chancen genutzt und Risiken minimiert werden können.

* In ihren Projekten beschäftigt sich die Akademie unter anderem intensiv 

mit der digitalen Transformation und Themen wie Industrie 4.0 oder dem 

automatisierten Straßenverkehr der Zukunft. 
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Smarte Dörfer und Regionen – der Zukunft auf der Spur

Autor: Gerald Swarat  

      Jeder muss sich damit abfinden: Das Internet und die allgegenwärtige 

 Digitalisierung unseres Lebens verschwinden nicht mehr! Sie breiten sich vielmehr 

 rasant aus und prägen unser berufliches und gesellschaftliches Umfeld immer  

stärker. Insbesondere die Industrie 4.0, die die industrielle Produktion komplett 

 verändern wird, erzeugt einen gewaltigen Umbruch, den es zu gestalten gilt. Wir 

 erleben tagtäglich, wie die IT immer mehr zum wesentlichen Treiber von Neue­

rungen wird, die in den meisten Wertschöpfungsketten revolutionäre Umbrüche 

hervorrufen. Dieser Wandel betrifft bei Weitem jedoch nicht nur die Großstädte, 

wie die Forschungslage der vergangenen Jahre vermuten lässt. 

Das Land kann was! 

      Trotz anderslautender Prognosen muss unsere Zukunft in Stadt 
und Land liegen, denn Deutschland lebt von den breit gestreuten 
und fest in ihrer Kommune verwurzelten Unternehmen und von 
den verschiedenen Regionen mit ihrem kulturellen Gedächtnis, ih-
ren Eigenarten und Traditionen. Diese Verwurzelung der Menschen 
im Regionalen muss insbesondere in einer globalisierten Welt mit 
 vielen Unsicherheiten und immer kürzeren Innovationszyklen gewähr-
leistet sein. Und so ist es kein Zufall, dass der Raum außerhalb der 
 großstädtischen Ballungszentren momentan wieder mehr Aufmerk-
samkeit erhält. 
 Das liegt einerseits an einer zunehmenden Romantisierung des 
Landlebens, getrieben durch die wohlhabenden Großstädter, ande-
rerseits zeigt sich die politische Bedeutung der Landbevölkerung an 
den Wahlurnen in Europa und in Übersee und bringt mit Nachdruck 
eine zunehmende Frustration über die Zukunftschancen zum Ausdruck. 
Aber auch die Förderprogramme für den Mittelstand akzentuieren 

mittlerweile die dezentrale Wirtschaftsstruktur der Bundesrepublik. 
Digitale Strategien können hier einen Mehrwert bieten.
 Ist es also nicht eine lohnenswerte Vision, wenn im Zukunfts-
ort Dorf eine aktive und eingebundene Bürgerschaft für ein vitales 
Dorfleben einsteht, das mit modernen Zentren ausgestattet ist, die 
als Coworking-Spaces für mehrere Unternehmen und Freiberufler 
 fungieren oder als mobile Ärztezentren die medizinische Versorgung 
gewährleisten? Mithilfe neuer Technologien gelingt es auch, Senio-
ren und Beeinträchtigte, die ihre Unabhängigkeit und Mobili tät zu-
nehmend einbüßen und vereinsamen, wieder als aktiv  handelnde 
Subjekte in ein Gemeinwesen zu integrieren, das durch digitale 
 Strategien ertüchtigt und gestützt wird.
 Deshalb gilt es zu testen, wie Softwaresysteme dazu beitragen 
können, die gesetzlich verankerte Gleichwertigkeit der Lebensver-
hältnisse von Stadt und Land zu unterstützen. Ist es nicht Teil der 
Verantwortung, für eine Grundversorgung an Leistungen, wie z. B. Nah- 
verkehrsangebote, Einkaufsmöglichkeiten, Postdienste, Kinderbetreu-
ung und medizinische Versorgung zu sorgen? Sie sind wesentlicher  

Fo
to

: 
sh

ut
te

rs
to

ck
 /

 v
ec

to
rf

us
io

na
rt

Eine weitere Herausforderung ist der Datenschutz. Werden Daten 
zum Wirtschaftsgut, dann geht es einerseits um den Schutz der 
 Privatsphäre und andererseits um Eigentumsschutz. Gerade kleine und 
mittlere Unternehmen fürchten, in der vernetzten Welt ihr oftmals sehr 
spezialisiertes Know-how zu verlieren, etwa durch Hackerangriffe. Des-
halb müssen technische Lösungen geschaffen werden, mit deren Hilfe 
festgelegt wird, welche Daten mit wem geteilt werden und welche ab-
solut schützenswert sind. Andererseits werden IT-Sicherheitslösungen 

benötigt, die kostengünstig sind und einfach genutzt werden können, 
denn nach wie vor basiert ein Großteil der Fehler in diesem Bereich 
auf menschlichem Versagen. Die Liste der Vor- und Nachteile und der 
damit verbundenen ethischen, rechtlichen und sozialen Herausforde-
rungen ließe sich lange fortsetzen. Fest steht, dass es kein Patent-
rezept für die Gestaltung der digitalen Transformation für alle Lebens-
bereiche gibt. Deshalb müssen wir Experimente zulassen, durch die 
wir lernen, wie wir die Chancen nutzen und die Risiken minimieren.  
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Bestandteil zeitgemäßen Lebens und somit der Wohnortentschei-
dung. Doch die demografischen Veränderungen stellen die Träger 
kommunaler Infrastrukturen vor gewaltige Herausforderungen, denn 
zurückgehende Bevölkerungszahlen unterwandern die wirtschaftliche 
Tragfähigkeit der überkommenen Konzepte. Hier sind neue Geschäfts-
modelle gefragt, um Kostensteigerungen und Qualitätsverluste zu 
begrenzen.

Digitale Dörfer als lebenswerte Alternative 

Früher war es im Dorf selbstverständlich, dass jeder jeden kennt und 
man sich gegenseitig unterstützt. In jedem Ort gab es mindestens 
einen Dorfladen, viele Einzelhändler, Handwerk, und meist fand man 
einen Arbeitsplatz in der Nähe. Heute sind die Wege auf dem Land 
zur Arbeit und zum Einkaufen weiter geworden. Das Projekt »Digitale 
Dörfer« (www.digitale-doerfer.de – Ein Projekt des Fraunhofer IESE, 
gefördert durch das Ministerium Rheinland-Pfalz des Innern und für 
Sport und unterstützt durch die Entwicklungsagentur RLP) greift die 
Herausforderungen des heutigen Lebens in ländlichen Regionen auf 
mit dem Ziel, digitale Konzepte für eine moderne Nachbarschaftshilfe 
zu entwickeln. Gemeinsam mit den Einwohnern von drei Verbands-
gemeinden in Rheinland-Pfalz wurden verschiedene Mitmachszena-
rien zur Stärkung des Wir-Gefühls innerhalb der Gemeinschaft und 
zur Verbesserung der Nahversorgung durch örtlich ansässige Händler 
entwickelt.
 In mehreren Testphasen wurde ein regionaler Online-Marktplatz 
mit Apps zur Lieferung bestellter Waren durch Freiwillige erprobt. Es 
wurden regionale Lebensmittel des täglichen Bedarfs wie  Backwaren 
oder Eier vom örtlichen Bäcker oder Hühnerhof bestellt, Bürger konn-
ten Dienstleistungen anbieten, nachfragen oder auch tauschen. Man 
kann zum Beispiel eine Mitfahrgelegenheit in die nächste Stadt oder 
einen Babysitter suchen oder bietet seinen Mitbürgern einen Anhän-
ger, ein Werkzeug und Ähnliches zum Verleih an. Das Projekt ist somit 
aus dem Gedanken geboren, dass Nachbarschaftshilfe und Gemein-
schaftsgefühl auf dem Land eine ideale Basis bieten, die durch Digi-

Gerald Swarat
Fraunhofer IESE, 
Kontaktbüro Berlin
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Digitale Systeme können die Grundversorgung an Leistungen, wie z. B. Nahverkehrsangebote, Einkaufsmöglichkeiten, Postdienste, 
 Kinderbetreuung und medizinische Versorgung für Bewohner in ländlichen Regionen unterstützen und ertüchtigen.

talisierung in nachhaltig tragfähige Lösungen transformiert werden 
kann. Regionale Händler erhalten die Chance, sich in der Kombination 
aus Online-Handel und Vor-Ort-Beratung am Markt zu behaupten. Ihre 
Pakete werden, unterstützt durch eigens entwickelte digitale Syste-
me, ehrenamtlich von Bürgern für Bürger ausgeliefert. Die gesamte 
Projektentwicklung transformiert die Werkstatt-Kommunen zu Living 
Labs, in denen Bürger aktiv an innovativen Lösungen für ihre Gemein-
schaft mitwirken. Bürger profitieren, indem sie lokale Waren schnell 
verfügbar haben. Ältere Menschen erhalten Hilfe beim Einkaufen und 
in ihrer Mobilität, Jüngere sparen Zeit und können Beruf und Familie 
besser vereinbaren. Der lokale Handel erhält neue Chancen, um ein 
weiteres Sterben der Ortskerne zu verhindern. Und die ganze Region 
richtet ihren Blick zukunftsorientiert nach vorn und strahlt eine neue 
Attraktivität auf Bürger wie Unternehmen aus.
 Das Beispiel zeigt, es gibt eine Fülle an innovativen Szenarien, die 
neue Lösungswege aufzeigen, auch wenn sie auf den ersten Blick nur 
wie kleine Bausteine wirken. Bislang konnten notwendige Infrastruk-
turen zur Daseinsvorsorge meist nur durch eine ausreichende Masse 
an Kunden und Nutzern kosteneffizient realisiert werden. Doch wenn 
man bereit ist, Infrastruktur im Zeitalter der Digitalisierung neu zu 
denken, wird sie durch die individualisierte Anpassung und Nutzung 
an den tatsächlichen Bedarf den Weg ebnen, um auch in ländlichen 
Regionen kosteneffiziente Infrastrukturen zur Daseinsvorsorge auf-
rechterhalten bzw. aufbauen zu können.
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Wo stehen wir bei der Datennetzinfrastruktur  
und digitalen Anwendungen?

Autor: Tim Brauckmüller 

      Die steigende Anzahl internetfähiger Geräte beweist: Deutschland wird smarter. 

Nicht nur mit Laptop oder Smartphone gehen wir online, auch der Fernseher, das  

Auto oder die Haussteuerung sind an das Datennetz angebunden. Digitale  Anwendungen 

und Kommunikation werden zunehmend Teil unseres Alltags; auf  manchen Ebenen 

beinah unbemerkt. Das zeigt unter anderem das Beispiel eCommerce: Das Internet als 

Marktplatz wächst unaufhaltsam, das Online­Geschäft trägt heute schon mit fast  

10 Prozent zum gesamten Einzelhandelsumsatz bei (www.handelsdaten.de). Im Gesund­

heitsbereich verringern sich die Wartezeiten bzw. wird die persönliche Anwesenheit 

der Patienten im Behandlungszimmer nicht mehr in allen Fällen nötig sein, wenn die 

Sprechstunde mit dem Hausarzt per Live­Schaltung durchgeführt  werden kann. In 

Zukunft werden wir Landmaschinen automatisiert per Funk und Satellit über die Felder 

steuern oder Fertigungsgeräte an verschiedenen Standorten, sogar weltweit, unter­

einander kommunizieren lassen. 

Breitband als zentraler Faktor für Digitalisierung 

      Fest steht heute schon: Wer sich den neuen digitalen Anwen-
dungen und Anforderungen verschließt, verliert schnell den Anschluss, 
denn die Digitalisierung ökonomischer und gesellschaftlicher Prozesse 
gewinnt mehr und mehr an Bedeutung.
 Die Verfügbarkeit leistungsfähiger Breitbandinfrastrukturen ist 
längst ein zentraler Faktor für die Entwicklung unserer Gesellschaft 
geworden. Der Zugang zum Breitbandinternet bestimmt die Standort-
wahl von Unternehmen und privaten Haushalten gleichermaßen. Als 
harter Standortfaktor ist eine schnelle Internetanbindung inzwischen 
nicht selten die Grundlage für eine Entscheidung pro oder contra. Gut 
versorgte Regionen sind deutlich im Vorteil gegenüber jenen, die die 
Entwicklung des Breitbandausbaus bisher nicht vorangetrieben haben 
oder aufgrund verschiedener Herausforderungen nicht forcieren konn-
ten. Fakt ist, dass die Bereitstellung von Internetdienstleistungen 
auf Basis leistungsstarker und hochkapazitiver Technologien nur mit 
einem flächendeckenden Breitbandausbau zu realisieren ist.
 Die aktuelle Verfügbarkeit hochbitratiger Anschlüsse in Deutsch-
land zeigt, dass der Ausbau der Netze von einer besonderen Dynamik 
geprägt ist. Gemäß dem vom TÜV Rheinland veröffentlichten Breit-
bandatlas (www.breitbandatlas.de) stehen aktuell bundesweit knapp 
8 von 10 Haushalten Infrastrukturen mit Bandbreiten von mindestens 

50 Megabit pro Sekunde (MBit/s) zur Verfügung. Dort, wo aufgrund 
geringer Bevölkerungsdichte und weitläufiger Siedlungsstrukturen 
die Wirtschaftlichkeit für einen Ausbau nicht gegeben ist, gerät der 
marktgetriebene Breitbandausbau ins Stocken. Denn: Infrastruktur-
maßnahmen sind teuer und mit jedem Haushalt im ländlichen Raum, 
der angeschlossen werden soll, müssen weitere Strecken Tiefbau zur 
Verlegung von Kabeln und Leerrohren einkalkuliert werden. Dies ist 
einer der Gründe dafür, dass auch aktuell nur etwas mehr als ein 
Drittel der Haushalte in ländlichen Regionen über schnelle Internet-
zugänge verfügen können; wenig im Vergleich zu Städten, in denen 
Anschlüsse mit 50 Mbit/s Übertragungsrate bereits 9 von 10 Ein - 
wohnern zur Verfügung stehen.

Aktivitäten des Bundes für den Breitbandausbau

Mit der Digitalen Agenda für Deutschland hat die Bundesregierung 
2014 ein Rahmenwerk für die Digitalisierung Deutschlands geschaffen. 
Ein wichtiges Instrument für die Umsetzung der Digitalen Agenda ist 
das Bundesförderprogramm Breitband. Grundlage für das Bundes-
förderprogramm ist die Richtlinie Förderung zur Unterstützung des 
Breitbandausbaus in der Bundesrepublik Deutschland. 
 Für das gesamte Programm stellt der Bund mehr als 4 Mrd. Euro zur 
Verfügung, Förderanträge können von Gemeinden, Landkreisen oder  
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auch Zweckverbänden gestellt werden. Die Förderrichtlinie definiert 
für die Antragsteller verschiedene Möglichkeiten bei der Realisierung 
von Breitbandprojekten. So können einerseits Beratungsleistungen 
bei der Planung des Breitbandausbaus mit bis zu 50.000 Euro ge-
fördert werden, andererseits können auch Mittel für den konkreten 
Infrastrukturausbau bereitgestellt werden, bis zu 15 Millionen Euro 
pro Vorhaben. 
 Der Fördersatz beträgt im Regelfall 50 Prozent der zuwendungs-
fähigen Kosten bei einem Höchstbetrag von maximal 15 Mio. Euro. 
Um Finanzierungslücken zu schließen, ist das Bundesprogramm auch 
mit anderen Maßnahmen, z. B. den Förderprogrammen der Länder, 
kombinierbar. So können insgesamt bis zu 90 Prozent der Kosten 
über Fördermaßnahmen finanziert werden. 
 Zusätzlich wurde innerhalb des Förderprogramms ein Sonderaufruf 
für Gewerbegebiete initiiert, um vor allem die Wirtschaft auf ihrem 
Weg in die digitale Gesellschaft zu unterstützen. Mit der Offensive 
»Digitales Klassenzimmer« können seit Neuestem auch Schulen von 
der Förderung profitieren, sogar, wenn sie bereits mit bis zu 30 Mbit/s 
erschlossen sind. Damit schafft das BMVI einen weiteren wichtigen 
Baustein für den Ausbau und die zukunftsorientierte Nutzung digi-
taler Infrastrukturen. 
 Seit Beginn der Bundesförderung konnten bereits über 1 900 För-
deranträge für Beratungsleistungen von Kommunen und Landkreisen 
aus ganz Deutschland positiv beschieden werden. Für die Förderung 
von Ausbaumaßnahmen wurden inzwischen vier Aufrufe zur Einrei-
chung von Anträgen durchgeführt. Der fünfte Aufruf läuft bis zum  
29. September 2017. Auch diese Förderschiene wird von den Kommu-
nen und Landkreisen gut angenommen. In den ersten vier inzwischen 
abgeschlossenen Antragsrunden wurden bereits 555 Vorhaben mit 
einem Gesamtfördervolumen von knapp 3,2 Mrd. Euro bewilligt und 
damit mehr als 7 Mrd. Euro Gesamtinvestitionen ausgelöst. 

Weiterentwicklung der Breitbandtechnologien 

Ein großer Teil der Ausbaumaßnahmen setzt auf Glasfaser als zu-
kunftssichere Infrastruktur. Sie ermöglicht auch den Ausbau der 
Funknetze, die an tragfähige Backbones angeschlossen werden müs-
sen. Basis für ein flächendeckendes Funknetz ist also ein starkes 
Glasfasernetz. Dies ist wichtig, denn viele der zukünftigen digitalen 
Anwendungen setzen auf funkbasierte, mobil nutzbare Gigabit-Netze, 
welche flächendeckend und mit der notwendigen Performanz, also 
genügend Bandbreite und kurzen Reaktionszeiten ausgestattet 
 (Latenz) zur Verfügung stehen. Die maßgebliche Schlüsseltechno-
logie ist »5G«-Mobilfunk in der 5. Generation, mit dem viele der 
aktuellen und eine große Zahl neuer mobiler Anwendungen möglich 
werden sollen. Neben der Nutzung als mobile Zugangstechnologie 
wird 5G als eine Grundlage für das autonome Fahren gesehen. Hierfür 
müssen jedoch in den nächsten Jahren einige technische Hürden 
genommen werden. Die »5G-Strategie für Deutschland« (https://www.
bmvi.de/SharedDocs/DE/Anlage/Presse/098-dobrindt-5g-strategie.
pdf?__blob=publicationFile) zeigt dazu die wichtigsten Parameter 
und Schritte auf. 
 Wichtig ist, alle wesentlichen technischen und gesellschaftlichen 
Entwicklungen im Kontext der Digitalisierung im Blick zu behalten. So 
ist es entscheidend, qualitativ hochwertige Netzinfrastrukturen auf-
zubauen und ausreichend Kapazitäten für die weiter voranschreitende 
Digitalisierung z. B. im Gesundheitswesen, in der Bildung oder der 
Verwaltung vorzuhalten. Durch die Digitalisierung und den dafür not-
wendigen Bau von Breitbandinfrastrukturen werden Arbeitsplätze ge-
schaffen und neue Berufe entstehen. Wir legen mit dem Breitbandaus-
bau den Grundstein für die Wettbewerbsfähigkeit unseres Landes!  

Tim Brauckmüller 
Geschäftsführer des Breitbandbüros 
des Bundes (BBB), Berlin*
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*Als Kompetenzzentrum des Bundesministeriums für Verkehr und digi-

tale Infrastruktur (BMVI) ist es das Ziel des BBB, den flächendeckenden 

Breitbandausbau in Deutschland zu beschleunigen. Die Vernetzung der 

r elevanten Akteure, die Zusammenarbeit mit den Ländern, das Bereitstellen 

von Informationsmaterialien und die Organisation von Veranstaltungen 

sind daher Hauptaufgaben des Breitbandbüros des Bundes. Für die Akteure 

vor Ort werden gezielte Seminare und Workshops angeboten, um mehr 

Handlungssicherheit für den Breitbandausbau in den Gemeinden und Regio-

nen zu schaffen. Die Angebote des BBB finden Sie unter: 

www.breitbandbuero.de

Der Breitbandausbau ist Grundstein für die Wettbewerbsfähigkeit 
unseres Landes!
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Digitalisierung in den USA: Ein neuer Einfluss auf 
ländliche Räume?

Autorin: Mareike Meyn

      Denkt man an Digitalisierung und USA, so fallen einem direkt die schillernden 

Orte der Zukunft ein: Das Silicon Valley oder vielleicht New York City. West­ und 

Ostküste. Was dazwischen liegt, scheint klaffendes Niemandsland. Dass dem nicht so 

ist, zeigt eine Reise in die USA: Es gibt sie, die ländlichen Räume mit einer digitalen 

Zukunft. Versteckt, unaufgeregt, aber ambitioniert. Nur finden sie in den Debatten 

bislang kaum einen Platz.

Digitales Netz mit regionalen Unterschieden 

      Vorneweg: Die USA nutzen ihr Potenzial nicht aus, um alle 
Amerikaner mit in das digitale Zeitalter zu nehmen. Die Zukunfts-
gestalter des Digitalen sitzen losgelöst vom Rest der USA in ihren 
Blasen: Tekkies in Seattle, Silicon Valley oder New York, vereinzelte 
zerstreute Innovationsregionen und die Politik in Washington D. C. 
Niemand weiß oder möchte wissen, was im Rest des Landes passiert: 
Die Flyoverzone scheint nicht attraktiv, erst recht nicht für Zukunfts-
visionen. Auch der jüngste Vorstoß von Präsident Trump nimmt sich 
dieses Problems nicht an. Im Gegenteil. Im Rahmen einer Umstruktu-
rierung des Landwirtschaftsministeriums (USDA) gibt es den Plan, das 
föderale Budget für die Entwicklung ländlicher Räume um 30 Prozent 
zu kürzen. Ein Budget, das auch den Breitbandausbau beeinflusst. 
 Die Federal Communications Commission (FCC) definiert Breitband 
in den USA mit einer Download-Schnelligkeit von 25 Mbit/s – dies 
ist um die Hälfte langsamer, als es die Digitale Agenda der Bundes-
regierung flächendeckend bis 2018 vorsieht. Weitere Entwicklungen 
in den USA, wie die mögliche Abschaffung der Netzneutralität, sind 
Entscheidungen, die die digitale Entwicklung ländlicher Räume in 
den USA einschränken können. 
 
Das Land ist nur noch einen Klick 
von der Stadt entfernt

Dabei sind die Möglichkeiten der Digitalisierung für ländliche Räume 
von enormer Bedeutung: Digitalisierung entkoppelt von Raum und 
Zeit, bringt Menschen zusammen, die Tausende Meilen voneinander 
entfernt leben, schafft es, Prozesse maximal zu verbessern, ermög-
licht innovative Geschäftsmodelle und neue Partizipationsformen. 
 Natürlich gehen mit ihr auch Risiken und Herausforderungen einher, 
von Datenschutz- über Datenhoheitsdiskursen bis zur Disruption 

 ganzer Industrien. Dennoch: Digitalisierung ermöglicht einen Wandel, 
und dieser muss gestaltet werden. Nur so kann sie zur Stärkung länd-
licher Räume beitragen oder ihnen sogar einen Vorsprung gegenüber 
urbanen Zentren ermöglichen.

Es braucht eine Strategie, die nicht 
beim Breitbandausbau stoppt

Digitalisierung bedeutet viel mehr als nur Breitbandausbau und 
schnelles Internet. Sicher, die nötige Infrastruktur ist hierfür eine 
Voraussetzung. Aber um eine wirkliche Nutzbarmachung zu ermög-
lichen, bedarf es einer Strategie, wie Roberto Gallardo vom Extension 
Service in Mississippi weiß. Der Extension Service ist im ländlichen 
Raum der USA verankert und dort wichtiger Ansprechpartner für 
landwirtschaftliche Fragestellungen und Dorfentwicklung. Hier ist 
auch das »Intelligent Community Institute« angegliedert mit dem 
Ziel, Dörfer in Mississippi auf ihren Weg in das digitale Zeitalter zu 
begleiten. Dabei ist ein wichtiger Schritt, die Menschen vor Ort für 
die Potenziale der digitalen Welt zu sensibilisieren und eine Kultur 
des Austauschs zu etablieren. 

Ländliche Räume können von der Kultur 
des Silicon Valleys lernen

Die intelligenten Gemeinschaften im ärmsten Bundesstaat der USA 
zeigen: Die eigentliche Hürde für ein digitales Empowerment ist nicht 
nur die fehlende Infrastruktur, sondern steht und fällt mit der Moti-
vation und Vorstellungskraft der Menschen vor Ort. Das Silicon Valley 
macht es vor: Kooperationen werden aktiv gelebt, Erfahrungen geteilt, 
Misserfolge nicht verurteilt, und Hierarchien stellen keine Grenzen dar. 
Dieses Verständnis spielt auch bei den intelligenten Gemeinschaf-
ten eine zentrale Rolle: Jeder wird in dem Prozess zur digitalen  
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Transformation eingebunden, und ein Moderator wie Roberto Gallardo 
begleitet den Prozess, um Nachhaltigkeit und Bedarfsorientierung zu 
gewährleisten. Dabei ist der Zauber jeglichen Engagements, »Skin 
in the game« zu haben, so Gallardo. Begeisterung und Engagement, 
das anhält, kann durch eigenes Investment an Geld oder Zeit, Netz-
werke und Freundschaften langfristig Bestand haben. Dass dabei alle 
Generationen angesprochen werden müssen, weiß auch Eddie Fulton, 
Bürgermeister von Quitman, Mississippi, der seine digitale Strategie 
als Erstes mit den Kindern und Jugendlichen – den digital natives – 
bei einem Stück Pizza besprach.

(Digitaler) Austausch macht 
nicht am Ortsschild halt 

Dies zeigen die »Silicon Prairie News«, mit deren Hilfe Wissen über 
Möglichkeiten auf dem Land weitergetragen werden: Seitdem es diese 
Initiative gibt, die über Innovationen im Hinterland Kaliforniens be-
richtet, steigen dort auf dem Land die Investitionen. Eine (digitale) 
Verbreitung der Potenziale ländlicher Räume schafft es, Investoren 
anzuziehen. 
 Ein weiteres Beispiel ist die Bibliothek in Quitman, die wich-
tige Charakteristiken einer intelligenten Gemeinschaft erfüllt: Ein 
generationsübergreifendes Angebot, das Teilhabe an Kultur, Bildung, 
Gemeinschaft schafft. Hier gibt es Austausch zu technologischen 
Innovationen wie den 3-D-Druck oder die Möglichkeit, gemeinsam 
in einem Co-Working Space zu arbeiten. Die Bibliothek ist damit das 
neue Zentrum in Quitman, eine Art »zeitgemäßer Dorfplatz«, der 
es den Menschen ermöglicht, den digitalen Raum aktiv zu erleben. 
Denn um den Wandel, der mit der Digitalisierung einsetzt, gestalten 
zu können, müssen die digitalen Möglichkeiten erlebt werden. Den 
Bibliotheken auf dem Land kommt dabei eine besondere,  vermittelnde 
Rolle zu.
 Digitalisierung ist ein Prozess, der gestaltet werden muss  
von den Menschen, die er betrifft. Unterstützende Rahmenbedin-
gungen, kohärente Strategien und eine annehmende, sich einbrin-
gende  Bevölkerung sind dabei essenziell – in den USA wie auch in 
Deutschland.

Mareike Meyn
Referentin bei der Andreas Hermes 
Akademie Plattform Ländliche 
Räume, Berlin

 

Mit Unterstützung des Mc Cloy Fellowships on global trends vom 

American Council on Germany konnte Frau Meyn in den USA für drei 

Wochen zum Thema Digitalisierung und ländliche Räume forschen.
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Eine Straße in Cleveland, Mississippi, dem ärmsten Bundesstaat der USA mit vergleichsweise limitiertem Internetzugang 
für die überwiegend ländliche Bevölkerung. Trotzdem oder gerade deshalb gibt es hier »intelligente Gemeinschaften«, die 
versuchen, die Vorteile der Digitalisierung strategisch zu nutzen.
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Der ländliche Raum braucht eine starke Infrastruktur

Autor: Dr. Christian Bock

      Das deutsche Agribusiness ist als Branche mittelständisch geprägt und in den 

ländlichen Regionen fest verankert. Für die Wirtschaftskraft und die Attraktivität  

der ländlichen Räume hat das Agribusiness eine große Bedeutung. Umgekehrt müssen 

die ländlichen Gemeinden dafür sorgen, attraktive Standortbedingungen für die 

 Unternehmen zu schaffen. Zusammen mit gut ausgebauten Verkehrswegenetzen und 

den Einrichtungen der Daseinsvorsorge spielt heute schnelles Internet für die An­

siedlung bzw. den Verbleib von Unternehmen eine zentrale Rolle. Mit ihren Förderan­

geboten begleitet die Rentenbank daher nicht nur die vielfältigen Investitionen des 

Agribusiness, sondern auch die Initiativen zur Entwicklung der ländlichen Räume.

Agribusiness sichert Wertschöpfung 

      Das Agribusiness in Deutschland erzielt einen Umsatz von knapp 
220 Mrd. Euro und gut 6 Prozent der gesamten volkswirtschaftlichen 
Bruttowertschöpfung. In den rund 750 000 Betrieben der Branche 
arbeiten etwa 4,6 Mio. Beschäftigte. Jeder neunte Arbeits- sowie 
jeder zehnte Ausbildungsplatz in Deutschland wird vom Agribusiness 
gestellt. Nach dem Fahrzeugbau und dem Maschinenbau ist sie die 
drittgrößte Branche im verarbeitenden Gewerbe. Ein Großteil der 
Arbeitsplätze sind im ländlichen Raum angesiedelt, insbesondere jene 
in der Landwirtschaft, den vorgelagerten Wirtschaftsbereichen, dem 
Ernährungsgewerbe sowie dem Lebensmittelgroß- und -einzelhandel.
Die Unternehmen im deutschen Agribusiness sind innovativ, leis-
tungsfähig und vielfach sehr investitionsfreudig. In einigen Regionen 
konnten sich in den letzten Jahrzehnten ganz auf die Agrar- und Er-
nährungswirtschaft spezialisierte »Agribusiness-Cluster« mit äußerst 
starken Wertschöpfungsketten herausbilden. Diese Cluster sind ein 
Zugpferd für die erfolgreiche Regionalentwickung.

Landwirtschaft ist Vorreiter bei Digitalisierung

Begriffe wie Digitaler Wandel, Digitale Revolution, Indus trie 4.0 und 
Big Data sind dabei weder in der Landwirtschaft noch im gesamten 
deutschen Agribusiness Fremdwörter. Im Gegenteil: Die Digitalisierung 
und die mit ihr verbundenen Vernetzungsprozesse gehen viele Unter-
nehmer im Agribusiness seit Jahren aktiv an. Denn Digitalisierung 
gilt als wesentlicher Treiber für zukünftige Wettbewerbsfähigkeit und 
Innovationskraft. Insbesondere in der landwirtschaftlichen Primär-
produktion leistet die Digitalisierung heute schon einen wichtigen 
Beitrag für eine ressourcen- und klimaschonende Bodenbearbeitung 

und das Tierwohl fördernde Haltungsverfahren. Während Automobil-
hersteller noch das autonome Fahren testen, halten Traktoren bereits 
seit Jahren GPS-gesteuert eigenständig und zentimetergenau die Spur.
Jeder fünfte landwirtschaftliche Betrieb nutzt bereits digitale Tech-
nologien, in Betrieben mit über 100 Hektar ist es sogar jeder dritte. 
Die Anschaffung digitaler Technologien erfordert allerdings einen 
hohen Kapitaleinsatz in den Unternehmen. Doch auch für kleinere 
landwirtschaftliche Betriebe besteht über Maschinengemeinschaften 
und Lohnunternehmen die Möglichkeit, diese Technologien zu nutzen. 
Die mobile Steuerung vieler digitaler Systeme per Smartphone 
oder Tablet lässt die Arbeit zunehmend papierlos werden. Wichtige 
 Dokumente sind zudem stets griffbereit. Das macht nicht zuletzt 
die effiziente Verknüpfung der Landwirtschaft mit den vor- und 
nachgelagerten Unternehmen möglich. Bestellungen, Aufträge und 
Lieferungen lassen sich so online entlang der Wertschöpfungskette 
abwickeln. Durch die einfachere Aufzeichnung der Prozesse kann 
die Digitalisierung auch dazu beitragen, den immer häufiger von 
Handel und Verbrauchern geforderten Herkunftsnachweis für Lebens-
mittel eindeutig zu belegen. Regionale Produkte mit verlässlichen 
Herkunftsinformationen könnten sich so am Markt erfolgreich von 
Wettbewerbern abheben. 

Internet häufig noch zu langsam

Eine elementare Voraussetzung für die umfassende Nutzung digi-
taler Technologien sind Systeme, die einen ständigen Datenaustausch 
 nahezu in Echtzeit gewährleisten. Die vielfach noch immer lücken-
hafte Netzabdeckung im ländlichen Raum und die geringen Übertra-
gungsgeschwindigkeiten von Daten reichen aber derzeit selbst bei 
einfachen Anwendungen oft nicht aus.
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Dr. Christian Bock
Bereichsleiter Fördergeschäft  
bei der Landwirtschaftlichen 
 Rentenbank, Frankfurt/Main 
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Es verwundert daher kaum, dass laut Umfragen mehr als die Hälfte der 
landwirtschaftlichen Unternehmen in Deutschland mit ihrem Inter-
netzugang unzufrieden sind. Nur 10 Prozent der Befragten verfügen 
bereits über so schnelle Glasfaseranschlüsse oder Mobilfunkverbin-
dungen. Um künftige Anwendungen des Smart Farming umfassend 
nutzen zu können, sind daher flächendeckend schnelle Internetver-
bindungen nötig.
 Insbesondere Glasfaser und der aktuell schnellste Mobilfunkstan-
dard LTE bieten dafür am meisten Potenzial. LTE soll im Jahr 2020 
durch das mit bis zu 10 Gbit/s erheblich schnellere 5G-Funknetz ab-
gelöst werden und ganz neue Anwendungen mit Echtzeitkommunika-
tion über Mobilfunk ermöglichen. Drohnen, autonome Maschinen und 
Roboter könnten dann zunehmend zum landwirtschaftlichen Alltag 
gehören, wenn der flächendeckende Ausbau gelingt. 
 Im Wahljahr 2017 hat die Politik das Thema jedenfalls fest im 
Blick. In ihren Programmen zur Bundestagswahl haben die politi-
schen Parteien den zügigen und flächendeckenden Ausbau schneller 
Internetverbindungen verankert. Mit unterschiedlichen Konzepten 
möchten sie die Teilhabe an den Chancen der Digitalisierung für  
alle ermöglichen.

Breitband verbindet

Leistungsfähiges Breitband und Funknetze sind nicht nur für das 
Smart Farming eine unverzichtbare Voraussetzung. Sie sind für die 
gesamte Wirtschaft und die Gesellschaft im ländlichen Raum zu  einer 
ebenso bedeutenden Infrastruktur geworden wie gut ausgebaute 
 Straßen sowie die Versorgung mit Kindergärten und Schulen. Schnel-
les Internet entscheidet über die Ansiedlung von Unternehmen, und 
es erhöht die Attraktivität von Wohnstandorten im ländlichen Raum. 
Mit der Digitalisierung können auf dem Land neue Produktions- und 

In der landwirtschaftlichen 
Primärproduktion leistet die 
Digitalisierung heute schon 
einen wichtigen Beitrag für eine 
ressourcen- und klimaschonende 
Bodenbearbeitung.

Vertriebsmodelle sogar dazu beitragen, Standortnachteile an anderer 
Stelle auszugleichen. Zudem könnten auch im Dienstleistungssektor 
neue Arbeitsplätze geschaffen werden, wie zum Beispiel moderne 
Telearbeitsplätze.
 Die Rentenbank begleitet die vielfältigen Initiativen zur Entwick-
lung der ländlichen Räume und im Agribusiness im Zuge der Digita-
lisierung mit passenden Förderangeboten. So wurde beispielsweise 
im Jahr 2016 gemeinsam mit der Wirtschafts- und Infrastrukturbank 
Hessen (WIBank) eine Breitband-Refinanzierung abgeschlossen. Über 
64 Mio. Euro der Gesamtprojektkosten in Höhe von ca. 140 Mio. Euro 
stellte dabei die Rentenbank für die Breitband Nordhessen GmbH 
zur Verfügung. Die Breitband Nordhessen GmbH ist ein Zusammen-
schluss aus den fünf nordhessischen Landkreisen Hersfeld-Roten-
burg, Kassel, Schwalm-Eder, Waldeck-Frankenberg und Werra-Meißner. 
Nach dem Ausbau werden dort über 100 Kommunen vom schnellen  
Internet profitieren.
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Untersuchungsregion und Aufgabenstel-
lung       Das sogenannte Knoblauchsland 
liegt im Städtedreieck Nürnberg-Fürth-Erlan-
gen und umfasst rund 2 500 Hektar. Davon 
sind 1 200 Hektar Gemüseanbaufläche, eines 
der größten zusammenhängenden Anbauge-
biete Bayerns. Der betrachtete Bereich ist 
Teil des Stadtgebietes Nürnberg. 
 Günstige klimatische Bedingungen und 
Bodenverhältnisse sowie ständig weiterent-
wickelte Be- und Entwässerungssysteme 
bieten die besten Voraussetzungen, um im 
Knoblauchsland hochproduktiven Gemüsean-
bau zu betreiben. Zu den Aufgabenstellungen 
der Entwicklungsstudie gehörte es, Informa-
tionen über die derzeitige Aufstellung der 
155 landwirtschaftlichen Betriebe und deren 
weiteren Entwicklung zu gewinnen. 

Methodik und Vorgehensweise       Im 
ganzen Prozess war den Projektleitern der 
Landsiedlung wichtig, die Gemüseerzeuger 
und deren Organisationen eng mit einzubin-
den. Nach Ankündigung der Befragung durch 
den Oberbürgermeister der Stadt Nürnberg 
und dem Bayerischen Bauernverband  wurden 
mit deren Beteiligung Informationsveran-

Beispiele aus der Tätigkeit der Landgesellschaften

LÄNDLICHE RÄUME ZUKUNFTSFÄHIG GESTALTEN

Steffen Moninger    BBV LandSiedlung GmbH

Perspektiven der Landwirtschaft in der Verdichtungsregion Nürnberg 

      In Stadtnähe ist die Konkurrenz um die vorhandenen Flächen besonders 

stark. Bedarf an Wohnraum, Gewerbeflächen und Infrastruktur treffen hier auf 

engem Raum auf weitere Nutzungsansprüche. Flächenbedarf für Natur­ und 

Artenschutz, Freizeit und Naherholung sowie auch der Klimaschutz sollen in der 

Stadtentwicklung ebenfalls Berücksichtigung finden. In dieser Gemengelage bewegt sich der intensive Gemüseanbau 

im nördlichen Stadtgebiet von Nürnberg. Damit dieser in der künftigen Stadtentwicklung ebenfalls seinen Ansprüchen 

entsprechend berücksichtigt werden kann, wurde die stadtnahe Landwirtschaft durch die BBV LandSiedlung in einer 

Entwicklungsstudie untersucht. 

staltungen in allen betroffenen Ortsteilen 
organisiert und durchgeführt. Dabei wurde 
das Ziel der Studie erläutert, die Fragen vor-
gestellt und verdeutlicht, dass mit einer Teil-
nahme in dem Prozess die Chance und Mög-
lichkeit besteht, sich für die betrieblichen 
Perspektiven Gehör zu verschaffen.
 Die Befragung erfolgte schriftlich mittels 
eines abgestimmten Fragebogens. Erfragt 
wurden Betriebs- und Flächenstruktur, Be-
triebsform, Arbeitskräfte, Vermarktung und 

Intensiver Gemüseanbau kennzeichnet die Untersuchungsregion »Knoblauchsland«.
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Betriebsentwicklung, z. B. Bauvorhaben, Um-
stellung auf Ökolandbau, weitere Spezialisie-
rung etc. Erfasst wurden der Ist-Stand und 
die geplante bzw. erwartete Entwicklung in 
den nächsten fünf bis zehn Jahren. Der Fra-
gebogen war so aufgebaut, dass er in einer 
halben Stunde beantwortet werden konnte. 
Die gute Vorbereitung zahlte sich aus: Die 
Rücklaufquote belief sich auf 69,3 Prozent 
der Befragten. Die Ergebnisse sind damit re-
präsentativ.
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Steffen Moninger 
Dipl.-Ing. (FH) Vermessung  
und Geoinformatik, Fach-
bereichs leiter Flur- und Regio-
nalentwicklung; BBV LandSied-
lung GmbH, Würzburg

Die ausgewerteten Befragungsergebnisse 
wurden dann in Workshops den Gemüsebau-
ern für das Gesamtgebiet und den jewei-
ligen Ortsteil vorgestellt. Die Präsentation 
der Zwischenergebnisse war dienlich für die 
Plausibilisierung und hilfreich für die Nach-
bearbeitung von Themenstellungen mit den 
Betriebsleitern. In Arbeitsblöcken erörtert 
wurden die Vor- und Nachteile einer Konzen-
tration von Gewächshäusern, die Verlagerung 
von Betriebsstandorten, Fragen zu baulichen 
Betriebsentwicklungen, Energieerzeugung, 
Saisonarbeitskräften und zu Konflikten mit 
anderen Nutzungsansprüchen. 
 Zu den Themen Ökolandbau sowie Land-
wirtschaft / Naturschutz / Wasser wurden zwei 
weitere gebietsübergreifende Workshops 

abgehalten. Diese wurden von den Fachbe-
hörden begleitet, dienten dem intensiven 
Austausch und um gemeinsame Handlungs-
ansätze zu finden.

Ergebnisse       Das Gutachten gliedert 
sich in einen Hauptteil, der die Gesamtbe-
trachtung enthält, und einen Anhang mit 
den Betrachtungen auf Ortsteilebene. Es ist 
im Ratsinformationssystem der Stadt Nürn-
berg veröffentlicht und kann dort eingesehen 
werden. 
 Status der Betriebe: Die Betriebe werden 
zum allergrößten Teil im Vollerwerb geführt. 
Derzeit arbeiten zehn der Betriebe im öko-
logischen Landbau
 Flächenbetrachtungen: In ausnahmslos  
allen Ortsteilen wollen sich die Betriebe ent-
wickeln. Zum einen, um vorhandene Fixkos-
ten auf eine größere Produktionsmenge zu 
verteilen, und zum anderen, um sich Markt-
anteile zu sichern. Da die bewirtschaftete 
Fläche der wichtigste Produktionsfaktor ist, 
sind die Betriebe bestrebt, diesen zu sichern 
und auszubauen. Bei einer Pachtquote von 
etwa 44 Prozent ist die Sicherung der Anbau-
fläche besonders wichtig. Eine Entwicklung 
kann entweder über eine Vergrößerung der 
Anbauflächen oder über die Intensivierung 
des Anbaus erfolgen. Eine Verlagerung des 
Betriebsstandortes aus dem Knoblauchsland 
heraus, um dem Flächendruck zu entgehen, 
kommt für die meisten Betriebsleiter nicht in 

Würdigung durch den Berufsstand

Durch das Gutachten wurden die notwendigen 
Daten zum Gemüsebau im Knoblauchsland 
verlässlich erhoben. Um die Betriebe zu einer 
Teilnahme an der Erhebung zu bewegen, war 
absolute Transparenz und dem Gutachter 
gegenüber großes Vertrauen notwendig. Dies 
konnte die BBV LandSiedlung zusammen mit 
der Stadt Nürnberg und den örtlichen Verbän-
den erreichen, was die hohe Rücklaufquote 
bestätigt. Das Ergebnis des Gutachtens findet 
im aktuellen »Entwicklungskonzept Knob-
lauchsland« der Stadt Nürnberg im großen 
Maße Berücksichtigung. 

Peter Höfler, Kreisobmann BBV-Stadt Nürnberg 

Freiland Unterglas Folienhaus Gesamt

derzeit 1.350,63 ha 67,57 ha 25,05 ha 1.443,25 ha

geplantes 
Wachstum

387,55 ha 72,79 ha 16,56 ha 476,90 ha

28,69 % 107,72 % 66,11 % 33,04 %

Zukunft 1.738,18 ha 140,36 ha 41,61 ha 1.920,15 ha

Frage. An einem neuen, grundsätzlich geeig-
neten Standort müssten erst die Produktions-
bedingung und Marktstrukturen geschaffen 
werden, die hier über lange Zeiträume ge-
wachsen sind. 
 Alter und Ausbildung der Betriebsleiter/ 
Mitarbeiter: Die Betriebsleiter haben zu 
73,5 Prozent eine Fachausbildung als Gärtner 
oder Gärtnermeister, sind also sehr gut aus-
gebildet und mit durchschnittlich 46 Jahren 
noch relativ jung. Neben 552 ständigen Mit-
arbeitern beschäftigen die Gemüseerzeuger 
1 046 Saisonkräfte, Tendenz stark steigend. 
Auch hier spiegeln sich die Wachstumsab-
sichten deutlich wieder. 
 Vermarktung: Die Betriebe sind alle breit 
aufgestellt. Die Vermarktung über Hofläden 
und Wochenmarkt, den Großmarkt, Erzeu-
gergemeinschaften sowie in den Groß- und 
Einzelhandel bilden die stärksten Säulen. Die 
Absatzseite ist stabil. Bioprodukte und vor 
allem regionale Produkte erfreuen sich hier 
steigender Nachfrage.

Fazit       Festzuhalten ist, nahezu alle 
Gemüsebauern werden ihre Betriebe weiter-
führen. Sie sind wirtschaftlich gut aufgestellt 
und werden sich weiter positiv entwickeln. 
Die Stadt Nürnberg will ihre stadtnahe Land-
wirtschaft erhalten und hat ihrerseits Leit-
linien beschlossen, die dies ermöglichen.

GESAMTGEBIET
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Patrick Steinmetz   Hessische Landgesellschaft mbH

Die »Weschnitzinsel« von Lorsch

      Das Synergieprojekt der HLG zeigt, wie es gelingen kann, von der »Brief­

markenkompensation« hin zu einem ganzheitlichen Integrierten Flächenmanagement 

zu gelangen. Das Projektgebiet Weschnitzinsel von Lorsch liegt in Südhessen, auf 

dem Gemeindegebiet der Stadt Lorsch. Den Namen Insel trägt das Gebiet, weil es von 

zwei Armen der Weschnitz umschlossen ist, die kanalisiert im Hochtrapez fließend im Norden wieder zusammengeführt 

werden. Auf 80 Hektar des 150 Hektar umfassenden Gebietes sollen die Arme der Weschnitz vereint wieder in ihrem 

 historischen Bett fließen. Manchmal, an kalten, trockenen Wintertagen taucht dieses alte Flussbett als Eiskanal kurz 

in der Landschaft auf, um dann wieder nahezu spurlos zu verschwinden. Bei dem Projekt handelt es sich um landesge­

förderte Synergiemaßnahmen zur Umsetzung der Wasserrahmenrichtlinie und Förderung der Ziele der Natura 2000- 

 Richt linie, kofinanziert durch einen Flächenpool (Ökokonto).

Entwicklungen im Projektgebiet        
Bereits in den späten 70er Jahren erkannte 
man das große Naturschutzpotenzial, und 
die Weschnitzinsel wurde nationales Natur-
schutzgebiet, im Jahr 2007 dann Teil des 
Europäischen Vogelschutzgebietes Hessische 
Altneckarschlingen und FFH-Gebiet. Beson-
ders für die Vogelwelt als Trittstein während 
des Vogelzuges hat das Gebiet noch heute 
eine besondere Bedeutung. Nur die Brutvo-
gelbestände haben in den letzten 15 bis 20 
Jahren dramatisch abgenommen. Das Fehlen 
von Wasser in der Fläche, die intensive Nut-
zung, vor allem aber die unzeitgemäße Mahd 
der Wiesen, haben Arten wie den hier noch 
in den 1990er Jahren heimischen Brachvogel, 
den Kiebitz oder die Bekassine vollständig 
verschwinden lassen. Deshalb ist nicht nur 
der gute ökologische Zustand des Gewässers, 
sondern besonders auch der seiner Aue von 
größter Bedeutung.

Die Zeit ist reif       Fast 20 Jahre ist 
es her, als der Gewässerverband und orts-
ansässige Naturschützer die Idee zur Rena-
turierung der Weschnitz und Anbindung der 
Weschnitzinsel an ihr Gewässer hatten. Die 
Zeit war aber offensichtlich doch nicht reif, 
der Konflikt mit der ortsansässigen Land-
wirtschaft nicht aufzulösen, und auch die 
Mittel wollte keiner zur Verfügung stellen. 
Erst Jahre später, im Jahr 2012, entschied 
das Hessische Umweltministerium, dass Pro-

jekte mit Synergien für die Umsetzung der 
Europäischen Wasserrahmenrichtlinie und 
 Natura 2000 zu 100 Prozent vom Land finan-
ziert werden können und das Projekt förder-
würdig sei. So wurden rund 3,2 Mio. Euro 
Synergiemittel allein für die Baukosten bewil-
ligt und damit das zurzeit größte Renaturie-
rungsprojekt Hessens finanziert.

Alle an einen Tisch       Eine Lenkungs-
gruppe unter Leitung des Regierungspräsi-
diums Darmstadt, bestehend aus verschie-

denen Behördenvertretern der Stadt Lorsch, 
örtlicher Landwirtschaft, Gewässerverband, 
lokalen Experten aus dem Naturschutz und 
der HLG, gründete sich noch im gleichen 
Jahr. Den größtmöglichen Konsens mit den 
landwirtschaftlichen Nutzern und dem Na-
turschutz herzustellen sowie gleichzeitig die 
Ziele der FFH- und Wasserrahmenrichtlinie im 
Blick zu behalten, waren die Aufträge der 
Landesregierung an das Lenkungsgremium. 
Die Landgesellschaft wurde bereits zum Pro-
jektstart mit dem Flächenmanagement  

Der Frost bringt es zutage. Historischer Verlauf der Weschnitz, März 2013
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beauftragt. Das ermöglichte den frühzeitigen 
Dialog mit Nutzern und Eigentümern und war 
dann auch der Schlüssel für eine erfolgreiche 
Umsetzung des Projektes. Indikator für den 
Erfolg war das Fehlen von Widersprüchen im 
Planfeststellungsverfahren.
 Diese Lenkungsgruppe tagte regelmäßig 
und begleitet das Projekt noch heute bis 
zu seinem Abschluss im Winter 2017/2018. 
Danach wird sich ein Beirat mit ähnlicher 
Zusammensetzung bilden, der das Projekt 
beobachtet, evaluiert und wenn nötig nach-
steuert. 

Flächenmanagement       Rund 80 Hektar 
Grünland werden durch die Maßnahmen in 
Anspruch genommen und dessen Nutzbarkeit 
für die Landwirtschaft reduziert. Regulierung 
der Mahdzeitpunkte, ein weitgehendes Dün-
geverbot und die sich verändernden Was-
serstände senken die Erträge und Qualität 
des Grünschnittes. Der Konflikt mit den 

Nutzern war offensichtlich. Gemeinsam mit 
den Landwirten vor Ort und der zuständigen 
Flurbereinigungsbehörde (Amt für Boden-
management Heppenheim) gelang es aber, 
die Grundstücks- und Nutzungssituation zu 
entschärfen. 
 Im Rahmen eines vereinfachten Flurberei-
nigungsverfahrens, begleitend zum Projekt 
und mit Umverteilung von frei gewordenen 
Pachtflächen im unmittelbaren Umfeld, lie-
ßen sich die meisten Flächenansprüche be-
friedigen. Agrarstrukturelle Verbesserungen 
und die Lockerung von freiwilligen Natur-
schutzauflagen im benachbarten Polder 
ergänzten das Paket. Entsprechend gering 
waren am Verfahrensende die durchschnitt-
lichen Flächenverluste je Betrieb. Die Be-
wirtschaftung der eigentlichen Maßnahmen-
flächen wird künftig von einigen wenigen 
Landwirten, unter Beachtung der Natur-
schutzauflagen, übernommen. Hier war es 
wichtig, ortsansässige Betriebe zu finden, 

die besonders mit den auf das Naturschutz-
regime angepassten Schnittzeitpunkten zu-
rechtkommen und nicht zwingend auf eine 
frühe Silagemahd angewiesen sind.
 Der Naturschutz ist auf die Mitarbeit mo-
tivierter Landwirte angewiesen, »miteinander 
geht immer besser als gegeneinander«, das 
hat das Projekt Weschnitzinsel von Lorsch 
gezeigt und wird so in allen Belangen ein 
Leuchtturmprojekt für die Umsetzung der 
Europäischen Wasserrahmenrichtlinie und 
Entwicklung der Ziele von Natura 2000 in 
Hessen.

Flächenpool und Ökokonto       Etwa 
30 Hektar als Teil der Flächenkulisse des 
Synergieprojektes werden von der Öko-
agentur bei der Hessischen Landgesellschaft 
übernommen und fachlich an die Konzep-
tion angedockt. Eine bereits in der Planung 
gezogene »Trennlinie« separiert den geför-
derten Teil vom privat finanzierten. Diese 
30 Hektar werden im Sinne des Hessischen 
Ökokontos als Flächenpool entwickelt, um 
Kompensation regionaler Bauvorhaben ge-
zielt in das Gebiet zu lenken. Auch das re-
duziert die Inanspruchnahme hochwertiger 
landwirtschaftlicher Flächen und war von 
Beginn an Teil der Konfliktminimierungs-
strategie. Wenn Sie mehr Informationen 
über das Projekt haben wollen, schauen Sie 
doch auf die extra eingerichtete Webseite  
www.weschnitzinsel.de.

Patrick  Steinmetz
Dipl.-Biologe, Hessische  
Land gesellschaft mbH, Gießen;
Leiter der Ökoagentur
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Baustelleneröffnung durch (v. l. n. r.): Brigitte Lindscheid, Regierungspräsidentin des 
 Regierungsbezirks Darmstadt; Christian Engelhardt, Landrat des Landkreises Bergstraße; 
Prof. Dr. Martina Klärle, Geschäftsführerin der HLG; Klaus Schwab, Erster Stadtrat der 
Stadt Lorsch; Christine Bender, Erste Stadträtin der Stadt  Heppenheim
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Eigentumsfragen regeln       Flurneu-
ordnungsverfahren regeln das Eigentum an 
Grund und Boden. Die Umsetzung erfolgt 
durch ein Flächen- oder kleinere freiwillige 
Landtauschverfahren. Zersplitterter Grund-
besitz wird zusammengelegt, getrenntes 
Boden- und Gebäudeeigentum zusammen-
geführt und Grenzen neu geregelt. Ziele 
sind neben der Eigentumsregelung auch die 
Lösung von Landnutzungskonflikten sowie 
die Verbesserung der Agrar- und Infrastruk-
tur. In diesem Zusammenhang lassen sich 
Maßnahmen gewerblicher, ökologischer und 
sozialer Entwicklungsaufgaben umsetzen: 
Ländlicher Wegebau, Dorferneuerung, Aus-

gleichs- und Ersatzmaßnahmen, Europäische 
Wasserrahmenrichtlinie. Diese öffentlichen 
und privaten Vorhaben entwickeln die kom-
munalen Strukturen. Ein wichtiges Ergebnis 
nach Abschluss der Flurneuordnungsverfah-
ren ist darüber hinaus auch ein aktualisier-
tes Kataster, das den tatsächlichen Verhält-
nissen entspricht.

Warlow       Die 500-Seelen-Gemeinde 
liegt im Landkreis Ludwigslust-Parchim. Di-
verse Hofstellen und Aufsiedelungen aus der 
Bodenreform kennzeichnen das Bauern- und 
Siedlungsdorf. Viele Flächen in Feld- und 
Ortslage waren zersplittert oder ungenau 

vermessen. Das Wegenetz bestand aus maro-
den Gemeindewegen; auch auf Ackerflächen 
wurde ausgewichen. Neben eigentumsrecht-
lichen Belangen liegen teils konkurrierende 
Nutzungsinteressen vor. Das vom Land ange-
ordnete Flurneuordnungsverfahren umfasst 
verfahrens- und vermessungstechnische so-
wie liegenschaftsrechtliche Sachverhalte bei 
der Planung und Durchführung aller Maßnah-
men. Mit dem Ausbau der Infrastruktur sol-
len als übergeordnete Ziele die Arbeits- und 
Lebensbedingungen der Menschen vor Ort 
verbessert, aber auch touristische Anreize 
geschaffen werden. Die Einwohner Warlows 
und ihr Bürgermeister sind sehr engagiert,   

Henning Witte   Landgesellschaft Mecklenburg-Vorpommern mbH

Warlow – Ein Dorf hat Zukunft

      Besonders in ländlichen Regionen gilt es, die Ansprüche der Landwirt­

schaft mit den gemeindlichen, touristischen und naturschutzrechtlichen 

Belangen in Einklang zu bringen. Flurneuordnungsverfahren spielen dabei eine 

erhebliche Rolle. Die Landgesellschaft führt diese als geeignete Stelle nach  

dem Landwirtschaftsanpassungsgesetz (LwAnpG) bzw. als zugelassener Helfer  

im Sinne des Flurbereinigungsgesetzes (FlurbG) durch. In Zusammenarbeit mit den betroffenen Eigentümern, den 

 Landwirten und Flächennutzern werden die Eigentumsverhältnisse ländlicher Grundstücke so angepasst, dass sie von 

ihren Bewirtschaftern besser genutzt werden können und die Verfügbarkeit über das Eigentum an Grund und  Boden 

gegeben bzw. wieder hergestellt ist. Von der LGMV bisher durchgeführte bzw. derzeit in Bearbeitung befindliche 

 Flurneuordnungsverfahren umfassen mittlerweile rd. 155 000 Hektar. Dies entspricht etwa 10 Prozent der landwirt­

schaftlichen Nutzfläche des Landes. 
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Extrabreite Doppelspurbahnen für die landwirtschaftliche Nutzung Die ehemalige Schule wurde zum »Multikulturellen Zentrum« 
 umgebaut. 
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Henning Witte
Abteilungsleiter Flurneu - 
ordnung bei der Land- 
gesellschaft Mecklenburg- 
Vorpommern mbH, Leezen 

haben einen ausgeprägten Gemeinschafts-
sinn und zahlreiche Ideen, wie die Zukunft 
ihres Dorfes gestaltet werden soll.

Verfahren       Das Flurneuordnungsver-
fahren umfasst ein Gebiet von 1 725 Hek-
tar mit 352 Beteiligten. Der zersplitterte 
Grundbesitz wurde an vorhandenen Wegen 
zusammengelegt. Jedes Flurstück ist nun 
über das öffentliche Wegenetz erreichbar. 
Das bedeutet auch, dass die Eigentums- und 
Bewirtschaftungsflächen der zehn landwirt-
schaftlichen Betriebe durch entsprechende 
Tauschvereinbarungen bereinigt und arron-
diert wurden. Weiterhin konnte in drei Fällen 
einvernehmlich das Gemeinschaftseigentum 
von Erbengemeinschaften aufgelöst werden. 
Auch die Zusammenführung von getrenn-
tem Boden- und Gebäudeeigentum war zu 
regeln. In den drei zum Verfahrensgebiet ge-
hörenden Ortslagen wurden Abweichungen 
zwischen den Katasterunterlagen und den 
tatsächlichen örtlichen Gegebenheiten ge-
klärt. Darüber hinaus wurden für 266 private 
Hofgrundstücke die Grenzen neu verhandelt 
und abgemarkt. Die ursprünglich vorhan-
denen 1  802 Flurstücke wurden im Ergebnis 
des Verfahrens auf 896 reduziert. Die neuen 
Verhältnisse erleichtern die Verpachtung und 
Bewirtschaftung.

Dorferneuerung       Seit 2010 nutzt die 
Gemeinde im Rahmen des Flurneuordnungs-
verfahrens zur Verfügung stehende Mittel für 
die Sanierung ihrer dörflichen Infrastruktur. 
Insgesamt konnte das Wegenetz auf einer 
Länge von 6,8 Kilometern erneuert bzw. be-
festigt werden. In Anbetracht immer größer 
werdender landwirtschaftlicher Maschinen 
wurde eine extrabreite Doppelspurbahn ge-
baut. Dank der guten Förderbedingungen 
und die Kofinanzierung mit Eigenmitteln 
durch den Landwirtschaftsbetrieb Agrarpro-
dukte Göhlen e. G. konnten die Maßnahmen 
realisiert werden. Das Zusammenwirken der 
 Warlower, der aktiv unterstützenden Vereine 
und örtlichen Firmen brachte tolle Ergebnisse 
hervor: So wurde nicht nur die Kindertages-
stätte saniert, auch das Multifunktionale 
Zentrum für Feuerwehr und Sportverein 
sowie die Alte Schule als Multikulturelles 
Zentrum konnten finanziert werden. Über 

LEADER-Maßnahmen wurde der Dorfplatz neu 
gestaltet. Die Summe der Neugestaltungen 
im ländlichen Wegebau und der öffentlichen 
Dorferneuerung belief sich auf insgesamt 
1,7 Mio. Euro. Ein Anstoßeffekt für die An-
wohner: Viele nutzten Förderungen für die 
private Sanierung ihrer Häuser und investier-
ten insgesamt 400.000 Euro. Dies zieht auch 
junge Familien an. Im Ortskern entstehen 
Eigenheime vorrangig durch Lückenbebauung.

Natur- und Umweltschutz       Ersatz- 
und Ausgleichsmaßnahmen für Wegebauvor-
haben wurden teilweise bereits umgesetzt. 
Dazu wurden im Verfahrensgebiet Flächen für 
Baumpflanzungen bereitgestellt. Auch eine 
Streuobstwiese ist entstanden. Für das Jahr 
2017 sind insbesondere Abrissmaßnahmen 
zur Beseitigung von nicht mehr genutzter 
Bausubstanz geplant. Das Flüsschen Rögnitz 
wurde teilweise renaturiert. Die dafür erfor-
derlichen Flächen wie Gewässerrandstreifen 
und Entwicklungskorridore wurden im Rah-
men der Neuzuteilung verfügbar gemacht 
und in das Eigentum der Gemeinde überführt.

Ausblick       Die Warlower Bürger haben 
den Mut und die Zuversicht, sich den Her aus - 
forderungen des demografischen Wandels zu 
stellen, um damit das Wachstum, die He-
bung der Lebensqualität und die positive 
Entwicklung in ihrer Gemeinde zu verbes-
sern. Anregungen, Impulse und Potenziale 
eines Flurneuordnungsverfahrens unterstüt-

zen Gemeinden dabei wesentlich. Warlow 
hat deutlich an Attraktivität gewonnen und 
bietet gute Bedingungen zum Leben und 
Arbeiten. Neue Vorhaben sollen auch die 
Chancen beim Landeswettbewerb Unser Dorf 
soll schöner werden erhöhen. Warlow kann 
bereits auf vordere Platzierungen verweisen. 
2017 sind weitere Projekte im Wegebau, die 
Neuausweisung eines Wohngebietes und ein 
Erweiterungsbau am Multifunktionalen Zen-
trum geplant. Auch Ideen für ein weiteres 
Multifunktionshaus gibt es. Das Engagement 
und die zahlreichen Ideen der Warlower 
spiegeln sich bei der aktiven Mitarbeit in 
 »ihrem« Flurneuordnungsverfahren wieder.

In der ortsprägenden »Lindenallee« wurden neue Bäume gepflanzt.
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Projektmaßnahmen       Mit Geldern der 
EU sollen die Folgen des Klimawandels über 
angepasste Bewirtschaftungsweisen im Wein-
bau minimiert werden, zum Erhalt und zur 
Entwicklung der biologischen Vielfalt bei-
tragen und die Ökosystemdienstleistungen 
im Weinberg verbessern. In einem Zeitraum 
von vier Jahren werden neben innovativen 
Anbautechniken im Weinbau  beispielsweise 
eine ressourcenschonende Bewässerung 
getestet und neue Saatgutmischungen aus 
regionalen Wildpflanzen für die Begrünung 
zwischen den Reben erprobt. 
 Zudem werden Schafe temporär als »Rasen-  
mäher« eingesetzt, was auch zu Kostenein-
sparungen für den Weinbaubetrieb führen 
soll. Wer an Schafe in Zusammenhang mit 
Wein denkt, wird zuerst auf die  Kombination 
eines edlen Rotweines mit einer leckeren 
Lammkeule kommen. Ob Schafe im Weinberg 
zur Verrichtung sinnvoller Arbeiten brauchbar 
sind, wird das Landesweingut im Rahmen des 
Projektes auf einem Versuchsstandort – dem 
Saalhäuser Weinberg – untersuchen. Die 
Schafe der alten Hausrasse Suffolk überneh-
men sowohl die Begrünungspflege als auch 
das Entfernen der Wasserschosse und der ein-
gesetzten Zuckereinlagerung zum Entblättern 
der Traubenzone. Die Effekte konventioneller 
und im Projekt entwickelter Begrünungs- und 
Managementmethoden von Weinberggassen 
sollen hinsichtlich ihrer Wirkungen auf die 

Bio diversität sowie auf ausgewählte Ökosys-
temdienstleistungen bewertet werden.
 Projektpartner sind neben den beiden 
Landeseinrichtungen die Hochschule Anhalt 
und das Ingenieurbüro Jena-Geos. Weitere 
Kooperationspartner sind die Landesanstalt 
für Landwirtschaft und Gartenbau Sachsen-
Anhalt, die höhere Bundeslehr- und For-
schungsanstalt für Landwirtschaft Raum-
berg-Gumpenstein (Österreich) sowie die 
University of Debrecen (Ungarn). 
 Im August 2016 wurden deshalb aus 
48 verschiedenen Samen bestehende ar-
tenreiche, multifunktionale Wildpflanzen-

mischungen auf die Rebflächen für Erosions-
schutz und mehr Artenvielfalt im Weinberg 
in die Zwischengassen gesät. Dadurch wird 
ein besseres Wasserrückhaltevermögen und 
eine bessere Erosionssicherung und Humus-
bildung vor dem Hintergrund der erwarteten 
Klimaveränderungen erwartet. Jetzt blühen 
die ersten Pflanzen, locken Wildbienen und 
andere Nützlinge in den Weinberg und ver-
breiten durch ihren Blütenreichtum einen ho-
hen ästhetischen Wert. Die Verwendung von 
regionalem Wildpflanzensaatgut stellt eine 
optimale Anpassung der ausgewählten Arten 
an die regionalen Klimabesonderheiten und 
deren Eignung als Nahrungspflanzen für  Fo

to
: 

LI
FE

-V
in

Ec
oS

-K
ar

te
Fo

to
: 

LG
SA

Dr. Cornelia Häfner   Landgesellschaft Sachsen-Anhalt mbH 

       Dass die Weinbergslagen an Saale und Unstrut im Süden Sachsen­Anhalts, 

einer Kulturlandschaft, die durch Weinhänge, Steilterrassen und Trocken ­ 

mauern geprägt ist und als das nördlichste Weinanbaugebiet Deutschlands gilt,  

geeignet sind, hervorragende Weinqualitäten zu erzeugen, ist hinreichend 

 bekannt. Weitaus weniger bekannt dürfte sein, dass durch den Klimawandel vor 

allem im Steillagenweinbau dringend Problemlösungen gefunden werden müssen, um den in den letzten Jahren immer 

stärker werdenden Extremwetterereignissen, wie vermehrter Starkregen und lange Trockenperioden, gerecht zu werden, 

die zu erhöhter Erosionsgefahr und Wasserstress in den Weinreben führen können. Hier setzt das 2016 gestartete  

Projekt LIFE­VinEcoS an. Landgesellschaft und Landesweingut Kloster Pforta forschen gemeinsam im Weinberg vor dem 

Hintergrund des Klimawandels. 

Projekt LIFE-VinEcoS: Schafe und blühende Landschaften  
im Klosterweinberg

Postkarte zum Projekt

Dr. Cornelia Häfner
Landgesellschaft Sachsen-
Anhalt mbH, Außenstelle 
Halle
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heimische Tierarten (insbesondere Nützlinge) 
sicher. Durch die Auswahl von anspruchs-
losen, niedrigwüchsigen Kalkmagerrasenarten 
wird die Wasserkonkurrenz zu den Reben ge-
ring gehalten. Auf allen Versuchsstandorten 
werden Bodenuntersuchungen zur Erfassung 
des Erosionspotenzials durchgeführt. Für 
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letztere Fragestellung soll ein weinbauspezi-
fisches Risikoprognosetool entwickelt werden. 

Auf Öffentlichkeit wird Wert gelegt       
Entsprechend den Zielsetzungen des LIFE- 
Projektes werden die im Rahmen des Pro-
jektes umgesetzten Maßnahmen der interes-

Claus Kaak   Landgesellschaft Schleswig-Holstein mbH

      Die Landgesellschaft Schleswig­Holstein mbH (LGSH) bewegt sich,  ähnlich 

wie in anderen Bundesländern, im Spannungsfeld von Agrarstruktur, Natur­

schutz und dem öffentlichen Bedarf auf dem Bodenmarkt. Bedingt durch die 

geografische Lage zwischen den Meeren ergeben sich jedoch spezielle An­

forderungsbereiche und Aufgabengebiete. Die enge Zusammenarbeit mit dem Landesbetrieb für Küstenschutz, National­

park und Meeresschutz (LKN.SH) gehört speziell in Schleswig­Holstein auch zum Tagesgeschäft der Landgesellschaft. 

Klimawandel: Küsten-, Natur- und Meeresschutz erfordern 
Flächenmanagement 

Handlungsbedarf an den Küsten        
Wie in allen Küstenregionen weltweit macht 
sich der Klimawandel auch in Schleswig-
Holstein bemerkbar. Durch das Abschmelzen 
der Polkappen steigt der Meeresspiegel kon-
tinuierlich an und erfordert daher speziellen 
Handlungsbedarf zur Sicherung der Agrar-
struktur und nicht zuletzt der Menschen in 
den Küstenregionen. Im Fokus des LKN.SH 

steht beim Küstenschutz insbesondere die 
Verstärkung der Deiche, die permanent den 
Naturgewalten des Meeres ausgesetzt sind.
 Eine weitere einzigartige Besonder-
heit entlang der Nordseeküste Schleswig-
Holsteins ist der Nationalpark Wattenmeer, 
welcher strikten naturschutzfachlichen Auf-
lagen unterliegt. In früheren Zeiten wurde 
sich beim Deichbau des Erdreichs aus dem 

Wattenmeer bedient. Kurze Wege zum Deich 
und die Verfügbarkeit machten die Verwen-
dung des Materials aus dem Watt zu einer 
günstigen und praktikablen Lösung. Bereits 
nach wenigen Jahren waren die Entnahme-
stellen nicht mehr zu sehen, da sich neues 
Material sedimentiert hatte.
 Ein Eingriff in das Wattenmeer auf  diese 
Weise ist zum Schutze des Nationalparks 

sierten Öffentlichkeit vorgestellt, etwa durch 
regionale Workshops, geführte Exkursionen 
zu den Demonstrationsflächen, die Einrich-
tung eines »Grünen Klassenzimmers« sowie 
zahlreiche Schautafeln, Veröffentlichungen 
und Vorträge. Auch im Marketingkonzept des 
Landesweingutes sollen die Ergebnisse in der 
Verkaufsphilosophie Berücksichtigung finden.

Förderung       Gefördert wird das Projekt 
mit LIFE-Mitteln der Europäischen Union. 
LIFE ist das EU-Förderprogramm für Umwelt, 
Naturschutz und Klimapolitik, mit dem seit 
1992 über 4 000 Projekte europaweit finan-
ziert wurden. Es wurde zur aktuellen Förder-
periode (2014–2020) mit einem Gesamtbud-
get von über 3,4 Mrd. Euro neu aufgelegt. 
Das Gesamtbudget von LIFE-VinEcoS liegt bei 
1 467 099 Euro, der Anteil der EU-Finanzie-
rung bei 839 447 Euro. 
 Wollen Sie mehr über das Projekt  VinEcoS 
erfahren, dann besuchen Sie die Website: 
www.life-vinecos.eu

Verhinderung von Bodenerosionen in Hanglagenweinbergen ist ein Projektthema. 
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Claus Kaak
Mitarbeiter im Flächenma-
nagement der Landgesellschaft 
Schleswig-Holstein mbH, Kiel
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nicht mehr zulässig, somit entsteht Flächen-
bedarf auf dem deichnahen Festland für den 
Abbau des benötigten Erdreichs. Allein bis 
2025 soll die Deichlinie auf der Halbinsel 
Eiderstedt an der Nordseeküste in mehreren 
Abschnitten auf etwa 20 Kilometer Länge 
verstärkt werden. Dazu wird ein ca. 40 Me-
ter breiter Streifen entlang des Deiches im 
Landesinneren direkt benötigt.

Flächenbeschaffung, Bodenbevorratung 
und Landtausch als Instrumente        
Der erste Bauabschnitt befindet sich im 
nördlichen Eiderstedt im Bereich der Ge-
meinden Uelvesbüll bis Simonsberg. Für 
den ca. 5,9 Kilometer langen Bauabschnitt 
werden etwa 16 Hektar Fläche benötigt, 
welche sich auf diverse Eigentümer verteilt. 
In ersten Gesprächen mit den betroffenen 
Eigentümern wurden seitens der Landgesell-
schaft Schlewig-Holstein die Verkaufs- oder 
Tauschbereitschaft, die Preisvorstellungen 
sowie sonstige relevante Informationen auf-
genommen. Die interne Taxation der Flächen 
und die Vorstellungen der Eigentümer wurden 
versucht in Einklang zu bringen, sodass nach 
Bestätigung des Kaufpreises von amtlicher 
Stelle die Verhandlungen in die zweite Runde 
gehen können.
 Bereits in der Vergangenheit unterstützte 
die LGSH den LKN.SH durch die Beschaffung 
von Ausgleichsfläche in der Region Galms-
büll und die Bereitstellung von Tauschflä-
chen bzw. Flächen zur Bodenentnahme bei 
Deichverstärkungsmaßnahmen im Friedrich-

Wilhelm-Lübke-Koog in einem Gesamtumfang 
von ca. 20 Hektar. Des Weiteren konnten im 
Bereich St. Peter Ording durch Tausch mit 
örtlichen Landwirten größere Flächenkom-
plexe (13 ha) arrondiert werden, auf welche 
der LKN.SH reflektiert hatte. Bei den Tausch-
konzepten profitierten Landwirte und LKN.SH 
gleichermaßen.
 Im aktuellen Fall weisen die Deiche zu 
steile Außenböschungen auf, welche im 
Ernstfall eine zu fragile Angriffsfläche bie-
ten. Des Weiteren ist die Qualität des Ab-
deckbodens teilweise unzureichend, und die 
Deichverteidigungswege entsprechen auf 
weiten Strecken nicht den heutigen Anfor-
derungen. Bei der entsprechenden Verstär-
kung der Deiche werden hierfür ca. 80 Hektar 
benötigt. Die Deiche müssen zwangsläufig 
einen bereiteren Deichfuß erhalten, zudem 
werden Baureserven eingeplant für eine zu-
künftige Deichverstärkung bei weiter stei-
genden Meeresspiegeln (siehe Abbildung). 
Der zusätzliche Flächenbedarf für den Aus-
hub des benötigten Erdreichs in Höhe von ca. 
2,75 Mio. Kubikmeter hängt im Einzelfall von 

der Eignung zur Bodenentnahme und Größe 
der Fläche ab. Im direkten Zusammenhang 
mit der Deichverstärkung stehen auch was-
serwirtschaftliche Herausforderungen. Der 
Ausbau des Entwässerungssystems, sprich 
die Verbreiterung bestehender Sielzüge und 
die Errichtung neuer leistungsfähiger Schöpf-
werke, ist für die Zukunft bei sich ändernden 
klimatischen Bedingungen unabdingbar. 

LGSH bewährter Partner       Die LGSH 
ist durch das breite Dienstleistungsspektrum 
und das gute Netzwerk vor Ort prädestiniert, 
als Partner des LKN.SH zu fungieren. Bei den 
Verhandlungen mit den betroffenen Landei-
gentümern kann auf die Wünsche, z. B. nach 
Tauschfläche, der Eigentümer eingegangen 
werden, und im Idealfall findet sich ein Lö-
sungskonzept mit Flächen aus dem LGSH- 
Bodenfonds. Die LGSH bewältigt dabei stets 
den Spagat zwischen agrarstrukturellen 
Belangen und dem Bedarf der öffentlichen 
Hand. Nach wie vor gilt allerdings das alte 
plattdeutsche Sprichwort am Deich: »Wer nie 
will dieken, de mutt wieken.«   

Die Deichverstärkung mit Baureserve

Baureserve für zusätzlichen Meeresspiegelanstieg

Deichprofil mit Baureserve

Deichverstärkung nach Generalplan Küstenschutz 2001  
(mit Klimazuschlag von 50 cm)

zu verstärkender Deich

ca. 1,5 m
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Bedeutung des Garten- und Landschafts-
baus als Wirtschaftszweig       Innerhalb 
der Landwirtschaft in Baden-Württemberg 
nimmt der Garten- und Landschaftsbau 
(GaLaBau) eine bedeutende wirtschaftliche 
Rolle ein. Die vorwiegend aus kleinstruk-
turierten mittelständischen Unternehmen 
bestehende Branche konnte im vergangenen 
Jahr einen Umsatz von 1,44 Mrd. Euro gene-
rieren. Somit wurde regional ein wichtiger 
Beitrag für die Wertschöpfung geschaffen. 
Mit ca. 12 900 Arbeitnehmern beschäftigt 
der GaLaBau außerdem rund 30 Prozent der 
Arbeitskräfte aus der grünen Branche. 
 Die Ausbildungszahlen liegen konstant auf 
einem hohen Niveau von circa 1 200 Auszu-
bildenden.

Strukturwandel – betriebliche Anpas-
sungen       Einige Baumschulen haben 
in den letzten Jahren ihre Betriebsstruktur 
erweitert. Aufgrund des ähnlichen Tätig-
keitsfeldes eignete sich der Dienstleistungs-
bereich des gewerblichen Garten- und 
Landschaftsbaus besonders gut für eine 
Kompensation rückläufiger Umsatzzahlen. 
 Die Leistungen der Garten- und Land-
schaftsbaubetriebe umfassen ein breites 
Spektrum. Sie reichen vom Bau und der 
Pflege von Hausgärten, öffentlichen Grün-
flächen, Parkanlagen bis hin zu Sport- und 
Freitzeiteinrichtungen. 
 Insbesondere die Ballungszentren er-
lebten innerhalb der letzten Jahre einen 
schnellen Anstieg an GaLaBau-Betrieben. 

      Für landwirtschaftliche Resthofstellen, auf denen die wirtschaftliche Tätigkeit  eingestellt 

wurde, stellt eine Umnutzung durch Garten­ und Landschaftsbaubetriebe eine  zweckmäßige 

Perspektive dar, Wertschöpfung im ländlichen Raum zu erhalten. Diese Form einer Nutzungs­

alternative gewährleistet auch den Erhalt der Bausubstanz, die häufig prägend für das 

Kulturlandschaftsbild ist. Für die Landwirtschaft selbst hat eine schonende Umnutzung von 

Altbetrieben die Funktion, agrarstrukturelle Vorteile zu schaffen und eine Zersiedelung der Landschaft zu vermeiden.  

Die bei der Landsiedlung eingerichtete Hofbörse begleitet diesen Prozess erfolgreich.

Rolf Hoffner   Landsiedlung Baden-Württemberg GmbH

Weiternutzung von Resthofstellen durch Garten- und Landschafts-
baubetriebe ermöglicht positive agrarstrukturelle Effekte

Veränderte Standortanforderungen       
Regional sind durch das Wachstum Engpässe 
bei der Suche nach angepassten Standorten 
entstanden. In klassischen  Gewerbegebieten 
der Kommunen haben Handwerksbetriebe 
und kleine Industriebetriebe oftmals Vor-
rang. Statt größerer Gewerbehallen be-
nötigen GaLaBau-Betriebe in erster Linie 
Lagerflächen für Baumaterial und Kompost, 
Einschlagmöglichkeiten für Sträucher und 
Standflächen für Maschinen. Flächen für die 
Aufzucht oder den Einschlag von Pflanzen 
sind in Gewerbegebieten vielfach nicht fi-
nanzierbar. 

Standortalternative: Umnutzung von 
landwirtschaftlichen Althofstellen        
GaLaBau-Betriebe können ihre eigenen 
Dienstleistungen für eine naturnahe Einbin-
dung der Betriebsgebäude nutzen. Die land-
wirtschaftliche Nutzung von Infrastruktur, 
Gebäude und angrenzender Fläche entspricht 
in der Regel dem Bedarf von Garten- und 
Landschaftsbaubetrieben. Stallungen und 

»Bedingt durch den fortschreitenden 
 Strukturwandel in der Landwirtschaft in 
 Baden-Württemberg kommt es zuneh - 
mend zum Leerstand von Althofstellen 
und  ungenutzten Wirtschaftsgebäu-
den. In  die sem Kontext sind alternative 
Formen zum Erhalt der Gebäudesubstanz 
und An passungen an neue und verän-
derte Nutzungen gesucht. Eine mögliche 
und  zugleich landschaftsverträgliche 
Option stellt die Nachnutzung durch 
landwirtschaftsnahe Branchen wie den 
Garten- und Landschaftsbau dar. Aufgrund 
der positiven Betriebsentwicklung dieses 
gewerblichen Wirtschaftszweiges in  
den vergangenen Jahren und der hohen 
Flächenintensität der Branche besteht  
ein großer Bedarf für geeignete Standorte. 
Die Umnutzung ehemals landwirtschaft-
licher Betriebe im Außenbereich ist ein 
möglicher Ansatzpunkt. Wenngleich durch 
baurechtliche Vorgaben gewisse Hürden  
für die Garten- und Landschaftsbaube-
triebe zu über winden sind, repräsentieren 
solche Übernahmen gute Möglichkeiten, 
um aufgelassene Hofstellen einer sinn-
vollen Nachnutzung zuzuführen.«

Friedlinde Gurr-Hirsch MdL, Staatssekretärin 
im Ministerium für Ländlichen Raum und 
Verbraucherschutz Baden-Württemberg 
 sowie Aufsichtsratsvorsitzende der Land-
siedlung Baden-Württemberg GmbH

Resthofstelle im Außenbereich sucht neue 
Nutzung.
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Rolf Hoffner
M.Sc. Agrar; Projektleiter Land-
wirtschaft und Agrarstruktur; 
Leiter Hofbörse bei der 
 Landsiedlung Baden-Württem-
berg GmbH, Stuttgart
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Maschinenhallen eignen sich aufgrund der 
Bauweise für den Unterstand von Maschinen 
und Gerätschaften. Sie bedürfen bei der An-
passung an die Anforderungen eines GaLa-
Bau-Betriebes überschaubarer Investitionen.

Martin Seeßelberg   Niedersächsische Landgesellschaft mbH

Neubau für das Friedrich-Löffler-Institut in Mecklenhorst/Mariensee

      Das Friedrich­Löffler­Institut (FLI) ist ein Forschungsinstitut des Bundes. 

Die Gesundheit von landwirtschaftlichen Nutztieren steht im Mittelpunkt  

der Forschungsarbeiten. Drei der Standorte mit Tierhaltung in Niedersachsen, 

Celle, Neustadt und Braunschweig, sollen in Mecklenhorst und Mariensee in 

der Region Hannover zusammengefasst werden. Dazu werden Neubauten mit den Stall­ und Nebengebäuden, Labor­ und 

Forschungseinrichtungen sowie Verwaltungsgebäuden für insgesamt ca. 72 Mio. Euro entstehen. Die NLG ist mit den 

kompletten Architekten­ und Ingenieurleistungen für den Neubau der landwirtschaftlichen Gebäude zur Haltung von 

Rindern, Schweinen und Geflügel beauftragt worden.

Zusammenlegung von FLI-Instituten        
Zu den wesentlichen Aufgaben des FLI zäh-
len die Entwicklung tierschutzgerechter Hal-
tungssysteme, der Erhalt der genetischen 
Vielfalt bei Nutztieren, die effektive Ver-
wendung von Futtermitteln für die Erzeu-
gung qualitativ hochwertiger Lebensmittel 
und anderer tierischer Leistungen sowie der 

Schutz vor Krankheiten durch eine verbes-
serte Diagnose, Vorbeugung und Bekämpfung 
von Tierseuchen. Das FLI mit Hauptsitz auf 
der Insel Riems in Mecklenburg-Vorpommern 
ist in elf Fachinstitute an sechs Standorten 
unterteilt. Drei dieser Institute, das Insti-
tut für Nutztiergenetik, das Institut für Tier-
schutz und Tierhaltung und das Institut für 

Tierernährung, die bisher in Mariensee, Celle 
und Braunschweig ansässig sind, sollen am 
Standort Mariensee/Mecklenhorst zusammen-
geführt werden. 
 Die Liegenschaft Mariensee ist ein altes 
Klostergut und Bestandteil des Dorfes Marien-
see, nahe der Stadt Neustadt am Rüben-
berge. Die Liegenschaft Mecklenhorst   

Erwartungen der Hofbörse der Landsied-
lung       Die Übernahme von Althofstellen 
durch GaLaBau-Betriebe ist nach einer Ana-
lyse der Landsiedlung für umliegende land-
wirtschaftliche Betriebe nicht von Nachteil. 
Die gewerbliche Nutzung des Standortgrund-
stücks führt zu keiner Flächenreduktion, son-
dern in vielen Fällen zu einer strukturellen 
Weiterentwicklung der Landwirtschaft.
 Aufgrund der ausschließlichen Nutzung 
von Hofstellen werden frei werdende Kul-
turflächen bestehenden Nachbarbetrieben 
zugeführt und ermöglichen damit ein not-
wendiges Wachstum. Durch diese Form einer 
außerlandwirtschaftlichen Nutzung profi-
tieren weitestgehend bestehende landwirt-
schaftliche Betriebe. 

Weitere Vorteile einer Nutzung sind: 
  Kein Veränderungsbedarf der bestehenden 

Zuwegung
  Kein Überschreiten bestehender Emissi-

onswerte
  Instandsetzung bzw. Aufwertung veral-

teter Gebäude

  Ggf. Erhaltung der Wohnmöglichkeiten für 
Altenteiler (Wohnrecht).

Begrenzende Faktoren beim Erwerb von 
Hofstellen sind in der Regel Genehmigungs-
verfahren, insbesondere baurechtliche Ein-
schränkungen. 
 § 35 des BauGB sieht vor, dass bei einem 
nicht privilegierten Vorhaben der Außenbe-
reich von Bebauung freizuhalten ist. Dem-
nach sind bauliche Erweiterungen für GaLa-
Bau-Betriebe nur schwer zu realisieren. 
 Ferner ist nach dem Agrarstrukturverbes-
serungsgesetz (ASVG) des Landes die rechts-
geschäftliche Veräußerung eines Grund-
stücks, auf dem sich die Hofstelle oder ein 
Wirtschaftsgebäude eines land- oder forst-
wirtschaftlichen Betriebes befindet, geneh-
migungspflichtig. Die Nachfrage nach Rest-
hofstellen ist in zunehmendem Maße auch 
bei Hobbytierhaltern groß. Es ist deshalb 
davon auszugehen, dass sich gewerbliche 
Gartenbaubetriebe im Wettbewerb um frei 
werdende Althofstellen mit kapitalkräftigen 
Interessenten befinden.  
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Lageplan mit Darstellung der geplanten landwirtschaftlichen Gebäude am Standort Mecklenhorst
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Martin Seeßelberg
Dipl.-Ing., Fachbereichsleiter für 
Agrar- und Spezialbau bei der 
Niedersächsischen Landgesell-
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liegt in Form eines eigenständigen Land-
guts ca. 5 Kilometer südlich von Mariensee. 
Beide Standorte werden seit Langem vom 
FLI bzw. seinen Vorgängerinstitutionen ge-
nutzt. Bei der Liegenschaft Mariensee werden  
ausschließlich vorhandene Gebäude genutzt 
und an den Bedarf angepasst bzw. zum Teil 
reduziert. 
 In Mecklenhorst ist neben der Umnut-
zung einiger Gebäude des Gutes überwiegend 
Neubau vorgesehen. Der überwiegende Teil 
des Raumbedarfs wird hier untergebracht. 
Marien see beherbergt Verwaltung und Labor-
kapazitäten des Instituts für Nutztiergenetik 
(ING) sowie eine Sondertierhaltung. In Me-
cklenhorst werden neben den Büros für die 
Wissenschaftler des Instituts für Tierschutz 
und Tierhaltung und des Instituts für Tier-
ernährung das Tierexperimentelle Zentrum 
und die Landwirtschaftliche Versuchsstation 
angesiedelt. 

Planungsauftrag für die NLG       Für die 
Umsetzung, die über das staatliche Bauma-
nagement Weser-Leine abgewickelt wird, 
wurde die Gesamtmaßnahme in insgesamt 
fünf verschiedene Cluster unterteilt. Hierbei 
handelt es sich um 
I.    die Infrastruktur und Erschließung, 
II.  die landwirtschaftlichen Gebäude, 
III.  die Laborgebäude, 
IV.   die Sanierung und Umnutzung von   

 Bestandsgebäuden und 
V.   eine Mahl- und Mischanlage. 

Für jedes dieser Cluster wurde ein General-
planer beauftragt. Die NLG hat sich in einem 
öffentlichen VgV-Bieterverfahren beteili-
gt und ist mit der Generalplanung für das 
Cluster Landwirtschaftliche Versuchsstation 
beauftragt worden. Hierbei waren die hohe 
fachliche Qualifikation, die personellen Ka-
pazitäten und die Erfahrungen, insbesondere 
auch mit ähnlichen Großprojekten wie dem 
landwirtschaftlichen Bildungszentrum Echem 
der LWK Niedersachsen, ausschlaggebend. 

Hohe Anforderungen an die Stallgebäude 
für Geflügel, Schwein und Rind       Die 
neu zu schaffenden Stallgebäude sind in die 
Bereiche Schwein, Rind und Geflügel aufzu-
teilen. Bei der Planung dieser drei Bereiche 
ist ein angepasstes Hygienekonzept zu be-
rücksichtigen.
 Der Bereich Rind umfasst Stallplätze für 
ca. 200 Milchkühe mit der entsprechenden 
Nachzucht sowie die erforderlichen Neben-
gebäude zur Futter-, Stroh-, Festmist- und 
Güllelagerung. Besondere Anforderungen 
kommen hier beispielsweise aus der For-
schung zur Tierernährung: Es werden Wiege-
tröge mit Einzeltiererkennung installiert, und 
ein geringer Teil der Kühe wird in Anbindung 
gehalten, für die eine Ausnahmegenehmi-
gung zu Forschungszwecken zu erwirken ist. 
Gemolken werden die Milchkühe in einem 
Melkkarussell, das den Anforderungen aus 
der Forschung am besten gerecht wird. Für 
die Schweinehaltung entsteht ein Gebäude 

für ca. 120 Sauen mit Ferkelaufzucht und 
ca. 300 Mast- und Jungsauenaufzuchtplätze. 
Eine mechanische Unterflurentmistung sorgt 
hier für eine gesicherte Funktionsweise bei 
flexibler Buchtengestaltung mit und ohne 
Einstreu. Dieses ist insbesondere im Hinblick 
auf die Entwicklung von Haltungssystemen, 
die besonderen Wert auf Tierwohl legen, 
wichtig. 
 Die Geflügelhaltung wird sich – wie auch 
der Rinderbereich – auf mehrere Gebäude 
aufgliedern, um unterschiedliche Haltungs-
formen für die ca. 6 000 Legehennen und ca. 
4 000 Aufzuchthennen realisieren zu können. 
Hier kommt ein besonderes Stalleinrichtungs-
system zum Einsatz, das eine sehr flexible 
Einteilung der Stallbereiche ermöglicht, die 
für den wissenschaftlichen Betrieb erforder-
lich ist.

Projektzeitraum       Die NLG hat zu Be-
ginn des Jahres 2017 den Auftrag erhalten 
und erstellt parallel mit den Planern der an-
deren Cluster bis zum Ende des Jahres 2017 
die komplette Genehmigungsplanung. Im 
Jahr 2018 folgen dann die Ausführungspla-
nung und Ausschreibungen, so dass mit Be-
ginn des Jahres 2019 der eigentliche Bau der 
Stallanlagen begonnen werden kann. Nach 
ca. zwei Jahren Bauzeit sollen die Stallanla-
gen dann im Jahr 2021 in Betrieb genommen 
werden.
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Thomas Krämer   Sächsische Landsiedlung GmbH 

Zielsetzung und Instrumente des Land-
wirtschaftsanpassungsgesetzes (LwAnpG) 
       Mit dem 8. Abschnitt des LwAnpG soll 
durch eine Zusammenführung von getrenn-
tem Boden- und Gebäudeeigentum eine 
Neuordnung der Eigentumsverhältnisse zur 
Wiederherstellung der freien Verfügbarkeit 
des Eigentums erreicht werden. Die Umset-
zung erfolgt entweder über einen freiwilli-
gen Landtausch (§§ 54 und 55 LwAnpG) oder 
über ein Bodenordnungsverfahren (§ 56 bis 
61 LwAnpG). Die Durchführung der Verfahren 
nach dem 8. Abschnitt des LwAnpG obliegt 
den Flurbereinigungsbehörden der jeweiligen 
Bundesländer. Diese können nach § 53 Abs. 4 
des LwAnpG geeignete Stellen mit der Ver-
fahrensbearbeitung beauftragen.

Mitwirkung der Sächsischen Landsiedlung 
GmbH (SLS) als Helfer       Die SLS ist 
seit 1994 als zugelassener Helfer für die Flur-
bereinigungsbehörden im Freistaat Sachsen 
tätig und hat in dieser Zeit über 1 550 Vorar-
beiten und über 1 200 Verfahren des freiwil-
ligen Landtausches bzw. Bodenordnungsver-
fahren zum Abschluss bringen können.
 Beispielhaft wird dafür nachfolgend an ei-
ner Stallanlage die Situation vor und nach  

Zusammenführung von getrenntem Boden- und  Gebäudeeigentum 
nach dem Landwirtschaftsanpassungsgesetz immer noch aktuell?

       Nach den zu DDR­Zeiten geltenden Rechtsvorschriften war es möglich, sowohl 

landwirt schaftliche Gebäude und Anlagen als auch Eigenheime auf fremdem Grund und 

Boden zu  errichten. Die Grundstücke, auf denen die Errichtung dieser Gebäude und 

 Anlagen erfolgte,  wurden auf der Grundlage von verliehenen Nutzungsrechten (teilweise 

mit grundbuchlicher  Sicherung), eines kraft Gesetzes bestehenden Nutzungsrechtes oder mit Billigung staatlicher  

Stellen in Anspruch genommen. Damit entstand ein vom Grundeigentum rechtlich selbständiges Eigentum an Gebäu­

den und Anlagen. Schätzungen Anfang der 90er Jahre gingen von über 200 000 auf fremden Bodenflächen errichteten 

 Eigenheimen, im Agrarbereich von mindestens 70 000 Fällen mit Zusammenführungsbedarf aus1. Dieses getrennte   

Boden­ und Gebäudeeigentum, welches mit dem BGB nicht konform geht, stellte nach der Wiedervereinigung u. a. ein 

erhebliches Investitionshemmnis dar.

1  Vgl. Karl-Friedrich Thöne, Die agrarstrukturelle 

Entwicklung in den neuen Bundesländern, S. 221 ff.

Flurstücksituation  
vor der Neuordnung  
der Eigentumsver-
hältnisse  – getrenntes 
Eigentum Gebäude der 
Nr. 2 auf Flurstück 
der Nummern 3 und 
5 mit Überbauung der 
Flurstücks grenzen

Flurstücksituation 
nach Neuordnung der 
Eigentumsverhältnisse 
(Zusammenführung  
der Gebäude bei Nr. 2 
und 3)Ka
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der Zusammenführung des getrennten Boden- 
und Gebäudeeigentums dargestellt.

Zusammenführung gestern …       Eine 
Zusammenführung von getrenntem Boden-   
und Gebäudeeigentum nach dem 8. Abschnitt 
des LwAnpG über die Flurbereinigungsbehör-
den hat für die Beteiligten den Vorteil, dass 
nach § 62 LwAnpG die Kosten vom Land ge-
tragen werden. Dies wirkt sich insbesondere 
auf die Kosten der Vermessung aus. Diese 
fallen in der Regel an, wenn die sogenannte 
Funktionsfläche landwirtschaftlicher Gebäu-
de und Anlagen aus größeren Flurstücken 
herausgemessen werden muss. Insofern war 
von Anfang an festzustellen, dass sich die 
Antragstellung bei den Flurbereinigungsbe-
hörden überwiegend auf landwirtschaftliche 
Gebäude und Anlagen bezog, während die 
Regelung für auf fremdem Grund und Boden 
errichtete Eigenheime (wo im Normalfall der 
Erwerb ganzer Flurstücke erfolgt) eher eine 
untergeordnete Rolle spielte. Als Antragstel-
ler traten überwiegend die Gebäude- und An-
lageneigentümer auf, die eine Zusammenfüh-
rung ihres vom Boden getrennten Eigentums 
an den Baulichkeiten herbeiführen wollten, 
um sowohl Planungs- als auch Investitions-
sicherheit für die betreffenden Objekte zu 
erlangen. Demgegenüber erfolgte die Antrag-
stellung durch betroffene Bodeneigentümer 
eher zurückhaltend.

Seit den 90er Jahren wurde so ein Großteil 
der für die Landwirtschaftsbetriebe betriebs-
notwendigen Stallanlagen und Produktions-
stätten zusammengeführt. Eine schnelle 
Regelung erfolgte dabei über einen frei-
willigen Landtausch, in welchem sich alle 
Tausch partner auf dessen Durchführung eini-
gen. Kam die Einigung der Parteien nicht 
zustande, ordnete die zuständige Flurberei-
nigungsbehörde in der Regel ein Bodenord-
nungsverfahren an, welches aufgrund der bei 
den einzelnen Verwaltungsakten möglichen 
Einlegung von Widersprüchen eine längere 
Verfahrensdauer zur Folge hatte.

… und heute       Die derzeit bei den 
Flurbereinigungsbehörden noch laufenden 
Verfahren sind daher zum großen Teil sol-
che  Bodenordnungsverfahren, die durch ihre 
langen Verfahrenszeiten noch nicht abge-
schlossen sind. Allerdings gehen nach wie 
vor – mehr als 25 Jahre nach der Wiederver-
einigung – immer noch neue Anträge auf Zu-
sammenführung von getrenntem Boden- und 
Gebäudeeigentum bei den Flurbereinigungs-
behörden ein. Seit einigen Jahren ist dabei 
der Trend zu beobachten, dass die Anträge 
vermehrt auch durch Kommunen gestellt wer-
den, welche im Gemeindegebiet beispielswei-
se die Neuordnung der Eigentumsverhältnisse 
ehemaliger LPG-Betonplattenstraßen anstre-
ben. Auch die Zahl der Bodeneigentümer, auf 

deren Flurstücken getrenntes Gebäude- und 
Anlageneigentum vorhanden ist, dessen Zu-
sammenführung der Gebäude-/Anlagenei-
gentümer bisher aus verschiedenen Gründen 
nicht vorrangig betrieben hat, ist gestiegen.

Fazit       Die Zusammenführung von ge-
trenntem Boden- und Gebäudeeigentum ist 
insbesondere bei landwirtschaftlichen Gebäu-
den und Anlagen noch nicht abgeschlossen 
und beschäftigt die Flurbereinigungsbehör-
den in den neuen Bundesländern nach wie 
vor. Die Landgesellschaften stehen dabei als 
zugelassene Helfer für eine kontinuierliche 
Abarbeitung in hoher Qualität auch in Zu-
kunft zur Verfügung.
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Thomas Krämer
Projektleiter bei der Sächsischen 
Landsiedlung GmbH, Meißen

Stall-/Siloanlage, von der LPG auf fremden Grund und Boden errichtet
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Sandra Lindauer   Thüringer Landgesellschaft mbH

Leistungsfähiger Kompensationsflächenpool als Schlüssel  
zu Projekten der Energiewende 

      Die Energiewende ist zweifelsohne eine der größeren Herausforderungen,  

die die Bundesrepublik in den kommenden Jahren bewältigen muss. Die 

 Thüringer Landesregierung hat hierzu ihren klaren Willen bekundet und sich 

ambitionierte energie­ und klimapolitische Ziele gesetzt. Bis 2040 soll der 

Eigenenergiebedarf unseres Freistaates bilanziell durch einen Mix aus 100 Prozent regenerativer Energie selbst gedeckt 

werden können. Im Jahr 2016 hatten die erneuerbaren Energien in Thüringen einen Anteil von 18 Prozent am Brutto­

endenergieverbrauch. Bis zum Jahr 2020 strebt die Landesregierung einen Anteil von 35 Prozent erneuerbarer Energien 

am Endenergieverbrauch an. Ein wichtiger Baustein hierfür ist der weitere Ausbau der Windenergie. Um die für  

Thüringen im Zuge der Umsetzung der Energiewende abzuleitenden Aufgaben erfüllen zu können, besteht das Ziel  

der Verdreifachung der Flächen für Windenergienutzung von derzeit rund 0,3 auf 1 Prozent der Landesfläche  

(1 Prozent entspricht 16 173 Hektar). 

zung miteinander in Einklang zu bringen 
und die Flächeninanspruchnahme durch 
intelligentes Management von Ausgleichs- 
und Ersatzmaßnahmen zu reduzieren. Um 
dieser Aufgabe gerecht zu werden, wurde 
im Jahr 2011 der ThLG-eigene Kompensa-
tionsflächenpool eingerichtet. Zeitgleich 

Status quo       Diverse Vorhabenträger 
planen in Thüringen die Errichtung weiterer 
Windkraftanlagen. Aktuell sind die vorhan-
denen Windvorranggebiete weitgehend be-
baut. Die kurzfristige Ausweisung weiterer 
Windvorranggebiete im Land ist die Voraus-
setzung für das Erreichen der energiepoli-
tischen Ziele. Der Freistaat hat hierfür im 
Sommer 2016 einen Erlass zur Planung von 
Vorranggebieten Windenergie (Windenergie-
erlass) verabschiedet. 

Rolle der Landgesellschaft       Der Bau 
von Windenergieanlagen stellt nach Bau- 
und Naturschutzgesetz einen Eingriff in den 
Naturhaushalt und das Landschaftsbild dar, 
sodass neben dem Flächenbedarf für den 
Eingriff auch Fläche für die zu leistenden 
Ausgleichs- und Ersatzmaßnahmen für jede 
installierte Windenergieanlage bereitgestellt 
werden muss. 
 Fläche ist gefragt – die Konkurrenzen und 
Flächennutzungskonflikte verschärfen sich. 
Neben Wohn- und Gewerbegebieten, Ver-
kehrs- und Tourismusinfrastrukturen sowie 
der Nahrungsmittelproduktion kommt mit der 
Energiewirtschaft ein weiterer Akteur hinzu, 
der Ansprüche an die Fläche anmeldet. 
 Anspruch der Landgesellschaft ist es, 
die vielfältigen Interessen der Landnut-
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wurde die abteilungsübergreifende Arbeits- 
gruppe – Zentrale Stelle Kompensation – ge-
bildet. Hierin personell vereint ist langjäh-
rige Kompetenz im Flächenmanagement, in 
der landwirtschaftlichen Betriebsberatung 
und in der Landschaftsplanung. Die Verbin-
dung zwischen den verschiedenen Akteuren 
und Betroffenen herzustellen sehen wir als 
unsere Aufgabe.

Kompensationsflächendatenbank        
Zur professionellen Verwaltung des Kompen-
sationsflächenpools wurde im gleichen Jahr 
die ThLG-eigene Kompensations-Datenbank 
entwickelt und als zusätzlicher Baustein 
in die IT-Systemarchitektur der ThLG inte-
griert. Über Warehouselösungen kann auf 
aktuelle Daten anderer Systeme zugegriffen 
(Liegenschaftsverwaltungssoftware, Monito-
ringdaten, GIS-Daten) bzw. Daten aus der 
Datenbank in andere Systeme eingebunden 
werden. Aktuell werden in der Datenbank ca. 
200 Maßnahmen mit einem Gesamt-Aufwer-
tungspotenzial von 67 105 903 Punkten bzw. 
flächenäquivalent Aufwertung für potenzielle 
Vorhabenträger vorgehalten. 
Das Maßnahmenspektrum umfasst u. a.:
  Produktionsintegrierte Kompensation 

(PIK) – Kompensation mit Landwirten 
ohne Entzug landwirtschaftlicher Flächen

Kompensationsmaßnahme: Grabenbeglei -
tende Gehölzpflanzung in der Gemarkung 
Kannawurf
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  Kompensation durch Maßnahmen zur Um-
setzung der Wasserrahmenrichtlinie

  Kompensation durch Rückbau, Entsie-
gelung und Revitalisierung von Brach- 
flächen

  Kompensation auf landeseigenen Natur-
schutzflächen und im Grünen Band in 
Kooperation mit der Stiftung Naturschutz 
Thüringen

Der flächenschonende Umgang mit landwirt-
schaftlicher Nutzfläche unter Verwendung 
eines Maßnahmenmix aus zum Beispiel 
produktionsintegrierter Kompensation, Re-
vitalisierung von Altstandorten bis hin zu 
Maßnahmen der EU-Wasserrahmenrichtlinie 
ist unser Ziel. Hierbei muss sich die Maß-
nahmenkonzeption nicht am jeweiligen 
Eingriffsvolumen orientieren, sondern an 
naturschutzfachlich sinnvollen Größen, so 
dass auch komplexere und landwirtschaft-
lich verträgliche Naturschutzmaßnahmen 
gebündelt realisiert werden können. Die 

langfristige Sicherung und Begleitung der 
Kompensation, Vorfinanzierung von Kompen-
sationsmaßnahmen, Koordinierung von Fi-
nanzierung und Abrechnung, treuhänderische 
Verwaltung langfristiger Zahlungsströme oder 
auch die schuldbefreiende Übernahme der 
jeweiligen Kompensationsverpflichtung des 
Vorhabenträgers zählen zu den Leistungen 
der Thüringer Landgesellschaft mbH.

Fazit       Bei Ausweisung weiterer Wind-
vorranggebiete in Thüringen ist die ThLG in 
der Lage, einen schnellen und gezielten Zu-
griff auf Kompensationsmaßnahmen unter-
schiedlichen Bearbeitungsstandes und somit 
eine kurzfristige und bedarfsgerechte Bereit-
stellung von Vorhabenträgern zu bieten. Die 
Nutzung von Flächenpools bietet Inves toren 
zudem eine höhere Planungssicherheit und 
trägt durch bereits geführte Vorab stimmungen 
mit Behörden und Landnutzern zur Beschleu-
nigung von Zulassungsverfahren bei.

Sandra Lindauer
Dipl.-Agraringenieurin, 
 Arbeitsgruppenleiterin 
 Flächenmanagement – Natür-
liche Ressourcen Thüringer 
Landgesellschaft mbH, Erfurt

Windpark bei Gebersreuth 
im Saale-Orla-Kreis
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Die gemeinnützigen Landgesellschaften im BLG
Zentralen, Zweig- und Außenstellen, Regionalbüros, Teamstandorte  
bzw.  Arbeitsstützpunkte

KIEL

LEEZEN

BERLIN

MAGDEBURG

HANNOVER

KASSEL

STUTTGART

MÜNCHEN

Lübeck

Rostock
Greifswald

Neubrandenburg

Gardelegen

Wittenberg

Halle
Rötha

Aue

MEIßEN

Eggenfelden

Augsburg

Bamberg

Ansbach

Würzburg

Freiburg
Donaueschingen

Ummendorf

Gießen

Mörfelden-Walldorf

Aurich
Bremerhaven

Lüneburg
Oldenburg

Meppen
Bremen

Verden

Hamburg

Osnabrück

Göttingen

Braunschweig

Bonn

Düsseldorf

Mainz

Saarbrücken

Sondershausen

Neustadt/OrlaMeiningen

ERFURT

Schwandorf

Radibor
Bennewitz

Potsdam



87Ländliche Räume zukunftsfähig gestalten



Mitgliedsgesellschaften des Bundesverbandes der gemeinnützigen Landgesellschaften

Karolinenplatz 2 | 80333 München | Tel.: 089 / 5 90 68 29-10  
Fax: 089 / 5 90 68 29-33 | E-Mail: ls.muenchen@bbv-ls.de | www.bbv-ls.de

Wilhelmshöher Allee 157 – 159 | 34121 Kassel | Tel.: 0561 / 30 85-0
Fax: 0561 / 30 85-153 | E-Mail: info@hlg.org | www.hlg.org

Lindenallee 2 a | 19067 Leezen | Tel.: 03866 / 4 04-0
Fax: 03866 / 4 04-490 | E-Mail: landgesellschaft@lgmv.de | www.lgmv.de

Große Diesdorfer Straße 56 – 57 | 39110 Magdeburg | Tel.: 0391 / 73 61-6  
Fax: 0391 / 73 61-777 | E-Mail: Info@LGSA.de | www.LGSA.de
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